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I. Schriftlich. Par écrit.
MÜlIer-Ainriswil, Berichterstatter:
Das Problem, auf verfassungsmässigem Wege

ilie Grundlagen zu schaffen für die Herstellung des
Budget- und Rechnungsgleichgewichtes im eid-
genössischen Staatshaushalt, ist zweifellos eine der
dornigsten Aufgaben, welche seit dem Bestand des
Bundesstaates an die eidgenössischen Räte heran-
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getreten ist. In den allgemeinen Erwägungen zur
Fiskalpolitik des Bundes stellt die bundesrätliche
Botschaft in eindrücklicher Weise die Vermehrung
der verfassungsmässigen Aufgaben fest, wie sie seit
dem Jahre 1874 durch mehr als 40 Partialrevisionen
der Bundesverfassung erfolgt ist. Dieser Kompe-
tenzerweiterung hat die verfassungsmässige Ent-
wicklung der Bundeseinnahmen nicht entsprochen.
Es muss eigentlich überraschen, dass bis zum Jahre
1913 die entscheidend ins Gewicht fallenden Ein-
nahmenquellen des Bundes, die Grenzzölle, fast im
Verhältnis zu den steigenden Bundesausgaben eine
stärkere Ergiebigkeit zeigten, so dass es im wesent-
lichen gelang, das Budgetgleichgewicht aufrechtzu-
erhalten. Allerdings ist schon in den Budgetbot-
schaften vor 1914 und in den Voten der Budget-
berichterstatter des eidgenössischen Parlamentes
gelegentlich die Mahnung zum Masshalten in den
Auslagen und zur Ausschau nach neuen Einnahmen
deutlich ausgesprochen worden. Die Besorgnisse
aus jener Zeit, da die Eidgenossenschaft in ihrer
Staatsrechnung noch ein reines Vermögen von
100 Millionen Franken auswies, nötigen uns heute
fast ein Lächeln ab. Damals wäre die Prognose,
dass der Staat bei einem Schuldenüberschuss von
vielen Milliarden Franken seine Währung intakt
halten und seine Aufgaben erfüllen könne, meistens
wohl auf ein ungläubiges Kopfschütteln gestossen.
Die Entwicklung, die seither eingetreten ist, zeigt
nur, wie anpassungsfähig der menschliche Geist an
neu eingetretene Tatsachen sich immer wieder zeigt.

Noch im ersten Weltkrieg "wurden die ausser-
ordentlichen Aufwendungen der Mobilisation ge-
deckt durch Einnahmen, welche auf verfassungs-
mässigem Fundament beruhten. Bestrebungen in
der Zeit nach dem ersten Weltkrieg, zu einer neuen
Finanzordnung zu gelangen, welche den an den
Bund gestellten Aufgaben, speziell auf dem Gebiete
der Sozialfürsorge und der Landesverteidigung,
genügten, führten nicht zum Ziele. In der Zeit
zwischen den beiden Kriegen schon, speziell in den
dreissiger Jahren, mussten durch zahlreiche dring-
liche Bundesbeschlüsse, welche sogar ins Verfas-
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sungsrecht eingriffen, Einsparungen erzielt und
neue Einnahmequellen gefunden werden. Erst im
Jahre 1938 gelang es, für eine kurze Zeit eine ver-
fassungsmässige Finanzordnung zu schaffen, welche

"für die Eidgenossenschaft eine wesentliche Erleich-
terung in ihrer Finanzlage brachte. Nach Ausbruch
des Weltkrieges aber wurden neue Einnahmen im
grossen Ausmasse durch vom Parlament gebilligte
Vollmachtenbeschlüsse des Bundesrates dekretiert.
Die bundesrätliche Botschaft bringt in knapper,
aber prägnanter Darstellung die Entwicklung des
Finanzrechtes in Erinnerung. Ich .beschränke mich
darauf, auf diese Ausführungen zu verweisen und
lediglich folgende Zahlen hier festzuhalten:

Bei einer totalen Einnahmensumme von 1175
Millionen Franken betrugen im Jahre 1945 die auf
Grund des Notrechtes erhobenen Einnahmen 496
Millionen Franken; im Jahre 1946 brachten diese
ausserordentlichen • Einnahmenquellen 1026 Mil-
lionen Franken ein bei Gesamteinnahmen von
1777 Millionen Franken, im Jahre 1947 785 Mil-
lionen Franken bei Gesamteinnahmen von 1420
Millionen Franken. Für das Jahr 1948 sind bei
budgetierten Gesamteinnahmen von 1673 Millionen
Franken die ausserordentlichen Einnahmen mit
835 Millionen Franken veranschlagt. Wir konsta-
tieren also, dass in den verflossenen Jahren mehr als
die Hälfte der Einnahmen, die in der Hauptsache
für die laufenden Bedürfnisse des. Staatshaushaltes
und nur im geringen Umfange für die Schulden-
tilgung benötigt wurden, ihre rechtliche Grundlage
im Notrecht finden. Die Vollmachtenbeschlüsse
sind zeitlich bis zum 31. Dezember 1949 begrenzt.
Es liegt auf der Hand, dass ab 1. Januar 1950 die
Eidgenossenschaft ausserstande ist, das Budget-
gleichgewicht mit den verfassungsmässig gesicherten
Einnahmen aufrechtzuerhalten. Angesichts der Tat-
sache, dass allein schon die Landesverteidigung und
die Verzinsung der Bundesschuld rund 740 Mil-
lionen Franken pro Jahr erfordern, die Einnahmen
aus der Besteuerung von Tabak und Alkohol reser-
viert sind für die AHV, ist leicht zu errechnen, dass
die verfassungsmässigen Einnahmen, die in den
Zöllen und Stempelabgaben, der Ausgleichssteuer,
den Militärpflichtersatzsteuern und den Erträgnis-
sen der PTT bestehen, auch bei allergünstigster
Entwicklung dieser Einnahmenquellen nicht ein-
mal ausreichen, um die Aufwendungen für die vor-
genannten beiden grossen Ausgabenpositionen zu
decken. Es werden also für die Zeit ab 1. Januar
1950 die bisherigen verfassungsmässigen Einnahmen
•erhöht oder andere erschlossen werden müssen. Die
ausgiebigen Debatten im Rate über die Rückkehr
vom Vollmachtenrecht zum ordentlichen Verfas-
sungsrecht, sowie die Diskussion in der Öffentlich-
keit, geben den deutlichen Hinweis darauf, dass für
die Ordnung des Firianzrechtes die normale verfas-
sungsrechtliche Grundlage zu suchen ist. Bei den
gesteigerten Anforderungen an den Bund und der
gegenüber 1938 vollständig veränderten Lage auf
dem Gebiete des Militärwesens, der Wirtschaft und
der Sozialpolitik ist es ganz offenkundig, dass die
zur Verfügung stehenden verfassungsmässigen Ein-
nahmenquellen gemäss Art. 42 und 42 bis der Bun-
desverfassung niemals .ausreichen werden, um die
Brunnen genügend zu speisen, aus deren Röhren
die Zuflüsse sich ergiessen, welche genügen, dass

gesundes Leben in den weiten Gebieten der eidge-
nössischen Gefüde sich erhalten und entfalten kann.

Was für Einnahmen erschlossen werden müssen,
hängt im Staatshaushalte davon ab, welche Auf-
gaben dem Staate übertragen werden und in wel-
chem Umfange er sie erfüllen muss. Mit anderen
Worten: durch die Aufwendungen und die Auslagen,
welche dem Bunde aus der Erfüllung des ihm ver-
fassungs- und gesetzesmässig vorgeschriebenen Auf-
gabenkreises erwachsen, wird bestimmt, welche Mit-
tel ihm zur Verfügung gestellt werden müssen, wenn
er nicht in eine finanzielle Katastrophe hinein-
getrieben werden soll, welcher der währungspoli-
tische und wirtschaftliche Zusammenbruch auf dem
Fusse folgen würde. Es ist natürlich eigentlich ein
unlösbares Problem, die Staatsausgaben für eine
längere Zeit hinaus einigermassen genau selbst für
normale Zeiten festlegen zu wollen. Für ausser-
ordentliche Verhältnisse, wie etwa für Zeiten einer
Mobilmachung, vorausschauend die Staatsauslagen
auch nur irgendwie annähernd bestimmen zu wollen,
wäre vermessen.

Der Bundesrat ist in seinem Finanzplan für den
Durchschnitt der Jahre 1950 und folgende ur-_
sprünglich von einem Ausgabenbudget von l Mil-
liarde 350 Millionen Franken ausgegangen ist. Nach
neuern Berechnungen, die vorgenommen wurden
auf Grund der Beratungen in der ständerätlichen
Kommission, ist der Bundesrat zu einer im Verhält-
nis zum Gesamtplan kleinen Reduktion von 20 Mil-
lionen Franken gelangt, die dadurch erreicht wurde,
dass man in der Bundeszivilverwaltung die Perso-
nal- und Sachausgaben um je 10 Millionen Franken
niedriger ansetzte. Der Ständerat ist zum Schlüsse'
gelangt, dass man normalerweise nicht mit höhern
Totalausgaben als 1-235 Millionen Franken zu
rechnen brauche. Er ist davon ausgegangen, dass
man den vom Bundesrat mit 346 Millionen Franken
veranschlagten Schuldendienst um 20 Millionen
Franken, die Auslagen der Zivilverwaltung um
35 Millionen Franken, die Ausgaben der Landesver-
teidigung durch Reduktion der Personalausgaben
um 10 Millionen Franken, die Bundesbeiträge eben-
falls um 10 Millionen Franken und schliesslich die
auf 150 Millionen Franken berechneten Aufwendun-
gen für Krisenverhütung und ausserordentliche
Hilfsaktionen um 100 Millionen Franken herab-
setzen dürfe, wogegen ein Betrag von 70 Millionen
Franken zur vermehrten Schuldentilgung heran-
zuziehen wäre. Angesichts der Bedeutung dieses
Ausgabenplanes für die Beschaffung der notwendi-
gen Einnahmen hat Ihre Kommission die erste
Woche ihrer Beratungen vollständig der Ausgaben-
seite des Finanzplanes gewidmet. Dabei war sie sich
wohl bewusst, dass dieser Ausgabenplan nicht die
Bedeutung eines verbindlichen Budgets für 1950
und folgende Jahre haben kann. Einerseits hat er
keinerlei Verbindlichkeit für den Bundesrat und das
Parlament, und auf der ändern Seite nimmt er die
Revision bestehender gesetzlicher Vorschriften be-
reits voraus. Er ist also nichts anderes als eine
Schätzung der Ausgaben auf Grund der Erfahrun-
gen der Vergangenheit, mit denen neue Auslagen,
die für die Zukunft sich aufdrängen, und Einspa-
rungsmöglichkeiten kombiniert werden..

Ihre Kommission hat eine eingehende Aus-
sprache gepflogen über die Details des Ausgaben-
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planes, wie sie auf Seite 276 der bundesrätlichen
Botschaft ihre Darstellung erfährt. Speziell hat sie
sich auseinandergesetzt mit den auf Seite 94 der
Botschaft aufgeführten Bundessubventionen. __ In
dieser Aussprache wurden neben den finanziellen
vor allem auch die politischen, militärischen und
wirtschaftlichen Momente, von denen die Staats-
auslagen abhängig sind, gewürdigt. In Abweichung
von der ständerätlichen Kommission und vom
Ständerat selber ist die nationalrätliche Kommis-
sion in ihrer Mehrheit bei der Bemessung der Aus-
gabenpositionen in der Hauptsache den Überlegun-
gen des Bundesrates gefolgt. Wir gestatten uns,
die Begründung zu den einzelnen Positionen in Er-
gänzung der ausführlichen Botschaft des Bundes-
rates hier darzulegen. Wir möchten dabei nicht
unterlassen, wenn Sie zu diesen Berechnungen Stel-
lung nehmen, Sie zu bitten, davon abzusehen, den
Ausgabenplan einer vielleicht vorgefassten Meinung
über die Einnahmenpositionen anzupassen. Es
könnte sonst geschehen, dass man sich über die
Möglichkeit der Herabsetzung der Auslagen Illusio-
nen macht, die bei der künftigen Budget- und
Rechnungsgestaltung sich verhängnisvoll auswirken
könnten. Wir erlauben uns, auch darauf hinzuwei-
sen, dass die Herabsetzung der Zahlen im Ausgaben-
plan noch gar nichts zu tun hat mit einem mehr
oder weniger grossen Sparwillen. Derselbe kommt
erst dann zur Geltung, wenn bei der künftigen
Beratung von Gesetzen, Beschlüssen und Budgets
es gilt, Mass zu halten in der Bewilligung neuer
Mittel. Deshalb ist dieser Ausgabenplan zu würdigen
im Hinblick auf .die Aufgaben, deren Erfüllung vom
Bunde für die Zukunft'allgemein verlangt wird.

Eine gegenüber der Vorkriegszeit wesentlich
bedeutendere Rolle wird in den künftigen Budgets
und Staatsrechnungen die Verzinsung und Tilgung
der Bundesschuld spielen. Sie wissen, dass der
Bundesrat in Aussicht genommen hat, den Rest
der eigentlichen Mobilisationsschuld mit rund
5 Milliarden Franken in einem Zeitraum von
60 Jahren zu tilgen. Er hat im Hinblick darauf
für den Finanzplan pro 1950 und folgende Jahre
die Auslagen für die Verzinsung und Amortisation
der Bundessschuld auf 345 Millionen Franken be-
messen, wovon im ersten Jahre 315 Millionen Fran-
ken für die Verzinsung und 30 Millionen für die
Tilgung der Bundesschuld verwendet werden soll-
ten. Zufolge der sukzessiven Reduktion der Bundes-
schuld würde der Aufwand für die Verzinsung jähr-
lich reduziert, derjenige für die Schuldenamorti-
sation entsprechend gesteigert. Der Ständerat hat
geglaubt, davon ausgehen zu dürfen, dass für die
Verzinsung jährlich nur 295 Millionen Franken in
Rechnung zu bringen seien. Die Höhe der Zinsen-
last des Bundes hängt einmal von der zu verzinsen-
den Schuld und sodann vom mittleren Zinsfuss ab,
der zur Anwendung gelangt. Der Bundesrat ging
noch davon aus, dass für die Verzinsung der Bundes-
schuld ein Sprozentiger Zinssatz in Rechnung ge-
bracht werden dürfte. Ist der durchschnittliche
Zinsfuss, zu dem der Bund seine Anleihen zu ver-
zinsen hat, höher, so würde die Staatsrechnung
eine entsprechende Mehrbelastung erfahren. Im
gegenwärtigen Momente beträgt die Zinsbelastung
der Bundesschuld rund 3%%. Nichts deutet darauf
hin, dass eine Herabsetzung dieses Zinsfusses in

nächster Zeit zu erwarten ist. Die mittel- und lang-
fristigen Anleihen, welche die Eidgenossenschaft in
nächster Zeit zur Konversion bringen muss, werden
nach der heutigen Lage des Geldmarktes kaum
wesentlich besser als zu 3%% unterzubringen sein.
Diese Auffassung wird bestätigt durch das Schick-
sal der letzten Anleihensoperation des Bundes. Die
Situation hat sich seit dem Momente, da die bundes-
rätliche Botschaft erschien, zuungunsten der Dar-
lehensnehmer verschoben. Bei- dieser Sachlage er-
scheint es uns nicht mehr gerechtfertigt, auf einem
Zinsfuss von 3 % bestehen zu wollen, der nur vor-
übergehend Geltung hatte und der seit Bestand des
Bundesstaates der niedrigste war, der f ir langfristige
Anleihen zur Anwendung gelangte. Nicht zu ver-
gessen ist die Tatsache, dass ein Abgang der zur Zeit
in Schweizer Franken und in schweizerischen Wert-
papieren angelegten ausländischen Kapitalien, die
auf beträchtliche Summen geschätzt werden, das
gegenwärtige für den Schuldner nicht ungünstige
Zinsgefüge ins Wanken bringen könnte. Wie leicht
solche Kapitalien zufolge Änderungen der politischen
Lage im In- oder Ausland Reissaus nehmen, ist nur
zu bekannt.

In der Öffentlichkeit wird nicht selten damit
argumentiert, dass die Verpflichtungen des Bundes
zum grossen Teil eine interne Schuld darstellen,
das heisst, dass seine Zahlungsverpflichtungen
gegenüber eigenen Institutionen und Fondationen
bestünden. Es wird darauf verwiesen, dass vor
allem durch die Ansammlung grosser Geldmittel
im Fonds für die AHV die Eidgenossenschaft ein
Reservoir besitze, welches auf die Zinssätze drücken
und aus welchem zudem die nötigen Mittel der Eid-
genossenschaft darlehensweise zur Verfügung gestellt
werden können. Die Auffassung, dass der zu äuf-
nende Fonds der AHV eine stark zinsverbilligende
Wirkung haben werde, wird von kompetenter Seite
stark angezweifelt. Denn die Mittel, welche in diesen
Fonds fliessen, stellen ja kein neues Geld dar. Sie
werden der Wirtschaft, den Banken, dem Spar-
kapital entzogen. Entweder führt der AHV-Fonds
dieses Geld wieder der Wirtschaft zu oder er über-
lässt es dem Staate, der Anleihen damit .zurück-
zahlen kann, wodurch die zurückbezahlten Beträge
wieder in die Wirtschaft fliessen. Es entsteht also
einfach ein anderer Kreislauf des Geldes. Die beim
AHV-Fonds zur Verfügung stehenden Mittel müssen
im Interesse der Versicherung möglichst bald wieder
zinstragend angelegt werden, und zwar in der Haupt-
sache mittel- oder langfristig. Von den Prämien,
welche jährlich für die AHV eingehen und von den
Leistungen der öffentlichen Hand, wird derjenige
Teil, der nicht für Rentenzahlungen an die Ver-
sicherten Verwendung finden muss, fest angelegt in
Wertpapieren und ändern Guthaben; geschieht das
beim Bunde, so wird einfach die Wirtschaft ent-
sprechend grössere Geldbedürfnisse haben, die
anders gedeckt werden müssen. Es wird nicht an-
gängig sein, dass die AHV den Bund mit ihren Mit-
teln zu anderen als den Marktbedingungen bedient.
Auf alle Fälle ist das die gegenwärtig von den ver-
antwortlichen Organen geübte Praxis in der Dar-
lehensgewährung. Ganz abwegig ist die Auffassung,
die man gelegentlich hört, der AHV-Fonds sei dem
Bund zu 3% zur Verfügung zu halten, da ja das
ganze Versicherungswerk auf einer Sprozentigen
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Kapitalverzinsung aufgebaut sei. Derartigen Mei-
nungen gegenüber ist zu betonen, dass die Ver-
sicherten einen Anspruch darauf besitzen, dass das
Vermögen, welches der vom Staate unabhängig ver-
walteten AHV zusteht, bestmöglich angelegt und
nicht anderen Staatszwecken dienstbar gemacht
wird. Soweit also die Eidgenossenschaft Schuldnerin
des AHV-Fonds sein wird, wird sie die Schuld nach
den jeweils geltenden Marktverhältnissen zu kontra-
hieren und zu verzinsen haben. Dabei mag es dahin-
gestellt bleiben, ob die verantwortlichen Organe des
Fonds sich direkt an Anleihen beteiligen oder ob
sie Obligationen des Bundes im Markte aufkaufen.
Wenn sie bei solchen Gelegenheiten eine gewisse
Stützung der Kurse der Bundesanleihen erreichen
und einem Hinaufschnellen der Zinssätze im all-
gemeinen einen gewissen Einhalt gebieten können,
so mag das zu begrüssen sein, aber wesentlich
bessere Marktbedingungen für den Schuldner wer-
den damit kaum geschaffen werden.

Zusammengefasst ist zu sagen, dass keine Fak-
toren vorliegen, welche heute die Prognose recht-
fertigen, dass der künftige Zinsfuss, zu welchem die
Bundesschuld zu verzinsen ist, unter den heutigen
Durchschnittssatz von 3%% fallen werde. Geht
man von einer Totalverschuldung des Bundes von
9,7 Milliarden Franken auf 1. Januar 1950 aus, so
erfordert dieselbe bei einem Zinssatz von 3*4%
für die Verzinsung 325 Millionen Franken. Das Bud-

. get pro 1949^ sieht noch Aufwendungen von rund
,329 Millionen Franken vor für die Verzinsung allein.
Es ist also mit der Zahl von 315 Millionen Franken
bereits einer Reduktion der Bundesschuld Rechnung
getragen.

In der Kommission und speziell auch in Wirt-
schaftskreisen ist die Frage aufgeworfen worden, ob
nicht erhebliche Einsparungen erzielt werden könn-
ten dadurch, dass die Verzinsung einer Reihe von
Fondsguthaben durch den Bund eingestellt'würde.
Über diese Frage hat die Kommission einen Er-
gänzungsbericht vom Bundesrate einverlangt. Der-
selbe ergibt, dass schon entgegen den bestimmten
Vorschriften des Bundesgesetzes über die Anlage
der eidgenössischen Staatsgelder und Spezialfonds
vom 28. Juni 1928 verschiedene Fondsguthaben
nicht mehr verzinst werden, so der eidgenössische
Invalidenfonds und der Münzreservefonds. Rein
wirtschaftlich lässt sich diese Massnahme damit
begründen, dass diese Fondationen zur Zeit nicht
irgendwie in Anspruch genommen werden können

' zur. Erfüllung der bei ihrer Gründung vorgesehenen
Zwecke. Es wird auch möglich sein, speziell den
Münzreservefonds erheblich zu reduzieren. Damit
entsteht eine buchmässige Verringerung der Staats-
schuld, die aber gar keinerlei Auswirkungen auf die

, jährlichen Aufwendungen hat, da schon heute keine
Verzinsung erfolgt.

Im übrigen wird aber genau zu untersuchen sein,
ob noch Fondationen bestehen, bei denen die Zins-
pflicht überhaupt aufgehoben werden kann. Wie
schon erwähnt, steht eine solche Massnahme im
absoluten Widerspruch zu gesetzlichen Vorschriften.
Die Einstellung der Verzinsung aller derjenigen
Fonds, welche durch Drittpersonen begründet und
geäufnet wurden, stände in der Regel im Gegensatz
zu dem Willen der Donatoren. Sehr oft wird aber
auch der Verzicht auf eine Fondsverzinsung einfach

Mehraufwendungen in der Staatsrechnung zur Folge
haben. Ich verweise etwa auf den bestehenden
Fonds für die Militärversicherung. Wird derselbe
nicht mehr verzinst oder der Fonds vollständig auf-
gehoben, so wird die Staatsrechnung Mehrauslagen
an die Militärversicherung zu tragen haben. Es wäre
daher eine Illusion, anzunehmen, dass durch solche
Massnahmen auf längere Sicht gesehen eine Ver-
besserung der Budgets erreicht werden könne, ganz
abgesehen davon, dass vor allem das Anlagegesetz
und eine Reihe von Spezialgesetzen einer Revision
unterworfen werden müssten.

Schon das Bundesgesetz vom 10. April 1891
betreffend die Anlage eidgenössischer Staatsgelder
und der Spezialfonds verpflichtete die Bundes-
behörden, die freien Mittel zinstragend anzulegen.
In der Botschaft zu dem jetzt geltenden Anlage-
gesetz vom 8. September 1927 verweist der Bundes-
rat darauf, dass im Schosse der eidgenössischen Räte
wiederholt der Wunsch ausgesprochen wurde, die
verfügbaren Mittel der Spezialfonds in fest verzins-
lichen Werten anzulegen. Bewusst wollte man ab-
gehen von der damals schon eingerissenen Praxis,
die Fondationen einfach in Guthaben an den Staat
umzuwandeln. Das Gesetz enthält denn auch die
Bestimmung, dass das Vermögen der Spezialfonds
bis mindestens % in Pfandbriefen oder Obligationen
schweizerischer Bodenkreditanstalten und in Grund-
pfandtiteln anzulegen sei. Es ist wohl anzunehmen,
dass man mit der Verpflichtung, einen Teil des
Fondsvermögens in solchen Wertpapieren anzu-
legen, gerade verhüten wollte, dass die Fondsmittel
in ihrer Substanz oder in ihrem Ertrage irgendwie
gefährdet würden. Diese gesetzlichen Vorschriften
sind in den letzten Jahren immer weniger beobach-
tet worden. Der Bund hat zu Lasten der Fonds
dadurch gewisse Zinsersparnisse gemacht, dass die
Fondsmittel in Buchguthaben an den Bund um-
gewandelt wurden. Die Entwicklung wäre denn
doch eine mehr als eigenartige, wenn in grossem
Umfange nicht nur die Selbständigkeit der Fonda-
tionen durch die Anlage beim Bund herabgemin-
dert, sondern auch der Ertrag auf Null reduziert
würde. Die in der Öffentlichkeit herumgebotene

• Auffassung, es liessen sich an Fondszinsen 10 Mil-
lionen Franken ersparen, steht in unlösbarem Wider-
spruch zu. der gesetzlichen Ordnung. Letzten Endes '
würde eine solche Massnahme auch nicht wesent-
lich zur Besserung der Finanzlage beitragen. Die-
selbe lässt sich nicht mit Buchhaltungskünsten
ordnen, sondern nur mit materiellen Leistunge'n
'und Opfern. Selbstverständlich ist damit nicht
gesagt, dass nicht eine gründliche Überprüfung der
Einsparungsmöglichkeiten auf den Fonds und
Fondsverzinsungen zu erfolgen habe, damit nicht
Vermögen geäufnet werden, die eine materielle Be-
deutung für Staat und Wirtschaft nicht haben. Der
Bundesrat berechnet die jährlichen Einsparungs-
möglichkeiten auf maximal 2 Millionen Franken;
sie werden sich nie in einem Masse erzielen lassen,
dass eine -wirkungsvolle Herabsetzung der Zins-
lasten des Bundes erreicht wird.

In Kreisen der Wissenschaft und der Wirtschaft
ist in Zweifel gezogen Worden, ob eine teilweise
Amortisation der Staatsschulden überhaupt ins Auge
gefasst werden müsse. Die Erwägungen, welche in
dieser Richtung gehen, scheinen uns reichlich
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theoretischer Natur zu sein. Sie übersehen» vor
allem die Gefahr, dass gerade in Zeiten der Wirt-
schaftskrise die Staatsschulden noch weiter ver-
mehrt werden müssten. womit wiederum in ungün-
stigen Zeiten eine Vermehrung der Zinslasten her-
beigeführt würde. Mit der Expertenkommission,
dem Bundesrat und dem Ständerat vertritt die
Kommission die Auffassung, dass am Prinzip der
Schuldentilgung nicht gerüttelt werden dürfe. Die
dagegen erhobenen Einwände entsprechen sicher
nicht dem Grundsatz der Führung eines gesunden
Staatshaushaltes. Tilgung und Zinsbelastung zu-
sammen sollten aus all den genannten Gründen
nicht, mit einer niedrigeren Summe als den vom
Bundesrat errechneten 346 Millionen Franken in
den Finanzplan eingesetzt werden.

Unter den Rubriken „Auslagen für Zivilver-
waltung" und „Landesverteidigung" haben im
Ständerat die Kosten für Personal und Behörden
die Aufmerksamkeit besonders auf sich gezogen. In
der Zollverwaltung hat der Bundesrat seine ur-
sprünglich errechneten Beträge von 140 Millionen
auf 130 Millionen Franken reduziert; er rechnet bis
auf das Jahr 1950 mit einer Reduktion der Arbeits-
kräfte in der Zentralverwaltung auf 20 000 Per-
sonen. Der Ständerat hält eine weitere Herabsetzung
möglich auf 17 000 bis 18 000 Einheiten, was bei
einer gleichbleibenden Salarierung einer weitern
Einsparung von 20—30 Millionen Franken ent-
sprechen würde. Zum vornherein ist zu bemerken,
dass einzelne Sektoren der Zentralverwaltung, so
die Zollverwaltung, nicht in Betracht fallen für
weitere Personalherabsetzungen, muss doch, wie
allseitig zugegeben wurde, der Bestand des Grenz-
wachtkorps, damit es seine Aufgaben ordnungs-
gemäss erfüllen kann, um zirka 200 Mann erhöht
werden. Das gleiche gilt nebenbei gesagt für die
Eidg. Post-, Telegraph- und Telephonverwaltung.
Von Bedeutung ist dieser Umstand für den Finanz-
plan aber nicht, da das Personal der Regiebetriebe
nicht im Personal der Zivilverwaltung Inbegriffen
ist. Ihre Kommission hat über die Möglichkeit des
Personalabbaues noch einen weitern Bericht vom
Bundesrat einverlangt. Auf Grund der einlässlichen
Ausführungen in demselben nimmt sie an, dass
eine Reduktion des Personalbestandes noch mög-
lich sein sollte in einem Ausmasse, dass gegenüber
dem Finanzplan des Bundesrates eine weitere Ein-
sparung von rund 10 Millionen Franken erzielt
werden kann. Die Rationalisierungsmassnahmen
sind heute nicht in allen Abteilungen~der Bundes-
verwaltung bis in die äussersten Konsequenzen
durchgeführt. Durch eine Verbesserung der tech-
nischen Hilfsmittel lassen sich Personaleinsparungen
da und dort noch erreichen. Mit Nachdruck ist in
der Kommission der Standpunkt vertreten worden,
man könne sich des Eindruckes nicht erwehren,
dass einzelne Chefbeamten nicht genügend Gewicht
auf eine rationelle Ausnützung der Arbeitskräfte
legen. Immer noch kann an vereinzelten Orten
gelegentlich festgestellt werden, dass Beamte des
Bundes sich ihrer vollen Verantwortung in bezug
auf ihre Arbeitspflichten nicht voll bewusst sind.
Wenn das sicherlich nur in vereinzelten Abteilungen
der Fall ist, so ist nicht zu vergessen, dass Beobach-
tungen, welche in solchen Einzelfällen gemacht
werden, gerne eine Verallgemeinerung erfahren.

Nicht nur aus Ersparnisgründen, sondern vor allem
auch im Interesse des Ansehens des ganzen Bundes-
personals, ist deshalb darauf zu dringen, dass die
Herabsetzung des Personalbestandes überall dort
erfolgt, wo noch ein Missverhältnis besteht zwischen
den vorhandenen Arbeitskräften und den zu er-
füllenden Aufgaben. Die Herabsetzung der Personal-
aufwendungen um 10 Millionen Franken ist natür-
lich an die Voraussetzung geknüpft, dass nicht zu-
folge Verteuerung der Lebenshaltung Erhöhungen
der gesetzlichen Saläre und der Teuerungszulagen
in Kauf genommen werden müssen:

Auf dem Gebiete der Landesverteidigung hat
sich die Kommission prinzipiell der Auffassung des
Bundesrates angeschlossen, es wären die Zeitläufte
kaum dazu angetan, einen Abbau der Verteidi-
gungskraft des Landes, etwa durch Verzicht auf die
Ausrüstung mit modernen Waffen oder durch die
Reduktion der Ausbildungszeit, eintreten zu lassen.
Mehrheitlich pflichtet sie immerhin der Meinung des
Ständerates bei, es könne eine weitere Reduktion
des Personalbestandes in der Zentralverwaltung
verantwortet werden, so dass eine Einsparung von
10 Millionen Franken erzielt werden könne. In-
wieweit diese Sparmassnahme sich in Einklang
bringen lässt mit dem allseitig unterstützten Postu-
lat der Besserstellung unseres Instruktionspersonals
und angemessener Erhöhung des Bestandes des-
selben, steht allerdings auf einer ändern Seite ge-
schrieben. Es ist sehr zu befürchten, dass letzten
Endes diese Beschränkung in den Ausgaben sich
auswirkt auf die Bewaffnung, Ausrüstung und Aus- •
bildung unserer Armee. Nicht unterlassen wollen
wir, daran zu erinnern, dass die Revision des
Bundesgesetzes über die Militärversicherung nach
dem gegenwärtigen Stande einige Millionen Franken
Mehrauslagen gegenüber dem Projekte des' Bun-
desrates erfordern wird.

Einen breiten Raum in der öffentlichen Dis-
kussion über die Finanzreform nehmen immer die
Bundesbeiträge, die viel geschmähten eidgenös-
sischen Subventionen, ein. Es besteht manchenorts
fast ein Dogma, dass hier massive Einsparungen
zu erzielen seien. Nimmt man diese Auslagen-
positionen im Detail durch, so kommen allerdings
die Kritiker gar bald in Verlegenheit. Denn auf Ge-
bieten, in denen sie sich speziell auskennen oder die
ihnen nahe liegen, möchten sie ungerne auf die
Leistungen des Bundes verzichten. Der Ständerat
hat den vom Bundesrat in Rechnung gesetzten Be-
trag von 155 Millionen Franken (worin die Beitrags-
leistungen an die AHV aber nicht inbegriffen sind)
auf 145 Millionen Franken herabgesetzt, ohne
jedoch zu sagen, wo im Einzelnen die Einsparungen
möglich seien.

In der grundsätzlichen Aussprache in der Kom-
mission wurde von den verschiedensten Seiten dei1

Standpunkt vertreten, dass bei Ausrichtung der
Bundesbeiträge in vermehrtem Masse Rücksicht ge-
nommen werden müsse auf die Bedürftigkeit der
Empfänger; es kommen als solche die Kantone und
andere öffentlich-rechtliche Korporationen oder
Private in Frage. Es wurde geltend gemacht, dass
die sogenannten reichen Kantone auf Subventionen
der Eidgenossenschaft überhaupt verzichten sollten.
Wie schwer praktisch die Ausscheidung in arme
und reiche Kantone ist, geht aus der Tatsache
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hervor, dass ein einziges Kommissionsmitglied
seinen Wahlkanton unter die Rubrik der „Reichen"
einzureihen bereit war. Von anderer Seite wurde
darauf verwiesen, dass eine Übereinstimmung über
die "Faktoren der Begriffsbestimmung „arm" und
„reich" kaum leicht zu finden wäre. Ist etwa abzu-
stellen auf die Steuerbelastung oder auf das steuer-
bare Vermögen und steuerbare Einkommen, auf die
Rechnungsergebnisse-der Kantone? Nicht zu ver-
gessen ist, dass krisenempfindliche Kantone bald
zu den reichen, bald zu den sehr notleidenden ge-
zählt werden müssen. Denken wir etwa an die Er-
fahrungen, die der Kanton Neuenburg in der nähern
Vergangenheit gemacht hat. Lässt sich für gewisse
Kategorien der Subventionen, wie die Beiträge an
die öffentlichen Arbeiten, an Gewässerkorrektionen,
an das Schulwesen, die Frage der Abstufung nach
Bedürftigkeit durchaus vertreten, so gestaltet sich
die praktische Durchführung schwieriger bei den
Beiträgen, welche die Kantone veranlassen sollen
zu gewissen Massnahmen auf dem Gebiete des
Gesundheitswesens, auf dem Gebiete der Sozial-
fürsorge und dergleichen. Hier gibt die Leistung des
Bundes erst die Legitimation zur Intervention.
Dabei ist es merkwürdig, wie der viel gerühmte
Föderalismus vor dem Eingriff der Zentralgewalt,
auch wenn sie sich nur durch einen Abteilungschef
repräsentieren lässt, kapituliert, sofern der eidge-
nössische Befehl mit dem Mittel der eidgenössischen
Beitragsleistung versüsst wird. Dort, wo die Sub-
ventionen einem ganzen Berufsstand, wie etwa der •
Landwirtschaft, zugute kommen, ist die Abstufung
der Beiträge nach Bedürftigkeit mit dem Risiko
verbunden, dass das gesteckte Ziel nicht erreicht
wird, weil derjenige, der nicht den gleichen Beitrag
erhält wie sein Nachbar oder gar keinen, in der Be-
wirtschaftung seines Betriebes sich kaum / die
gleichen Vorschriften gefallen lassen wird. Wenn
damit einige Schwierigkeiten, die sich bei der
Lösung des Problems der Leistung von Bundes-
heiträgen nach Bedürftigkeit entgegenstellen, an-
gedeutet wurden, so soll damit nicht gesagt sein,
dass die künftige Gesetzgebung nicht einen bessern
Finanzausgleich durch die Gewährung von Sub-
ventionen versuchen soll. Im übrigen hat die
Kommission die einzelnen Subventionsaufwendun-
gen, wie sie auf Seite 94 der bundesrätlichen Bot-
schaft für 1950 und folgende Jahre vergleichsweise
mit der Staatsrechnung pro 1946 und dem Budget
pro 1948 aufgestellt sind, in detaillierter Beratung
durchgesprochen. Sie musste konstatieren, dass für
zahlreiche Bundesbeiträge eine gesetzliche Bindung
besteht, welche es verbietet, von den eingesetzten
Zahlen abzugehen. Man wird sich bewusst sein
müssen, dass die Abänderung der bundesgesetz-
lichen Vorschriften im Sinne einer Reduktion bisher
bestehender Bundesleistungen nicht nur im Parla-
ment, sondern bei den Interessierten auf die aller-
schwersten Widerstände stossen wird, bis in Kreise
hinein, welche rein dogmatisch den Bundes-
subventionen ablehnend gegenüberstehen. Wir ver-
weisen auch darauf,, dass in bezug auf die Bundes-
beiträge für die Krankenversicherung, die Be-
kämpfung der Tuberkulose, die Tabelle auf Seite 94
der bundesrätlichen -Botschaft die bereits be-
schlossenen oder in Vorbereitung stehenden gesetz-
lichen Massnahmen noch nicht einmal berück-

sichtigt hat. Bei den Aufwendungen für die Strassen,
für den Viehabsatz, für die Getreideordnung,' ist in
der Kommission darauf hingewiesen worden, dass
die Auslagen in der Zukunft wahrscheinlich höher
sein werden. Speziell hangen die Beiträge für die
Inlandgetreidewirtschaft vollständig von der Ent-
wicklung auf dem internationalen Getreidemarkte
ab. Insgesamt glaubte die Kommission nur Reduk-
tionen auf Beiträgen an die Zentrale für Handels-
förderung und die Verkehrszentrale in Höhe von
rund l Million Franken vorsehen zu dürfen, gemäss
einem schon früher gestellten Antrage der Finanz-
kommission, und in der Meinung, dass hier den
direkt Beteiligten und Interessierten vermehrte
Leistungen zuzumuten seien und gewisse Ein-
sparungen sich noch verwirklichen hessen, wie die
bei der Zentrale für Handelsförderung durchge-
führten Massnahmen gezeigt haben. Anderseits
sind aber die Aufwendungen für den Strafvollzug,
wie sie das eidgenössische Strafgesetzbuch vorge-
zeichnet hat, mit 0,3 Millionen Franken offen-
sichtlich zu niedrig gewertet. Es besteht hier keine
Veranlassung, abzugehen von der Summe, welche
die Expertenkommission seinerzeit auf 0,6 Millionen
Franken normiert hatte. Die Kommission kommt da-
mit zum Schlüsse, dass an den vom Bundesrat er-
rechneten zukünftigen Subventionen für 1950 und
folgende Jahre Abzüge in irgendwie nennenswertem
Masse nicht gemacht werden können. Die vorste-
hend genannten relativ kleinen Reduktionen fallen
kaum in Betracht angesichts der Unsicherheit,
welche besteht in bezug auf andere Positionen und
angesichts der Wahrscheinlichkeit, dass Mehraus-
gaben durch die künftige Gesetzgebung zu er-
warten sind.

Neben einer detaillierten Aufstellung für die
mutmasslich regelmässig in Staatsrechnung und
Budget wiederkehrenden Auslagen hat der Bundes-
rat vor allem in Würdigung der gemachten Erfah-
rungen für unvorhergesehene Aufwendungen einen
Betrag von 50 Millionen Franken pro Jahr in Aus-
sicht genommen und ausserdem für die Krisenver-
hütung und Krisenbekämpfung jährlich 100 Millio-
nen Franken in Rechnung gestellt. Dabei dachte er
sich die Ordnung so, dass in Jahren guter Kon-
junktur nicht verbrauchte Überschüsse einem Fonds
einverleibt würden, für welchen per Ende 1946 be-
reits ein Stock aus der Kriegsgewinnsteuer und der
nicht zurückerstatteten Verrechnungssteuer in Höhe
von rund 300 Millionen Franken besteht. Der
Ständerat hat die Reservehaltung von 50 Millionen
Franken für unvorhergesehene Auslagen akzeptiert,
die Krisenrückstellung von 100 Millionen Franken
aber abgelehnt, und zwar in der Weise, dass er
70 Millionen Franken hievon weiter für die Schul-
dentilgung in Aussicht nahm. Die für die Krisen-
bekämpfung in Aussicht zu nehmenden Mittel will
er dem bereits erwähnten Fonds von 300 Millionen
Franken entnehmen und, soweit dieser Fonds nicht
ausreicht, Eingänge aus den Verrechnungssteuern
dem Bunde reservieren, indem er ihn ganz oder
teilweise von der Rückerstattung an die Kantone
entbindet.

Ihre Kommission' hat sich vorerst auf den
Standpunkt gestellt, dass eine Rückstellung für Un-
vorhergesehenes und Krisenbekämpfung unter allen
Umständen notwendig sei ; sie hat sich mehrheitlich
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dafür ausgesprochen, dass eine Trennung in Auf-
wendungen für Unvorhergesehenes und Konjunk-
turrücklagen sich nicht rechtfertigen lasse, sondern
dass eine Gesamtsumme schätzungsweise festgelegt
werden müsse, unter Berücksichtigung der Erfah-
rungen in der Vergangenheit; sie hat sich die Tat-
sache vor Augen gehalten, dass in den Bundesbei-
trägen für Verbilligungsaktionen und den Woh-
nungsbau für 1950 bereits keine Mittel mehr vorge-
sehen sind. Dazu kommt, dass zahlreiche Begehren
auf Unterstützung und Hilfeleistung bereits ange-
meldet sind. So sind in den auf 155 Millionen .Fran-
ken veranschlagten Subventionen keine Beiträge in
Aussicht genommen für die weitere Hilfe an die
Privatbahnen, die als dringlich erklärt wird, ge-
schweige denn Leistungen für die Übernahme be-
stimmter Bahnnetze, wie der Rhätischen Bahn. In
bezug auf die letztere lassen die Eingaben des Kan-
tons Graubünden keine Zweifel darüber aufkom-
men, dass man nicht willens ist, das Bahnnetz zum
Ertragswerte dem Bunde zu überlassen. Auch die
Bundesbahnen verweisen darauf, dass sie gewisse
bauliche Massnahmen, wie die Umbauten von Bahn-
höfen in Bern, Zürich und anderwärts, unmöglich
ohne staatliche Hilfeleistung durchzuführen in der
Lage seien. Bezeichnend dafür, dass man auch in
den Kantonen absolut nicht gesonnen ist, mit wei-
teren Unterstützungsgesuchen an den Bund zurück-
zuhalten, ist der Umstand, dass unmittelbar vor
dem Zusammentritt der Kommission zur ersten
Sitzung die kantonalen Armendirektoren eine jähr-
liche Hilfe von rund 11 Millionen Franken seitens
des Bundes anforderten, um der wohnörtlichen
Armenunterstützung besser zum Durchbruch zu
verhelfen. Die Kommission hat allerdings gefunden,
es sei diesem Begehren kein Gehör zu schenken. Der
Mitwirkung an internationalen Organisationen und
Hilfswerken wird sich die Schweiz auch in Zukunft
nicht entziehen können. Wie es um die Rückzah-
lung unserer grossen Guthaben und Vorschüsse an
das Ausland steht, ist ganz unabgeklärt. Auf vielen
ändern Gebieten wird der Bund um Unterstützung
angegangen. Der Herr Departementschef konnte in
der Kommission darauf hinweisen, dass für die

-nächsten zwei Jahre Begehren in Höhe von rund
400 Millionen Franken beim Bunde angemeldet
sind, die keine Berücksichtigung gefunden haben in
der Tabelle über die Subventionen. Man darf wohl
sehr daran zweifeln, ob der eiserne Sparwille des
Bundesrates, des Parlamentes und vor allem der
eidgenössischen Verwaltungszweige sich so durch-
setzen werde, dass wirklich nur noch den aller-
dringendsten Begehren auf Hilfeleistung entsprochen
wird. Es ist auch zu befürchten, dass kantonalen
Begehren, besonders wenn sie etwa von den kanto-
nalen Finanzdirektoren mit der gewohnten Dezi-
diertheit vertreten werden, der Erfolg auf Kosten
des Bundes nicht versagt bleibt. Speziell im Hin-
blick auf die völlige Ausserachtlassung der Ver-
billigungsmassnahmen und der Wohnbausubven-
tionen ist in der Kommission ein Antrag verfochten
worden, für Unvorhergesehenes und Krisenbe-
kämpfung nicht nur 150 Millionen Franken, sondern
200 Millionen Franken vorsorglich in Aussicht zu
nehmen. Der Antrag ist unterlegen, weil die Mehr-
heit der Kommission die Notwendigkeit einer
Weiterführung dieser ausserordentlichen Aktionen

nicht unter allen Umständen anerkennen will. Diese
Massnahmen stehen in einem gewissen Zusammen-
hang mit der Hochkonjunktur und der damit ver-
bundenen Teuerung. Solange dieselbe weiter dauert,
darf mit erhöhten Einnahmen aus Zöllen ^ind Um-
satzsteuern gerechnet werden. Geht die Konjunktur
zurück, so dürften auch die Preise eine gewisse Re-
duktion erfahren und die Stützungsaktionen nicht
mehr im gleichen Umfange nötig sein, wobei aller-
dings dann die Frage sich erhebt, ob nicht zufolge
des Eintretens der Krise andere Aufwendungen erfor-
derlich werden. Mit dem Ständerat teilt die Kom-
mission die Auffassung, dass Überschüsse der
Staatsrechnung, welche sich daraus ergeben, dass
die genannten 150 Millionen Franken nicht voll
aufgebraucht werden, zu vermehrter Schulden-
tilgung zu verwenden seien. Es sollen also solche
Überschüsse nicht einfach buchmässig einem Spe-
zialfonds gutgeschrieben werden. Die Mehrheit der
Kommission vertritt die Auffassung, man solle die
interne Verschuldung des Bundes nicht durch Er-
richtung neuer Fonds weitertreiben, sofern nicht
eine unbedingte Notwendigkeit dazu besteht. Die
Folge ist natürlich die, dass dann, wenn die Mittel
zur Krisenbekämpfung und Deckung unvorher-
gesehener Auslagen nicht einem Fonds belastet
werden können, die Staatsrechnung unter Um-
ständen wieder mit Defiziten abschliesst. Man wird
das in Kauf nehmen müssen, aber der Ausweis von
Defiziten wird vielleicht eher Veranlassung geben,
nicht unbedingt notwendige Auslagen zu streichen
oder zu kürzen, wenn nicht ein Fonds zur Verfügung
steht, dem sie belastet werden können. Es wurde in
der Kommission auch mit dem Argument operiert,
dass Erfahrungen in neuester Zeit unerfreuliche Er-
scheinungen zeitigten, wenn für eine Hilfsmass-
nahme einfach ein Fonds angezapft werden kann.

Unter Berücksichtigung aller dieser Erwägungen
ist die Kommission zu einem Ausgabenplafond für
1950 und folgende Jahre in Höhe von l Milliarde
310 Millionen Franken gelangt. Es braucht keine
nähern Ausführungen darüber, dass es sich hier um
eine Schätzung handelt, die noch weniger Anspruch
auf absolute Genauigkeit machen kann als das
jährliche Staatsbudget, in welchem man bekanntlich
Überraschungen aller Art immer wieder erlebt.
Aber es handelt sich immerhin um eine Schätzung,
welche den geltenden gesetzlichen Vorschriften und
den Erfahrungen Rechnung trägt. Auf alle Fälle
würden wir es als gewagt erachten, wenn man sich
auf den Standpunkt stellte, man könne mit er-
heblich weniger Auslagen auskommen. Ich wieder-
hole die bereits gemachte Bemerkung, dass es sehr
schwer halten dürfte, staatliche Aufwendungen, die
bereits durch die Gesetzgebung festgelegt sind, in
der Zukunft in erheblichem Masse herabzusetzen.
Daraus ergibt sich die Verpflichtung, die ver-
fassungsmässige Grundlage zu schaffen, welche es
ermöglicht, Einnahmequellen in der Höhe von
etwas über 1,3 Milliarden Franken zu erschliessen.

Wenn wir uns der Einnahmenseite zuwenden, so
müssen wir vorerst eine Abklärung darüber schaffen,
auf welche Einnahmen der Bund auf Grund der
geltenden verfassungsmässigen Ordnung rechnen
kann.

Immer noch sind es die Grenzzölle, welche von
den in Art. 42 der Bundesverfassung aufgeführten
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Einnahmen das meiste zur Bestreitung der Staats-
ausgaben beitragen. Sie haben, den Benzinzoll inbe-
griffen, der zum Teil speziellen Zwecken reserviert
ist, im Jahre 1947 377 Millionen Franken einge-
tragen und sind für das Jahr 1949 auf 365 Millionen
Franken budgetiert. Der Finanzplan des Bundes-
rates erwartet durchschnittlich pro Jahr 330 Millio-
nen Franken Zolleinnahmen. Das sind 80 Millionen
Franken mehr Einnahmen, als sie die Staats-
rechnung des letzten Vorkriegsjahres 1938 aus-
weist. Trotzdem hat der Ständerat diese Position
auf 340 Millionen Franken erhöht, offensichtlich
unter dem Eindruck des Rekordergebnisses des
Jahres 1947. In unserer Kommission wurde damit
argumentiert, dass die Zölle schon im Interesse des
Schutzes einzelner Wirtschaftszweige, vor allem
wurde der Weinbau genannt, eine Erhöhung er-
fahren könnten und dass der Übergang vom Ge-
wichts- zum Wertzollsystem wenigstens für gewisse
Produkte wesentlich erhöhte Erträgnisse für die
Bundeskasse bringen dürfte. Demgegenüber ist aber
darauf hinzuweisen, dass eine Änderung des Zoll-
systems nicht in relativ kurzer Zeit zu erwarten sein
wird. Selbst wenn die gesetzlich verankerten
Maximalzölle erhöht würden, so dürfte der Ge-
brauchszolltarif durch die Wirtschaftsverhandlun-
gen mit den ausländischen Staaten doch wieder eine
Herabsetzung erfahren. Bekanntlich sind die Zoll-
ansätze in den Handelsvertragsverhandlungen Ge-
genstand eines zähen Kampfes. Die Interessen des
Exportes verbieten es, dass die Importzölle ein ge-
wisses Mass übersteigen, abgesehen von der Ver-
teuerung der Lebenshaltung, welche durch sie
herbeigeführt werden könnte.

Wir werden uns auch im klaren sein müssen
darüber, dass der Umfang des Importes und damit

.der Zolleinnahmen nicht in erster Linie eine Funk-
tion der Vermehrung der Einwohnerzahl unseres
Landes ist, sondern dass er abhängt von den Zah-
lungsmitteln, welche unser Export, der Fremden-
verkehr, der -Kapitalertrag aus dem Ausland und
andere Faktoren der unsichtbaren Ausführ uns zur
Verfügung " stellen. Die Situation in den meisten
europäischen Ländern liefert für diese Tatsache ein
drastisches Exempel. Nicht zu verkennen ist, dass
im Jahre 1947 und im ersten Teil des Jahres 1948

_ die Zolleinnahmen sich ausserordentlich steigerten,
weil die Einfuhr vor allem auch der Wiederauffül-
lung der dezimierten Lager diente. Wie empfind-
lich die Zolleinnahmen auf eine Reihe von Faktoren
reagieren, geht hervor aus dem auffallenden Rück-
gang des Importes in der zweiten Hälfte dieses
Jahres gegenüber der gleichen Zeit des Vorjahres,
beläuft sich doch mengenmässig in den Monaten
Juli bis und mit November 1948 die Einfuhr auf
3,069 Millionen Tonnen gegen 3,614 Millionen Ton-
nen in der gleichen Zeit des Vorjahres, während der
Rückgang wertmässig sich ausdrückt für die gleiche
Zeitdauer in der Zahl von l Milliarde 767 Millionen
Franken pro 1948 gegen 2 Milliarden 081 Millionen
im Jahre 1947. In der nämlichen Zeit sind die Zoll-
einnahmen in Übereinstimmung mit dem Rück-
gang des Importes gesunken von 177,4 Millionen
Franken auf 149,0 Millionen Franken. Diese Tat-
sachen haben die Mehrheit der Kommission veran-
lasst, in der Schätzung der künftigen Zolleinnahmen
dem Bundesrate zu folgen. Sollten in Erfüllung

mancher Wünsche für einzelne Zollpositionen die
Zollansätze eine Erhöhung erfahren, so wäre die.
Frage doch die, ob nicht in bezug auf solche Waren
der bezweckte Rückgang der Einfuhr erreicht würde,
womit unter Umständen ein entsprechender Ausfall
an Zolleinnahmen entstünde.

Durch die Verfassungsrevision vom Jahre 1874
erhielt der Bund den Ertrag der PTT-Verwaltung
zugewiesen. Art. 36 . der Bundesverfassung be-
schränkt aber die Nutzbarmachung dieses Regals
zugunsten des Fiskus durch die Bestimmung, dass
die Tarife im ganzen Gebiete der Eidgenossenschaft
nach den gleichen möglichst billigen Grundsätzen
bestimmt werden. Streng genommen, steht dieser
Grundsatz der Ausnutzung von Post, Telegraph
und Telephon für den Bundesfiskus entgegen. Nach-
dem aber auch die Verfassung wieder den Ertrag
von Post- und Telegraphenverwaltung unter den
Bundeseinnahmen aufführt, ist es eine Frage des
reinen Ermessens, wie weit man dieselben mit Ab-
lieferungen an die eidgenössische Staatskasse be-
lasten, mit anderen Worten, wie weit man die Tarife
zu Lasten der Benutzer dieser Anstalten über die
Deckung der reinen Betriebskosten, sowie der Ver-
zinsung und Amortisation der Anlage hinaus, er-
höhen darf.

Vom Jahre 1937—1947 betrugen die Abliefe-
rungen der PTT an den Bund regelmässig 25 Mil-
lionen Franken; sie sind für 1948 auf 30 Millionen
Franken, für 1949 auf 40 Millionen Franken veran-
schlagt. Von der vorn Bundesrat für die Bundes-
finanzreform eingesetzten Expertenkommission
wurden diese Ablieferungen für 1950 und folgende
Jahre auf 75 Millionen Franken in Aussicht genom-
men. Der Bundesrat hat den Betrag auf 50 Millionen
Franken herabgesetzt. Der Ständerat hat sich in
seiner Schätzung der Expertenkommission ange-
schlossen. Nach der Auffassung der leitenden Organe
der PTT lässt sich die Einstellung einer Summe von
50 Millionen Franken in die Einnahmenposten ver-
antworten, ohne dass wesentliche Taxerhöhungen
Platz zu greifen hätten. Doch würden die in früheren
Jahren vorgenommenen Abschreibungen und Rück- .
Stellungen zugunsten der Bundeskasse ausgewertet
werden. In der nationalrätlichen Kommission gingen
die Auffassungen über die Höhe der von den PTT
zu leistenden Einnahmen weit auseinander. Wäh-
rend man auf der einen Seite auf die Expertenkom-
mission abstellen und 75 Millionen Franken in
Rechnung bringen wollte, vertrat eine extrem ent-
gegengesetzte Minderheit die Meinung, die grossen
Aufgaben, welche die PTT in Zukunft zu bewältigen
hätten, würden eine Erhöhung über die bisherigen
Leistungen von 25 Millionen Franken pro Jahr ver-
bieten. Speziell wurde damit argumentiert, dass in
Tat und Wahrheit die Postverwaltung zur Zeit mit
erheblichen Defiziten arbeite und nur die Telephon-
verwaltung beträchtliche Überschüsse zu produ-
zieren vermöge. In der Öffentlichkeit ist eine leb-
hafte Diskussion entfacht worden darüber, ob nicht
durch Herabsetzung der Reservestellungen und Ab-
schreibungen weitere Ablieferungsmöglichkeiten er-
zielt werden könnten. Selbstverständlich darf durch
den Rechtsanspruch des Bundes auf die Überschüsse
der PTT die wirtschaftliche Betriebsweise, die ge-
sunde Finanzgebarung und der neuzeitliche tech-
nische Ausbau nicht gefährdet werden. Gegen eine
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erhebliche Erhöhung der Taxen sowohl bei der Post
wie im Telegraphen- und Telephonverkehr sind
sicher energische Widerstände zu erwarten, wie der
Versuch mit der Aufhebung der Privilegierung für
Gespräche zur Nachtzeit dargetan hat. Ob durch
die Aufhebung oder die Einschränkung der Porto-
freiheit bei der Post und die Erhöhung der Ge-
sprächstaxen im Lokalverkehr des Telephons noch
Mehreinnahmen zu erzielen sind, ist allen Ernstes
noch zu erwägen.

Unter Berücksichtigung aller Momente hat sich
die Mehrheit der Kommission der Auffassung des
Bundesrates angeschlossen, es sei als Ablieferung
dieser Verwaltungszweige an die Bundeskasse
50 Millionen Franken in Aussicht zu nehmen. Die
Diskussion über diese Leistungen der PTT, welche
eine volle Sitzung der Kommission beanspruchte,
zeigte, dass das Parlament in die Verhältnisse der
PTT nicht einen absolut genügenden Einblick
besitzt. In der Öffentlichkeit wird die Rechnungs-
ablegung beanstandet, und die Begründungen der
zuständigen Verwaltung werden als parteiische Ver-
tretung des eigenen Standpunktes angezweifelt.
Dabei wird allerdings im Ernste die vortreffliche
Führung der PTT kaum in Abrede gestellt. Wenn
die Kritik an der Rechnungsablage in den letzten
Jahren immer wieder eingesetzt hat, so dürfte das
zum Teil damit zusammenhängen, dass, anders als
bei den SBB, kein parlamentarisches oder ausser-
parlamentarisches Organ sich ständig mit den Auf-
gaben der Betriebsführung und der Finanzgebarung
der PTT befasst. Die Leitung derselben würde es
selbst begrüssen, wenn ein engerer Kontakt her-
gestellt werden könnte mit dem Parlament, als wie
er heute besteht, da eigentlich nur die Finanzkom-
mission und die Geschäftsprüfungskommission bzw.
einzelne Abteilungen derselben sich regelmässig mit
diesem Verwaltungszweig befassen, während für
alle die vielen baulichen Massnahmen jeweils Spe-
zialkommissionen ernannt werden, denen der Über-
blick über die gesamte Bautätigkeit der PTT natür-
lich fehlt. Im Hinblick auf diese Situation empfiehlt
Ihnen die Kommission die Schaffung einer ständi-
gen nationalrätlichen Kommission, welche die An-
gelegenheiten der PTT zu betreuen und auch ihrer
Finanzgebarung die nötige Aufmerksamkeit zu
schenken hätte.

Zu den wichtigen Einnahmequellen, die dem
Bunde im ferneren zustehen, gehört der halbe
Bruttoertrag der von den Kantonen zu erhebenden
Militärpflichtersatzsteuer, die im Jahre 1938 zu-
gunsten des Bundes 4 Millionen Franken, 1946 =
8 Millionen Franken, 1947 = 7 Millionen Franken
abgeworfen hat. Der Bundesrat wollte in der Vor-
lage den gesamten Ertrag der Militärpflichtersatz-
steuern dem Bunde reservieren. Er berechnete diese
Einnahmen auf 10 Millionen Franken pro Jahr.
Ihm hat sich der Ständerat angeschlossen. In
unserer Kommission wurde geltend gemächt, dass
die schon längst fällige Revision des Bundesgesetzes
über die Militärpflichtersatzsteuer eine Einnahmen-
erhöhung herbeiführen müsse. Die Revisionsbedürf-
tigkeit des Gesetzes ist allgemein anerkannt. Nur
tendierten die Revisionsvorsehläge in zwei Rich-
tungen auf eine Erleichterung für den Steuerpflich-
tigen, wenn sie verlangten, dass das anwartschaft-
liche Vermögen von der Besteuerung ausgenommen
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werde und wenn sie speziell für die Auslandschwei-
zer die vollständige Befreiung postulierten. In den
Beratungen der Kommission wurde mehrheitlich
der Standpunkt vertreten, dass sich eine Erhöhung
der Minimalansätze für die Steuerpflichtigen durch-
aus rechtfertige, einmal im _ Hinblick auf die seit
Erlass dieses veralteten Gesetzes eingetretene Geld-
entwertung und anderseits im Hinblick auf die
grossen Mehrleistungen, welche die militärpflich-
tigen Schweizer zu bringen haben. An Stelle der
Besteuerung des anwartschaftlichen Vermögens
dürfte gemäss dem bundesrätlichen Vorschlage eine
Besteuerung des Aufwandes auch für diejenigen
Personen treten, welche kein eigenes steuerbares
Einkommen besitzen. So beantragt Ihnen denn die
Kommission, die Gesamteinnahmen aus der Militär-
pflichtersatzsteuer auf 15 Millionen Franken zu
bemessen.

Im Laufe der Beratungen ist dann die Kommis-
sion auf ihren Beschluss, die gesamten Militär-
steuern für den Bund zu reservieren, zurückgekom-
men. Den Anlass, einen Abänderungsantrag zu
stellen, gab der Umstand, dass die Kommission in
ihrer Mehrheit beschloss, für die Einführung einer
Tilgungssteuer gemäss Antrag des Bundesrates ein-
zutreten. Im Hinblick hierauf wurde erklärt, dass
damit den Kantonen eine Einnahmequelle ver-
schlossen werde. Es gehe nicht an. eine Reihe von
Einnahmen den Kantonen zu entziehen und die
Möglichkeit der Erhebung direkter Steuern ihnen
zu schmälern; das führe dazu, dass die Kantone
sich dem Entzug bisheriger Einnahmenquellen
widersetzen müssten. Damit erlangte der Antrag,
die Hälfte der Militärpflichtersatzsteuer den Kan-
tonen zu belassen, eine Mehrheit, womit die für den
Bund verbleibenden Beträge sich schätzungsweise
auf iy2 Millionen reduzieren werden, vorausgesetzt,
dass die angedeutete Revision des Gesetzes innert
nützlicher Frist gelingt.

Auf Grund der im Jahve 1917 durchgeführten
Volksabstimmung wurde Art. 42 der Bundesver-
fassung durch eine Lit. g ergänzt, gemäss welcher
der Bund das Recht erhielt, Stempelabgaben zu
erheben. Die Gesetzgebung hat eine solche Abgabe
eingeführt auf Wertpapieren und ihnen gleich-
gestellten Urkunden, wechselähnlichen Papieren, ,
Checks, Quittungen für Versicherungsprämien,
Frachturkunden und vor allem auf Coupons von
Wertpapieren. Die Erträgnisse aus den Stempelab-
gaben waren sehr ungleich. Naturgemäss hangen
die Couponsabgäben stark vom marktgebräuch-
lichen Zinsfuss ab, 1938 betrugen die Einnahmen
aus Stempelabgaben 59 Millionen Franken, 1946 =
67 Millionen Franken, 1947 = 79 Millionen Fran-
ken, immer mit Inbegriff der Couponssteuern. Nach
dem bundesrätlichen Vorschlage sollen die Cou-
ponssteuern inskünftig in die Verrechnungssteuer
einbezogen werden, wodurch sich die Einnahmen
aus den übrigen Stempelsteuern um rund 42 Mil-
lionen Franken reduzieren würden. Der Bundesrat
hat in seiner Botschaft eine Revision des Stempel-
steuergesetzes in Aussicht gestellt, welche die Er-
höhung einzelner Ab gab e-Ans ätz e und eine Aus-
dehnung der Steuerpflicht auf weitere Urkunden
vorsieht. Ich verweise nach dieser Richtung auf die
Botschaft des Bundesrates, Seite 191—19.3. Mit den
Couponsabgaben könnte darnach mit Einnahmen
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von 91 Millionen Franken, bzw. nach Abzug der
Couponssteuer von 49 Millionen Franken gerechnet
werden. Es ist also hier bereits eine Revision der
Gesetzgebung eskomptiert. In der Kommission ist
die beabsichtigte Ausdehnung der Stempelsteuer
auf Lotterielose im Hinblick auf das Interesse der
Kantone an den drei grossen Landeslotterien be-
kämpft worden. Beanstandet wurde auch die Ab-
sicht, die Sichtanweisungen, Schatzanweisungen,
Generalmandate der Nationalbank, die Postcheck-
und Giroanweisungen mit einer Abgabe zu belasten,
weil damit dem bargeldlosen Zahlungsverkehr Ab-
bruch getan werden könnte. Im Hinblick darauf
hat sich speziell auch die Nationalbank gegen eine
derartige Abgabe ausgesprochen. Die bezüglichen
Einwände hat die Mehrheit der Kommission als
berechtigt anerkannt. Können die vorgenannten
Belastungen mit Stempelsteuern nicht verwirklicht
werden, so führt das zu einem Einnahmenausfall
gegenüber dem bundesrätlichen Projekte von 3,3
Millionen Franken auf den -Lotterielosen und von
l Million Franken auf dem bargeldlosen Zahlungs-
verkehr. Der Einnahmenposten von 49 Millionen
Franken muss daher eine Reduktion auf 45 Mil-
lionen Franken erfahren.

Im Finanzplan des Bundesrates findet sich als
verfassungsmässig festgelegter Einnahmenposten
ein Betrag von 9 Millionen Franken unter der
Rubrik „Ausgleichssteuer". Dieselbe wurde einge-
führt durch den Volks- und Ständeentscheid vom
4. Juni 1939, gemäss welchem eine Sondersteuer
auf Grossbetrieben des Detailhandels erhoben wer-
den soll so lange, bis für die Zwecke der Arbeits-
beschaffung und zum Ausbau der Landesverteidi-
gung 140 Millionen Franken ohne Zinsanrechnung
beschafft worden sind. Es ist nicht zu leugnen, dass
diese Steuer damals einen gewerbepolitischen Zweck
verfolgte, nämlich den Schutz der kleinen Betriebe
des Detailhandels. Bis anfangs des Jahres 1948 er-
gab die Steuer die Summe von 67 Millionen Fran-
ken. Gegen die Weitererhebung derselben ist von
verschiedener Seite eine Opposition geführt worden,
mit der Begründung, die Motive für die Einführung
der Steuer seien dahingefallen. Denn einmal bestehe
keine Arbeitslosigkeit mehr, ferner sei sie im Wider-
spruch mit den Grundprinzipien der Bundesver-
fassung über die Rechtsgleichheit; ihr gewerbepoli-
tischer Zweck sei zudem nicht erreicht worden.
Wenn auch wirtschaftliche und politische Einwände
gegen die Steuer nicht jeder Grundlage entbehren,
so scheint es uns doch übertrieben zu sein, zu be-
haupten, es werde durch sie ein offenkundiges Un-
recht geschaffen. Gewiss trifft sie leistungsfähige
Betriebe mit grossen Umsätzen, aber keineswegs so,
dass ihre Ertrags- oder Konkurrenzfähigkeit auch
nur namhaft geschmälert wird. Eine gewisse ge-
werbepolitische Bedeutung dürfte aber die Steuer
doch 'erlangt haben, sind doch, seit dem Jahre 1939
die Einheitspreisgeschäfte verschwunden und haben
andere Betriebe eine neue rechtliche Form gesucht.
Was aber gegen die Aufhebung der Umsatzsteuer
spricht, ist der Umstand, dass sie eine verfassungs-
mässige Grundlage besitzt. Wenn die Aufhebung
dieser Steuer in einer grossen Verfassungsrevision,
wie der. vorliegenden über die Bundesfinanzreform,
erfolgte, s-o erfährt sie nicht die Aufmerksamkeit,
auf welche die Abänderung eines Verfassungs-

artikels nun einmal Anspruch erheben muss. Will
man diese Steuer beseitigen aus den oben genannten
Gründen, so sollte das unseres Erachtens geschehen
durch eine separate Aktion. Es würde wohl weit-
herum nicht verstanden, wenn in einem Momente,
da die Eidgenossenschaft verfassungsmässig neue
Steuerbelastungen einführen will, eine Einnahmen-
quelle zum Versiegen gebracht würde, mehr aus
formalrechtlichen Gründen, denn deshalb, weil ihre
Belastung als nicht tragbar zu bezeichnen ist. Die
Kommission empfiehlt daher mehrheitlich, die Auf-
hebung dieser Ausgleichssteuer abzulehnen.

Diskussionslos hat die Kommission den auch vom
Ständerat gebilligten Beträgen aus der fiskalischen
Belastung des Tabaks und der gebrannten Wasser
mit 85 bzw. 12 Millionen Franken zugestimmt.
Diese Positionen spielen für die Bundesfinanzen nur
indirekt eine Rolle, weil die Erträgnisse dem Fonds
für die AHV zufliessen. Je stärker derselbe in der
Zukunft fundiert ist, desto einfacher wird allerdings
sich die Finanzierung der zweiten und dritten Etappe
des grossen Versicherungswerkes gestalten. Diese
Erwägung wird auch nicht ganz bedeutungslos sein
für die Frage, ob wirklich die Verzinsung des schon
vor Einführung der AHV auf Grund von Art. 34
quater der Bundesverfassung gespeisten Fonds aus
der Belastung von Alkohol und Tabak eingestellt
werden dürfe.

Einig geht die Kommission mit Bundesrat und
Ständerat darin, dass der Vermögensertrag auch
für 1950 und folgende Jahre mit 47 Millionen
Franken in Rechnung zu setzen sei. Auf die Ver-
zinsung des Dotationskapitals der SBB, das gemäss
Bundesgesetz vom 23. Juni 1944 400 Millionen
Franken beträgt, rechnet der Bundesrat in seinem
Finanzplan nicht. Der Ständerat setzte quasi pro
memoria hiefür l Million Franken ein. Wie schon
früher bemerkt wurde, stehen die leitenden Organe
der SBB auf dem Standpunkt, dass eine Reihe von
Aufgaben das Unternehmen aus eigener Kraft nicht
lösen könne, und dass es sogar Bundeshilfe bean-
spruchen müsse hiefür. Trifft das zu, dann wird auf
eine dauernde Verzinsung des Dotationskapitals
nach Tilgung sämtlicher Verbindlichkeiten, Vor-
nahme der erforderlichen Abschreibungen und,
Rückstellungen und Einlage eines Betrages bis zu
8 Millionen Franken in eine Reserve zur Deckung
künftiger Verbindlichkeiten, nicht zu rechnen sein.
Bei dieser Situation glaubt die Mehrheit der Kom-
mission, es sei richtiger, gänzlich davon abzusehen,
eine hypothetische Einnahme auch nur in beschei-
denem Umfange in den Finanzplan aufzunehmen.
Sie stimmt daher in diesem Punkte «der Auffassung
des Bundesrates zu.

Unter dem Sammelbegriff „Andere Einnahmen"
führte der bundesrätliche Finanzplan ursprünglich
eine Summe von 76 Millionen Franken auf. In dem
vom Ständerat einverlangten Ergänzungsbericht
entschloss sich der Bundesrat zu einer Erhöhung
dieser Summe auf 81 Millionen Franken. Diese Ein-
nahmen setzen sich zusammen aus Fondsentnah-
men, Fondszinsen, aus Zoll- und Preiszuschlägen,
Erlös aus dem Verkauf von Drucksachen, Lieferun-
gen des Fernheizkraftwerkes der ETH, Verkauf von
Pferdeimpfstoffen und anderen Dingen, auch sol-
chen, die nicht regelmässig abgegeben werden. In
den Jahren 1947 und 1948 sind darin auch enthalten
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die Erlöse der Getreideverwaltung aus dem Mehr-
preis für das Weissmehl. Den Hauptbestandteil
dieser Position bilden die Bussen und Gebühren
aller Art. Gebuhr.cn werden erhoben für alle mög-
lichen* Leistungen _des Bundes, als Kanzlei-, Regi-
ster-, Gerichts-, Patentgebühren, Gebühren der
Zollverwaltung, Zollquittungsstempel, statistische
Gebühren, Ein- und Ausfuhrgebühren, Konzessions-
und Bewilligungsgebühren. Insgesamt wurden im
Jahre 1947 Gebühren und Bussen in der Höhe von
63 Millionen von der Bundeskasse eingenommen.
Sie sind pro 1948 mit 48 Millionen Franken, pro
1949 noch mit 45 Millionen Franken budgetiert. Im
ganzen gilt für alle diese Einnahmenposten, dass
sie sehr stark schwanken, dass sie abhängig sind
von besondern wirtschaftlichen Verhältnissen und
anderen Einflüssen. Für die Zukunft könnte man
daran denken, auf den einen oder anderen Gebühren
Erhöhungen eintreten zu lassen. Vorderhand fehlen
aber hierfür die Rechtsgrundlagen. Angesichts der
Ungewissheit, die bezüglich dieser Gebühren, Bus-
sen und ändern Einnahmen besteht, auch im -Hin-
blick auf die Tatsache, dass die zollstatistischen
Gebühren in letzter Zeit mit der Reduktion der Ein-
fuhr eher abnehmende Tendenz zeigen, ist die Kom-
mission, ausnahmsweise ohne dass ein Gegenantrag
gestellt worden wäre, in der Schätzung von 81 Mil-
lionen dem Bundesrat gefolgt, während der Stände-
rat glaubte, 86 Millionen Franken verantworten zu
dürfen.

Damit sind die Einnahmen, auf welche der Bund
gestützt auf ordentliches Verfassungsrecht mit Be-
stimmtheit rechnen kann, erschöpft. Der Ertrag
würde sich nach der Kommissionsauffassung durch-
schnittlich auf insgesamt 666 Millionen Franken
belaufen. Dabei ist zu bemerken, dass die Zusam-
mensetzung der Kommissioiismehrheit bei den ein-
zelnen Posten durchaus verschiedenartig sich ge-
staltete, so dass das errechnete Endresultat einen
Durchschnitt darstellt, dem naturgemäss Fehl-
schätzungen nach oben und unten anhaften können.
Immerhin ist zu sagen, dass angesichts der zu er-
wartenden Totalauslagen von über 1300 Millionen
Franken ein neues Verfassungsrecht geschaffen wer-
den muss, das erlaubt, Mehreinnahmen im unge-
fähr gleichen Umfange dem Bunde zuzuführen, wie
sie heute auf Grund des ordentlichen geltenden
Rechtes ihm zur Verfügung stehen.

Wie sollen diese neuen Mittel beschafft werden ?
Der Bundesrat schlägt in seiner Botschaft vor, zur
Erreichung dieses Zweckes die auf Grund der Voll-
machtenbeschlüsse erhobene Verrechnungssteuer,
die Warenumsatzsteuer und die Luxussteuer weiter-
zuführen, sowie eine direkte Bundessteuer mit
spezieller Zweckbestimmung, nämlich der Verzin-
sung und Tilgung der Mobilisationsschuld, im
ordentlichen Verfassungsrecht zu verankern. Die
Biersteuer, welche durch die notrechtliche Finanz-
ordnung der dreissiger Jahre eingeführt wurde und
auf Grund von Vollmachtenbeschlüssen noch heute
erhoben wird, soll in einer allgemeinen Getränke-
steuer aufgehen. Schliesslich schlägt der Bundesrat
vor, den Reinertrag der Nationalbank, der prak-
tisch nach Verzinsung des Dotationskapitals seit
vielen Jahren vollständig an die Kantone verteilt
wurde, dem Bunde zu reservieren. Eine solche Ord-
nung dürfte ihre innere Rechtfertigung darin finden,

.dass angesichts der Aufgaben, welche- das Noten-
institut zu erfüllen hat, weder die Aktionäre, noch
die Kantone, denen der Reingewinn in Form einer
Zuweisung von 80 Rappen pro Einwohner zufällt,
bevor der Bund den verfassungsmässig in Aussicht
gestellten %-Anteil erhält, der Bank ihre Unter-
stützung zu leihen vermöchten, wenn die Umstände
eine solche erforderlich machen'. So sei nur daran
erinnert, dass der Bund die Goldsterilisierungs-
aktion, die im Interesse der Kaufkraft des Schweizer
Frankens geboten erschien, und welche die National-
bank nicht mit ihren Mitteln durchzuführen ver-
mochte, in grossem Umfange auf seine Kosten zu
übernehmen hatte. Dem Fiskus sind damit nicht
unerhebliche Zinslasten entstanden. Hätte die
Nationalbank diese Massnahme getroffen, so wäre
der Reingewinn für einige Jahre aufgezehrt worden.
Der Bundesrat hat denn auch gelegentlich im Parla-
ment erklärt, dass der Bund es wäre, welcher der
Nationalbank zu Hilfe kommen müsste, wenn sie
je einmal derselben bedürfte, um ihren Aufgaben
gerecht zu werden. Die Überlassung des Reingewin-
nes an den Bund ist also nur eine Kompensation
dieser wenn nicht rechtlichen, so doch staatspoli-
tischen Verpflichtung. Der Ausfall, der den Kan-
tonen durch diese Neuverteilung des Gewinnes der
Nationalbank zugunsten der Bundeskasse erwüchse,
würde 3 Millionen Franken betragen und sollte für
dieselben tragbar sein. Eine Minderheit der Kom-
mission will aber auch diesen Betrag dem eidgenös-
sischen Fiskus vorenthalten, sofern der Rat eine
direkte Bundessteuer beschliessen sollte. Die Be-
gründung ist in den gleichen Argumenten zu suchen,
welche für die weitere Beanspruchung der Hälfte
der Militärpflichtersatzsteuer durch die Kantone
ins Feld geführt wurden.

Die Beibehaltung der Verrechnungssteuer auf
Kapitalerträgnissen, Versicherungsleistungen und
Lotteriegewinnen für die Zukunft ist weder im
Ständerat, noch in der nationalrätlichen Kommis-
sion auf Opposition gestossen. Sie wird als wirk-
samstes Mittel zur Bekämpfung der Steuerhinter-
ziehung vorbehaltlos anerkannt. Wenn sie in breiten
Schichten der Bevölkerung nicht diese Anerkennung
gefunden hat, so ist das wohl darauf zurückzuführen,
dass das Rückerstattungsverfahren umständliche
und nicht ganz einfache Vorkehren erfordert, die
bei kleinen Beträgen nicht recht im Einklang stehen
zu dem auf dem Spiele stehenden materiellen
Rechtsanspruch. Als stossend wird vor allem emp-
funden,^dass die Rückerstattung in vielen Kantonen
unverhältnismässig lange auf sich warten lässt.
Nach dem bundesrätlichen Vorschlage, dem sich
die Kommissionsmehrheit in der Hauptsache an-
geschlossen hat,^wäre durch die Ausführungsgesetz-
gebung zu bestimmen, in welchem Umfange die an
der Quelle erhobenen Verrechnungssteuern zu
Lasten des Bundes zurückzuerstatten oder auf
Kantons- und Gemeindesteuern anzurechnen sind.
Die Minderheit will die Verrechnungssteuer ganz
oder teilweise dem Bunde überlassen und die Kan-
tone als rückerstattungspflichtig erklären; sie glaubt
damit den Ersatz für die Tilgungssteuer gefunden
zu haben, worüber später zu berichten sein wird.

Die Einnahmen, die aus der Verrechnungssteuer
zu erwarten sind, hat die Kommission in Überein-
stimmung mit Bundesrat und Ständerat auf 102
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Millionen Franken gewertet. Dabei ist berücksich-
tigt, dass 5 % der an der Quelle erhobenen Steuer
auf Kapitalerträgnissen als Ersatz der bisher er-
hobenen Couponsteuer in Höhe von 42 Millionen
Franken dem Bunde verbleiben, ohne dass eine
Rückerstattungspflicht besteht. Weiterhin würden
ihm alle an der Quelle erhobenen Steuern auf
Kapitalerträgnissen endgültig zukommen, die Per-
sonen anfallen, welche nicht in der Schweiz wohnen.
Schliesslich behält der Bund definitiv die Abzüge
auf Kapitalerträgnissen, Versicherungsleistungen
und Lotteriegewinnen, welche von den Steuerpflich-
tigen nicht an ihrem Wohnsitz deklariert werden,
womit er zu Lasten der Kantone der Nutzniesser
der Steuerhinterzieher wird.

Sache der Ausführungsgesetzgebung wird es sein,
die Härten, welche heute zufolge der Erhebung der
Quellensteüer und der verspäteten Rückerstattung
bestehen, zu beseitigen und zu mildern. Über die
geplante Vereinfachung bei der Erhebung der Ver-
rechnungssteuer an der Quelle und die eventuelle
Befreiung der Steuer auf Kapitalien, welche im Aus-
lande wohnenden Kapitalbesitzern zustehen, durch
internationale Vereinbarungen, sei auf Seite 93 ff.
der bundesrätliehen Botschaft verwiesen.

Für das grosse nach Zuweisung des Reinge-
winnes der Nationalbank und der Verrechnungs-
steuer noch zu deckende Defizit in der Höhe von
rund 560 Millionen Franken spricht der Bundesrat,
sich vor allem aus zugunsten einer verfassungs-
mässigen Grundlage für die Weitererhebung der
Umsatzsteuer, in welche die Luxussteuer und die
allgemeine Getränkesteuer einzubauen wären, ferner
für die Erhebung einer direkten Steuer auf dem
Einkommen der natürlichen Personen und dem
Reinertrag und Vermögen der juristischen Personen.
Damit würde das bisherige Steuersystem des Not-
rechtes, das dem Bunde Mittel auf dem Wege der
direkten und indirekten Besteuerung zuführte, bei-
behalten. In der Kommission ist die Zustimmung
zur Weiterführung der Umsatzsteuer, abgesehen
von der Luxussteuer und Getränkesteuer, von einer
Minderheit davon abhängig gemacht worden, dass
eine Befreiung der gebräuchlichen Lebensmittel von
der Warenumsatzsteuer garantiert und neben
diesen indirekten Steuern eine direkte Steuer auf
den mittleren und grösseren Vermögen und Ein-
kommen, zum mindesten auf den letzteren, gemäss
Antrag des Bundesrates weiter erhoben werde. Die
Warenumsatzsteuer hat sich während der Kriegszeit
als die ergiebigste Einnahmequelle des Bundes er-
wiesen, hat sie doch im Jahre 1946 347 Millionen
Franken, im Jahre 1947 sogar 436 Millionen Franken
eingebracht, die Luxussteuer nicht eingerechnet.
Man wird sich ohne die Warenumsatzsteuer die
Ordnung der Bundesfinanzen kaum recht vorstellen
können. Wenn, wie Ihre Kommission das vorsieht,
die gebräuchlichen Lebensmittel von der Besteue-
rung ausgenommen werden, so wird sie auch kaum
zu einer ausgesprochenen Verteuerung der Lebens-
haltung beitragen; denn gerade bei der Waren-
umsatzsteuer bestehen doch weitgehend Ausweich-
möglichkeiten in dem Sinne, dass das Kaufs-
interesse sich billigeren Artikeln zuwendet. Abge-
sehen hievon, ist auch zu erwähnen, .dass bei der
Berechnung der Indexzahlen, welche heute für die
Unselbständigerwerbenden zur Grundlage derLohn-

und Saläransprüche gemacht werden, die Belastung
mit der Umsatzsteuer Inbegriffen erscheint. Ihre
teilweise Unpopularität dürfte eine Milderung er-
fahren dadurch, dass bei der Fakturierung von der
speziellen Ausnamsung der Steuer abgesehen- wird.
Es ist vielleicht zu erwarten, dass die Konkurrenz-
verhältnisse die Verkäufer veranlassen, zu diesem
Modus überzugehen, sobald überall genügend Waren
zur Verfügung stehen, ohne dass die Ausführungs-
gesetzgebung dieses Problem behandelt.

Der Bundesrat macht mit Recht darauf auf-
merksam, dass -die Ergiebigkeit der Warenumsatz-
steuer stark abhängig ist von der Konjunktur und
von den Marktpreisen, da sie proportionell zu den
Verkaufspreisen erhoben wird. Man kann, wie die
Staatsrechnungen der Jahre 1946 und 1947 zeigen,
fast von einer parallelen Entwicklung im Auf- und
Niedergang zu den Grenzzröllen sprechen. Gestei-
gerte Importe weisen auf gesteigerte Umsätze, ge-
steigerten Verbrauch und damit Erh'öhung der Um-
satzsteuer hin.

Da die Freiliste für die Waren eine Erweiterung
erfahren soll, wird gegenüber dem Rekordergebnisse
des Jahres 1947, unter Berücksichtigung der Krisen-
empfindlichkeit der Steuer, mit einem Rückgang
der Umsatzsteuer zu rechnen sein. Die Mehrheit der
nationalrätlichen Kommission pflichtet dem Bun-
desrat bei, wenn er eine durchschnittliche Einnahme
aus der Warenumsatzsteuer von 330 Millionen
Franken vorsieht, während der Ständerat sich auf
340 Millionen Franken festlegte. Die in einem Aus-
führungsgesetz zu regelnde Ausgestaltung der Waren-
umsatzsteuer wird weitgehend massgebend sein da-
für, wie stark die Erträgnisse gegenüber dem Jahre
1947 zurückgehen. Wir machen schon hier darauf auf-
merksam, dass die Kommission den Standpunkt ver-
tritt, es dürfe die Warenumsatzsteuer auf blossen
Leistungen nicht mehr erhoben werden, sondern sie
sei zu beschränken auf Lieferungen und Leistungen,
die mit Lieferungen verbunden sind. Da der Steuer-
verwaltung in der Veranlagung der Steuer auch
dringend eine largere Praxis ans Herz,gelegt wird, in
dem Sinne, dass Kleinigkeiten nicht allzu pedantisch
verfolgt werden sollen, wird vielleicht auch hieraus
ein gewisser Stèuerausfall entstehen. Aus Erwägun-
gen, die nachher noch zu beleuchten sind, hat die
Kommission mehrheitlich beschlossen, Ihnen zu
beantragen, die Kompetenz des Bundes zur Erhebung
der Warenumsatzsteuer auf 20 Jahre zu beschränken
und die zahlenmässigen Maximalansätze auf 4% fest-
zulegen, Gegenstände des Luxusverbrauchs und Ge-
tränke ausgenommen.

Gegen die Luxussteuer, die bis heute in der
maximalen Höhe von 10% veranlagt wird, haben
interessierte Kreise eine heftige Opposition ent-
facht. Sie hat von Vertretern der Wissenschaft eine
gewisse Unterstützung erfahren. Man wird vor
allem zugeben müssen, dass die Grenze zwischen
den Gegenständen des normalen Konsums und
denen des Luxusverbrauchs nicht immer leicht zu
finden ist; man denke vor allem etwa an die
Kleider. Auch der Einwand, dass die Schweiz mit
der Einführung einer Luxussteuer einen Teil ihrer
Produkte in demjenigen Ausland diskreditiere, wo
man Gegenstände, die nicht als lebensnotwendig be-
trachtet werden, mit Rücksicht auf die Devisenlage
von der Einfuhr fernhalten will, ist nicht leicht zu
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nehmen. Entscheidend werden aber schliesslich
beim Abschluss der Handelsverträge doch andere
Faktoren sein, welche den Ausschlag geben für die
Zulassung eines Gegenstandes zur Einfuhr oder für
die Höhe der Zollbelastung. Die Kommission ist der
Auffassung, es gehe nicht an, wenn man die Waren
des normalen Verbrauchs mit einer vierprozentigen
Umsatzsteuer belaste, die Gegenstände, welche dem
reinen Luxusverbrauche dienen, nicht höher zu be-
steuern. Die Luxussteuer wird auch deshalb nicht
als ungerechtfertigte Belastung des Konsumenten
empfunden werden dürfen, weil die - Ausweich-
möglichkeiten hier wohl ausser Diskussion stehen.
Die Befürchtung der Produzenten, die Steuer
könne nicht auf die Käufer abgewälzt werden,
scheint uns gerade bei diesen Artikeln nicht gerecht-
fertigt zu sein. Bei Gegenständen, welche der Be-
friedigung Von Liebhabereien; des verfeinerten Ge-
schmackes, der besondern menschlichen Wünsche,
Eigenschaften und vielleicht auch Schwächen
dienen, fällt der Preis erfahrungsgemäss viel weniger
in die Waagschale als bei den Waren, die man
täglich benötigt; man denke etwa an die Seiden-
kleider, Wildlederschuhe und dergleichen, im Ver-
hältnis zu Baumwollanzügen, Arbeiterschuhen usw.
Die Luxussteuer hat im Jahre 1946 14 Millionen
Franken, 1947 = 17 Millionen Franken eingebracht.
Da sie trotz der Befreiung einzelner bisher be-
lasteter Artikel noch eine gewisse Ausdehnung er-
fahren kann, berechnet die Kommission in Über-
einstimmung mit Bundesrat und Ständerat das zu
erwartende Ergebnis für 1950 und die folgenden
Jahre auf 20 Millionen Franken. Die Luxussteuer
soll in die Warenumsatzsteuer eingebaut werden. Es
werden daher für sie grundsätzlich die gleichen
allgemeinen Bestimmungen zur Anwendung zu
•bringen sein, welche für die gewöhnliche Waren-
umsatzsteuer gelten. Vor allem sind also nur
Lieferungen und Leistungen, die mit Lieferungen
verbunden sind, der Besteuerung unterworfen,
während sie für reine Leistungen, vor allem also für
blosse Reparaturarbeiten, wegfiele.

Zu wiederholten Auseinandersetzungen hat in
der Kommission die vorgesehene Einführung einer
erhöhten Umsatzsteuer auf den Getränken geführt.
In breiten Schichten des Volkes wird zweifellos die
Belastung aller Getränke, der alkoholartigen wie der
alkoholfreien, besonders aber der ersteren, als eine
Massnahme beurteilt, welche in erster Linie ge-
eignet sei, dem Bunde in seinen finanziellen Schwie-
rigkeiten Erleichterungen zu bringen. Vom Stand-
punkt des Konsumenten aus wird die Steuer auch
zu verantworten sein als eine Belastung nicht
lebensnotwendiger Genussmittel. Man wird sich
auch darüber im klaren sein müssen, dass die bis
jetzt schon erhobene Biersteuer kaum länger dem
Bunde zufliessen dürfte, wenn nicht verfassungs-
mässig die Besteuerung der Getränke allgemein
oder zum mindesten mit Bezug auf die alkohol-
haltigen vorgesehen wird. Wollte man nur die
Biersteuer beibehalten, so müsste ein Verfassungs-
artikel für dieselbe allein geschaffen werden, was
die Produzenten und Biertrinker wohl als eine
offenbar rechtsungleiche Behandlung qualifizieren
würden. Die Stellungnahme der Produzenten im
Obst- und Weinbau gegen eine allgemeine Ge-
tränkesteuer ist diktiert von der Befürchtung, dass

die Überwälzung dieser Steuer auf den Konsu-
menten nicht möglich sei. Diese pessimistischen Be-
fürchtungen vermag die Mehrheit der Kommission
nicht zu .teilen. Gewiss - haben die Produzenten
recht, wenn sie darauf hinweisen, bei der Einfüh-
rung einer allgemeinen Getränkesteuer in der
Schweiz dürfe man nicht Vergleiche ziehen mit den
nordischen Staaten oder England, wo durch die
Getränkesteuer zur Hauptsache doch der Import
belastet wird. Die Situation eines Landes, in
welchem der Wein- und Obstbau eine wirtschaftlich
so- hervorragende Bedeutung besitzen, wie in der
Schweiz, erlaubt selbstverständlich niemals eine
Belastung der Produkte dieser Zweige der Volks-
wirtschaft wie in Ländern, welche Wein- und Obst-
säfte sozusagen restlos einführen. Die Grenze in der
Belastung dieser Produkte wird dort liegen müssen,
wo eine Überwälzung an den Konsumenten unter
allen Umständen noch erfolgen kann.

Im fernem wird ein System zu suchen sein, das
die Steuern schweizerischer Produkte nicht einer
stärkern Belastung aussetzt als die importierten
Getränke, speziell die Importweine. Das ist möglich,
wenn die sogenannte Mengenbesteuerung zur An-
wendung gelangt, welche den im allgemeinen
billigern Importwein absolut gleich belastet wie die
teurem Produkte des eigenen Landes. Prozentual
begünstigt dieses System das teurere Getränk. Eine
Steuer in der Höhe von etwa 25 Rappen pro Liter
Wein würde nach Auffassung der Mehrheit der
Kommission von den Verbrauchern ohne weiteres
übernommen. Das wird bestätigt dadurch, dass
bisher die erhobene Umsatzsteuer auf den Ge-
tränken nicht zu einer Rücküberwälzung auf die
Produzenten geführt hat. Für die Obstgetränke
dürfte die Steuer selbstverständlich nur ganz be-
scheidene Ansätze erreichen. Durch die bundes-
rätliche Vorlage wird die Frage, wie die Umsatz-
steuer auf den Getränken zu veranlagen sei, in
keiner Weise präjudiziert. Auch die Mehrheit der
Kommission, welche sich für die höhere Umsatz-
steuer auf Getränken ausgesprochen-hat, ist durch-
aus der Meinung, es sei in der Ausführungsgesetz-
gebung ein Weg zu suchen, der die beste Garantie
dafür gibt, dass der Käufer nicht dem Produzenten
die Steuer aufbürdet.

Der Gesamtkonsum allein an alkoholischen Ge-
tränken belief sich im Jahre 1945 auf 820 Millionen
Franken. Da der Ertrag der Umsatzsteuer auf Ge-
tränken auf 40 Millionen Franken berechnet ist und
auch alkoholfreie Getränke der Besteuerung unter-

' liegen sollen, beträgt die Mehrbelastung des Alkohol-
konsums nach der Vorlage weniger als 5% der
Verkaufspreise. Eine starke Minderheit der Kom-
mission hätte den Ertrag aus der Besteuerung der
Getränke gerne auf 60 Millionen Franken erhöht,
was eine entsprechende Steigerung in den Steuer-
ansätzen erfordert hätte. Die Mehrheit der Kom-
mission dokumentierte dadurch, dass sie den Be-
rechnungen des Bundesrates und des Ständerates
folgte, den Wrillen, in einem Rahmen zu bleiben,
welcher die Befürchtungen der Wein- und Obst-
produzenten voll würdigt. Von Seite der Wein-
produzenten wurde geltend gemacht, das Defizit
von 40 Millionen Franken, welches bei Fallenlassen
der erhöhten Umsatzsteuer auf Getränken ent-
stünde, könnte eingeholt werden durch eine ent-
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sprechende Erhöhung der Weinzölle. Das erscheint
mehr als fraglich. Der Wein bildet in verschiedenen
Staaten, welche wichtige Abnehmer schweizerischer
Exportprodukte sind, den bedeutendsten Kompen-
sationsartikel. Eine kräftige Erhöhung der Wein-
zölle gegen solche Länder wäre gleichbedeutend mit
einer wesentlichen Erschwerung des Exportes in
diese Gebiete. So sehr, von der Schweiz aus ge-
sehen, die Weinzölle einer Erhöhung fähig sind, so
wird man die Möglichkeiten nicht überschätzen
dürfen, wenn man den gesamten Handelsverkehr
mit den weinproduzierenden Ländern ins Auge fasst.
Abgesehen davon, wäre zu erwarten, dass eine sehr
starke Erhöhung der Weinzölle zu einem Rückgang
der Einfuhr und damit zu einem entsprechenden
Einnahmenausfall führte. Die Überlegung, mit der
Erhöhung der Weinzölle könne sowohl ein besserer
Schutz des schweizerischen Weinbaus als auch eine
Erhöhung der Zolleinnahmen erreicht werden, dürfte
mit den Tatsachen im Widerspruch stehen. Im
übrigen hat der Bundesrat auch zugesichert, dass
der Schutz des Weinbaus, soweit er durch Einfuhr-
zölle möglich ist, ein wichtiges Anliegen für ihn sei.
Einen Verzicht auf die skizzierte .Umsatzsteuer auf
Getränken lässt aber diese Politik doch nicht zu.

Die Warenumsatzsteuer soll mit Inbegriff der
Luxussteuer, einer Erhöhung der Umsatzsteuer auf
Getränken und den bisher erzielten Einnahmen aus
der Biersteuer total zirka 405 Millionen Franken
abwerfen. Es fehlen für die Deckung der errechneten
Totalauslagen demnach noch 150 bis 160 Millionen
Franken. Da die Schuldenlast des Bundes teils
direkt, teils indirekt zum allergrössten Teil auf die
Kosten der Mobilisation zurückzuführen ist und
diese Mobilisation entscheidend beigetragen hat,
uns vor fremder Besetzung zu schützen, die mit
einer rücksichtslosen Ausplünderung unserer Wirt-
schaft und der Zerstörung der Währung verbunden
gewesen wäre, ist der Gedanke eigentlich unbe-
stritten geblieben, dass alle direkten und indirekten
Nutzniesser der Grenzbesetzung zu Leistungen an
die Sanierung- des Bundeshaushaltes beizuziehen
seien. Zu diesen Nutzniessern gehören die Besitzer
von Vermögen und die Bezüger von Einkommen.
Wohl haben diese während'des Krieges in Form der
Kriegsgewinnsteuer und der Wehrsteuer erhebliche
Leistungen an den Bund gemacht. Aber noch ist
dieser mit Verzinsung und Amortisation der
Mobilisation sschuld stark belastet, so dass sich auch
Vermögen und Einkommen weitere Auflagen werden
gefallen lassen müssen. Über den Weg, auf dem dies

. zu geschehen hat, herrschen die entgegengesetz-
testen Meinungen. Rein verfassungsmässig würde es
nahe liegen, auf die kantonalen Kontingente zu
greifen, wie sie in Art. 42, Lit. f, der Bundesver-
fassung vorgesehen sind. In Ausführung dieser ver-
fassungsrechtlichen Ordnung hat das Bundesgesetz
vom 9. März 1875 die Skala für die kantonalen Bei-
träge aufgestellt. Diese Skala ist am 5. April 1895
vom Parlament als bis auf weiteres in Kraft be-
stehend erklärt worden. Formell gilt sie also noch
heute. Trotzdem denkt niemand daran, auf Grund
dieser Rechtsordnung die Deckung -des eidge-
nössischen Defizits von den Kantonen zu verlangen,
da sie offensichtlich der ' Strukturänderung der
Wirtschaft und der Finanzlage der Kantone seit
dem Jahre 1895 nicht mehr Rechnung trägt. Der

Gedanke, von den Kantonen Gel.dkontingente zu
erheben, ist aber in verschiedenen Formen aufge-
nommen worden. Da die Kantone naturgemäss ihre
verfassungsmässigen Leistungen an den Bund zur
grossen Hauptsache, durch direkte Steuern auf-
bringen müssten, wäre der Forderung, dass Ver-
mögen und Einkommen zur Schuldenverzinsung
und Amortisation heranzuziehen seien, durchaus
Genüge getan. Die Frage erhebt sich aber sofort,
auf welcher Grundlage die Skala für diese Beitrags-
leistung zu erstellen sei. Die Vorschläge der „Action
pour la réforme du fisc fédéral" möchten die kanto-
nalen Kontingente festlegen nach den Abliefe-
rungen, welche auf Grund der letzten Wehrsteuer-
veranlagung aus den einzelnen Kantonen gemacht
wurden. Herr alt Regierungsrat Dr. Keller in
Aarau hat diesen Gedanken in der Weise weiter
verfolgt, dass er vorschlägt, die Kantone, sollten die
Tilgung einer bestimmten Quote der Bundesschuld
— er spricht von 2 Milliarden Franken — in jährlich
gleichmässigen Raten übernehmen. Den Vertei-
lungsschlüssel empfiehlt er aufzustellen auf Grund
des durchschnittlichen Ergebnisses der drei letzten
Wehrsteuerveranlagungen. Beide Lösungen .könnten
spielen, solange die wirtschaftlichen Verhältnisse in
der Schweiz auf der bisherigen Basis ausgeglichen
blieben. Sie würden wohl auf fast unüberwindbare
Schwierigkeiten stossen, wenn ein Kanton zufolge
eines Kriseneinbruches auf seinem Gebiete die
Revision des Schlüssels verlangte. Eine solche
Krise würde sich naturgemäss nicht nur in einem
Kanton geltend machen, sondern direkt und indirekt
weite Gebiete der Eidgenossenschaft, wenn nicht
das ganze Land, treffen. Es wäre dann wohl kaum
die Bereitschaff bei irgendeinem anderen Stande zu
finden, eine Quote der am meisten notleidenden
Bundesglieder zu übernehmen. Durchführbar wäre
diese Lösung nur dann, wenn der von den Kantonen
zu übernehmende Schuldenanteil nicht nur quoten-
mässig festgelegt, sondern der einmal gefundene
Verteilungsschlüssel auch als verbindlich erklärt
würde bis zur vollständigen Tilgung des über-
nommenen Schuldenbetreffnisses. Den Verände-
rungen in der Finanzkraft der Kantone während der
Dauer der Belastung würde damit keine Rechnung
getragen.

Eine Minderheit unserer Kommission hat ein
schon in der bundesrätlichen Botschaft gewürdigtes
System der Verwendung der Verrechnungssteuer
als kantonales Kontingent wieder aufgenommen.
Der ursprüngliche Vorschlag der Katholischen
Volkspartei ging dahin, es seien die Verrechnungs-
steuerbeträge, welche von "den natürlichen Personen
an der Quelle erhoben werden, vom Bunde als
kantonale Kontingente zurückzubehalten, so dass
die Rückerstattung durch die Kantone zu erfolgen
hätte. Der Ständerat, der in bezug auf die künftigen
Auslagen des Bundes zu einem wesentlich niedri-
geren Betrage gelangt war als Ihre Kommission,
will diese an der Quelle erhobenen Steuern als
kantonales Kontingent dem Bunde nur einräumen,
wenn die Staatsrechnung des Bundes Fehlbeträge
ausweist. Sie macht dabei keinerlei Unterschied
zwischen den bei natürlichen und juristischen
Personen an der Quelle erfassten Kapitalerträgen,
Versicherungsleistungen und Lotteriegewinnen. Die
Kommissionsminderheit will die Einschränkung,
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dass nur bei Entstehung von Fehlbeträgen der
Bund an der Quelle erhobene Steuern zurück-.
behalten dürfe, fallen lassen und es einfach der
Ausführungsgesetzgebung überlassen zu bestimmen,
wie weit die Rückerstattung und die Anrechnung
zu Lasten de? Bundes oder der Kantone erfolgen
müssen. Ohne Zweifel wäre diese Ordnung der-
jenigen, welche vom Ständerat vorgeschlagen wird,
vorzuziehen. Denn die Kantone gerade in dem
Momente mit Beiträgen an den Bund zu belasten,
da dieser Fehlbeträge in seiner eigenen Rechnung
ausweist, in der Regel also in Krisenzeiten, müsste
diesen mehr als ungelegen kommen. Manche von
ihnen würden ohnedies im gleichen Zeitpunkt
ebenfalls mit Schwierigkeiten im Staatshaushalte
zu kämpfen haben.

Dem Vorschlag der Minderheit unserer Kom-
mission ist folgendes entgegenzuhalten:

a) Die Grundlage für die Bemessung der kanto-
nalen Beitragsleistung an den Bund ist zu schmal.
Die Vermögensbestandteile und Erträgnisse, auf
welchen der Steuerabzug an der Quelle vorge-
nommen wird, stehen von Kanton zu Kanton in
einem ganz verschiedenen Verhältnis zu dem ge-
samten Vermögen und Einkommen, die wehrsteuer-
pflichtig sind. Das Kontingent, das der Kanton
nach diesem Schlüssel zu entrichten hätte, würde
nicht seiner Steuerkraft entsprechen, wie sie bei der
Veranlagung zur Wehrsteuer zum Ausdruck kommt.
Würden nur die Verrechnungssteuerkontingente der
natürlichen Personen als Grundlage genommen, so
wäre die Differenz gegenüber der Wehrsteuer-
veranlagung allerdings weniger gross, als wenn die
Quellensteuerabzüge der juristischen Personen mit-
berücksichtigt würden. Die Gegenüberstellung der
für die Kantone entstehenden Belastungen zwischen
der dritten Wehrsteuer und der Verrechnungssteuer
ist auf Seite 38 der Ergänzungsbotschaft des Bun-
desrates vom 10. April 1948 an die ständerätliche
Kommission zu finden.

b) Die Belastung des einzelnen Steuerzahlers,
der in den Kantonen zur Aufbringung der Kontin-
gente beizutragen hat, wird sich ganz verschieden
gestalten, trotzdem die Kontingente für den
gleichen Zweck, nämlich für die Verzinsung und
Amortisation der zufolge der Mobilisation entstan-
denen Bundesschuld, erhoben würden. Die Ver-
schiedenheit der kantonalen Steuersysteme würde
den Steuerzahler von Kanton zu Kanton ver-
schieden treffen, abgesehen davon, dass ein Stand
schliesslich ohne spezielle Belastung von Ein-
kommen und Vermögen sich zur Aufbringung der
Kontingentsbeiträge entscheiden könnte.

c) Bei der Kontingentslösung ist die Leistung des
einzelnen Steuerpflichtigen an die Bundesverpflich-
tungen aus der Mobilisation nicht sichtbar, was sich
psychologisch auf die Volkskreise, welche vorwie-
gend durch 'die indirekten Steuern oder durch
relativ hohe kantonale Steuern betroffen werden,
ungünstig auswirkt.

d) Vor allem aber ist die Frage nicht gelöst, was
in den Kantonen zu geschehen hat, welche die
Verrechnungssteuer zu ihren Lasten zurückzuer-
statten haben. Es ist nicht zu übersehen, dass eine
Reihe von Ständen gezwungen würde, zur Auf-
bringung der zurückzuerstattenden Quellensteuer

den Steuerfuss bis zu 50% oder mehr zu erhöhen.
Da die Festsetzung des Steuerfusses in verschie-
denen Kantonen dem fakultativen Referendum
unterliegt, ist der Fall durchaus denkbar, dass die
Stimmbürger sich gegen derartig massive Erhö-
hungen der kantonalen Steuern zur Wehr setzten
und auch nicht zu haben wären für Aufbringung der
notwendigen Mittel durch andere Massnahmen,
welche schliesslich immer wieder die ganze Bürger-
schaft oder wenigstens grosse Teile derselben in
Mitleidenschaft zögen. Man kann sich vorstellen,
wie der Ausgang solcher Volksabstimmungen be-
einflusst würde durch den blossen Hinweis darauf,
dass die höhern Steuern dazu dienen müssten, den
Wertpapierbesitzern den Teil ihrer Zinsansprüche,
der vom Bunde abgeschöpft wurde, wieder zu
sichern. Kämen nicht eventuell die Kantone in
Versuchung, entweder die Befreiung von den
drückenden Verpflichtungen dadurch zu suchen,
dass sie diese Verrechnungssteuer nicht zurücker-
statteten und damit vor allem auch die Spar-
kapitalien gegenüber dem übrigen Vermögen be-
nachteiligten, oder dass sie probierten, sich diesen
Verbindlichkeiten dadurch zu entziehen, dass sie
sich aufs neue an den Bund wendeten ?

Die Mehrheit der Kommission ist der Auffassung
des Bundesrates gefolgt, es sei das Defizit zu decken
durch eine direkte Bundessteuer, die sich beschrän-
ken soll auf die Belastung des Einkommens aus Er-
werb und Vermögensertrag der, natürlichen Personen
und auf eine Besteuerung von Reinertrag und Ver-
mögen der juristischen Personen. Sie hat diesen Ent-
scheid getroffen, nachdem sie sich über eine Reihe
anderer Vorschläge vom Bundesrat noch hatte einen
Ergänzungsbericht geben lassen.

Zugunsten der von der Kommissionsmehrheit
vorgebrachten Lösung spricht vor allem der Um-
stand, dass damit für einen bestimmten Bundes-
zweck eine gleiche Belastung aller Steuerpflichtigen
auf dem Bundesgebiet eingeführt wird, und dass
dieselben Veranlagungsgrundsätze und Veranla-
gungsmethoden Platz greifen. Es ist nicht zu be-
streiten, dass die Veranlagung zur Wehrsteuer,
wenn auch da und dort die Kritik berechtigter-
weise nicht ausblieb, zu einer wertvollen Klärung
und Vertiefung der Begriffe des Steuerrechtes viel
beigetragen hat. Die Aufstellung eidgenössischer
Steuervorschriften macht auch die Flucht von
einem Steuerdomizil in ein anderes für den Steuer-
pflichtigen wegen der unbequemen Belastung weni-
ger interessant und unterbindet die oft illoyale
Konkurrenz von Kanton zu Kanton in bezug auf
die Einladung zur Wohnsitznahme mit Rücksicht
auf die Steuerverhältnisse. Die Mehrheit der Kom-
mission ist sich durchaus bewusst, dass die Veran-
lagung zur direkten Bundessteuer einen Eingriff
in die kantonale Souveränität bedeutet, der immer
dann als besonders schmerzlich empfunden wird,
wenn er nicht von einer Bundesleistung begleitet
ist. So stellt sich denn die Frage : was ist auf dem
Gebiete der Eidgenossenschaft von grosseur Be-
deutung, die absolute Wahrung der Souveränität
der Kantone auf dem Gebiete der direkten Steuern
oder die Gleichbehandlung aller Steuerpflichtigen
für Massnahmen des Bundes, die allen Ständen
und Bürgern in gleicher Weise zugute gekommen
sind?
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Je nach der politischen Auffassung über das
Wesen des Bundesstaates wird die Antwort ver-
schieden ausfallen. Zu wünschen ist nur, dass die
absoluten Verteidiger der kantonalen Souveränität
sich dieses grossen Prinzips auch dann erinnern,
wenn die Frage sich stellt, ob der Bund zu Leistun-
gen an die Kantone herangezogen werden soll. Die
Mehrheit der Kommission ist sich bei der von ihr
vertretenen Lösung durchaus bewusst, dass der
gravierendste Einwand, welcher sich gegen die
Bundestilgungssteuer erhebt, darin liegt, dass man

. -eine Einkommenssteuer bzw. eine Reinertrags- und
Vermögenssteuer aufpfropft auf Einkommen '.und
Vermögen, die von den Kantonen und Gemeinden
in ganz verschiedener Höhe, zum Teil sehr wirkungs-
voll, schon zur Besteuerung herangezogen werden.
Damit entsteht die Gefahr einer Überbelastung, die
nur durch eine sorgfältige Ausgestaltung des eid-
genössischen Steuertarifes vermieden oder wenig-
stens erträglich gemacht werden kann. Ihre Kom-
mission hat aus diesem Grunde an den vom Bundes-
rat in Aussicht genommenen Ansätzen gewisse Er-
leichterungen eintreten lassen, die nach der Über-
zeugung des Berichterstatters noch weiterer Ver-
besserungen fähig wären.

Im übrigen konnte man sich auch in der Kom-
mission des Eindruckes nicht erwehren, dass in
breiten Schichten des Volkes die Opposition gegen
die direkte Bundessteuer weniger auf prinzipielle
staatsrechtliche Erwägungen zurückgeht, als • auf
einen gewissen Widerstand gegen die Höhe der
Steuerbelastungen im allgemeinen und gegen die
da und dort als rigoros empfundene Veranlagungs-
praxis der eidgenössischen Steuer organe. Es konnte
in manchen Kantonen den Steuerpflichtigen nicht
entgehen, dass in Detailfragen die eidgenössischen
Überwachungsorgane eine straffere, gegenüber ihnen
engherzigere Praxis bei der Veranlagung durch-
setzten, als die kantonalen Steuerorgane sie übten.
Ich denke etwa an die Besteuerung von Vereinen,
an die Gewährung von Steuerfreiheit für gemein-
nützige Institutionen, an die Abschreibungs- und
Rückstellungspraxis. Es ist auch nicht zu verken-
nen, dass die Rekurspraxis, wie sie durch das Bun-
desgericht im eidgenössischen Steuerrecht ganz all-
gemein geschaffen wurde, auf die wirtschaftlichen
Bedürfnisse nicht selten zu wenig Rücksicht genom-
men hat. Zurückzuführen ist diese Tatsache vor
allem darauf, dass die oberste Rekursinstanz, in
Übereinstimmung mit ihrer gesetzlich geordneten
Aufgabe auf den ändern Rechtsgebieten, nur die
Anwendung des richtigen. Rechtes zu prüfen hat,
die auf dem Gebiete des Steuerrechtes, im Vergleich
zu den Ermessensfragen, welche bei der Steuer-
taxation in grossem Umfange und mit entscheiden-
der Bedeutung auftreten, offensichtlich die gerin-
gere Bedeutung besitzt. Die Weiterführung der
Wehrsteuer bzw. ihre Ergänzung durch die Tilgungs-
steuer muss in der Ausführungsgesetzgebung den
berechtigten Kritiken Rechnung tragen. Eine ge-
wisse *Beruhigung würde da und dort eintreten,
wenn die kantonalen " Einschätzungsmassnahmen
von der eidgenössischen Kontrolle befreit würden,
soweit sie nicht von wesentlicher und prinzipieller
Bedeutung sind.

Ein Moment, das zugunsten der Tilgungssteuer
spricht, wird im übrigen nicht übersehen werden

dürfen. Die \eranlagung zur Wehrsteuer hat sich
eingelebt. Durch die Tilgungssteuer wird weder im
Bund, noch in den Kantonen wesentlich neues
Steuerrecht mit einer entsprechenden Organisation
geschaffen werden müssen.

Um den Kantonen zu ermöglichen, mit ihren
Steuergesetzen auszukommen, beantragt die Kom-
mission, ihnen 20% der Bruttoerträgnisse aus der
Tilgungssteuer zu überlassen, statt nur 10 %, wie es
vom Bundesrat vorgesehen ist. Der zu erwartende
Reinertrag für den Bund dürfte sich, wenn man mit
dem Bundesrat annimmt, dass seit der Wehrsteuer-
veranlagung von 1943/1944 die steuerbaren Ein-
kommen um zirka 30 % gestiegen seien, auf rund
150 Millionen Franken belaufen. Damit kann man das
errechnete Manko als gedeckt ansehen. Den Kanto-
nen bliebe zwar ein weniger grosser Anteil aus der
Tilgungssteuer, als er ihnen bis anhin aus der Wehr-
steuer zukam. Der Ausfall sollte aber doch nicht so
gross sein, dass er nicht aus den eigenen Steuererträg-
nissen gedeckt werden könnte. Einzelne Kantone
haben auch Zuschläge zur eidgenössischen Wehr-
steuer eingeführt; sicher werden auch für die Kan-
tone weniger komplizierte Probleme zu lösen sein,
als wenn sie gezwungen wären, zur Deckung der Ver-
rechnungssteuerkontingente neue Einnahmen zu
erschliessen oder plötzlich die Staatssteuer erheblich
über die bisher gewohnten Ansätze zu erhöhen.

Die Opposition gegen eine direkte Bundessteuer,
vor allem die stichhaltigen Einwände gegen sie,
haben in der Öffentlichkeit und in der Kommission
immer wieder zur Überlegung geführt, ob nicht
doch noch ein anderer Weg gangbar wäre, um Ver-
mögen und Einkommen zu entsprechenden Bei-
tragsleistungen an die Bundesaufgaben heranzu-
ziehen, wo_durch den Kritiken Rechnung getragen
werden könnte. In neuester Zeit ist aus wissen-
schaftlicher Feder die schon früher gemachte An-
regung aufgenommen worden, es sei das gesamte
Steuerrecht von Bundes wegen zu ordnen, indem
der Bund die Steuervorschriften für Einkommen
und Vermögen erliesse, eine Bundessteuer erheben
würde, und die Kantone einfach Zuschläge zu diesen
Bundessteuern für die Deckung ihrer Bedürfnisse
dekretierten. Dieser Vorschlag sieht nicht nur vor-
bei an der bundesstaatlichen Organisation der Eid-
genossenschaft, sondern auch an den wirtschaftlich
vollständig verschiedenen Verhältnissen in den Kan-
tonen, die gar nicht gestatten, dass das Steuerrecht
in der gesamten Eidgenossenschaft gleich gestaltet
wird. Er übersieht auch die verschiedenen Auf-
gaben, welche die Kantone zu erfüllen haben und
würdigt in keiner Weise den Umstand, dass die
Steuergesetzgebung eines der hervorragendsten
Merkmale der kantonalen Souveränität darstellt.
Die Einführung einer solchen Ordnung würde die
staatsrechtliche Struktur der Eidgenossenschaft
grundlegend ändern.

Schon in der bundesrätlichen Botschaft ist die
Frage einlässlich geprüft worden, ob nicht dem Ein-
wand, dass die direkte Bundessteuer die gleichen
Vermögensobjekte treffe wie die kantonalen und
Gemeindesteuern, dadurch Rechnung getragen wer-
den könnte, dass diec natürlichen Personen von den
letztern, die juristischen vom Bunde besteuert
würden. Das hätte vor allem auch die Wirkung,
dass die Schwierigkeiten in der Einschätzung und
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in der Verteilung von Einkommen und Vermögen
bezüglich derjenigen steuerpflichtigen, juristischen
Personen, welche in verschiedenen Kantonen ein
Steuerdomizil besitzen, auf einfachstem Wege
beseitigt würden. Wie sehr die Steuerbelastung für
juristische Personen von Kanton zu Kanton diffe-
riert, ist ersichtlich aus einer von der eidgenössischen
Steuerverwaltung erstellten Tabelle. Wenn das "Mit-
tel der Steuerbelastung juristischer Personen mit
der Zahl 100 angenommen wird, so wird eine Aktien-
gesellschaft, die keinen Reingewirin ausweist, in
Genf und Lausanne^ 52 %, in Basel 57 %, in Chur
aber 250% Steuerleistungen zu erbringen haben.
Bei Einern Reingewinn von 5 % schwankt der
Koeffizient gegenüber diesem Mittel zwischen 62
und 185, bei 10 % Reingewinn zwischen 68 und 147.
Das hat zur Folge, dass.juristische Personen, soweit
das immer möglich ist, ihr Steuerdomizil für ihr
Unternehmen ganz oder teilweise an die-für sie
günstigeren Orte verlegen. Die einheitliche Besteue-
rung durch den Bund würde der Konkurrenz der
Kantone in der Gewährung von Privilegien an
juristische Personen, die durch ihre Domizilnahme
ihnen keinerlei spezielle Belastungen bringen, wie
die Holdinggesellschaften, Stiftungen und der-
gleichen, Einhalt gebieten. Es hat sich jedoch ge-
zeigt, dass eine Lösung, welche den Kantonen die
juristischen Personen als Steuersubjekt vollständig
wegnähme, auf deren Finanzen sich sehr ungleich-
massig auswirkte. Während die juristischen Per-
sonen im Jahre 1947 im Kanton Appenzell nur
4,4% an die kantonalen Steuern beitrugen, beläuft
sich dieser Anteil im Kanton Aargau auf 23%, im
Kanton Solothurn auf 23,8 % und im Kanton Wallis
gar auf 34 %. Noch einschneidender wären die Aus-
wirkungen auf Gemeinden wie Hätzingen, Flur-
lingen, Guttannen, Gerlafingen und Lindau-Zürich,
die bis zu 90 % der Gemeindesteuern von den juri-
stischen Personen einnehmen. Die nationalrätliche
Kommission hat daher vom Bundesrat einen er-
gänzenden Bericht einverlangt, der sich aussprechen
sollte darüber, ob nicht eine Lösung möglich wäre,
nach welcher zwar die Eidgenossenschaft die juri-
stischen Personen auf ihrem ganzen Gebiete gleich
besteuerte, einen Teil der Steuererträgnisse sich
reservierte, den anderen den Kantonen, aus denen
diese Steuern stammen, zuschiede. Es ist dies ein
System, welches der Kanton St. Gallen auf seinem
Gebiete zur Durchführung bringt, indem er von
allen juristischen Personen eine gleich hohe Kan-
tonssteuer bezieht und wiederum gleich hohe Zu-
schläge zu derselben erhebt, welche er an die Ge-
meinden verteilt nach einem speziellen Schlüssel,
unter Berücksichtigung des Sitzes der juristischen
Personen und der totalen Steuerbelastung. Damit
wird innerhalb des Kantonsgebietes die Konkurrenz
der Gemeinden wegen der Steuerdomizile ausge-
schaltet. Für die juristischen Personen ist die Steuer-
belastung gleich hoch, ob sie in einer Gemeinde mit
hohem oder niederem Steuerfuss Domizil nehmen.
Auf das Gebiet des Bundes angewendet, Hessen sich
bei einem solchen System die Härten, welche an-
gedeutet wurden bei vollständiger Inanspruchnahme
der Steuerpflicht durch den Bund, bedeutend mil-
dern, aber nicht vollständig vermeiden. Die Tabelle
auf Seite 84 der bundesrätlichen Ergänzungsbot-
schaft an die nationalrätliche Kommission zeigt die

Nationalrat. — Conseil national. 19Ì9.

Auswirkungen einer solchen Steuerveranlagung,
wenn eine gleichmässige lOOprozentige Steuer-
belastung dem Bunde und ein Zuschlag von 200 %
den Wohnsitzkantonen zukäme. Von Interesse ist
dabei der Umstand, dass ein mit steuerpflichtigen
juristischen Personen so gesegneter Kanton wie
Basel-Stadt bei einer gleichmässigen Erhebung von
Steuern nach dem ungefähren Durchschnitt, wie er
heute erhoben wird, trotz der Ablieferungen an den
Bund zu wesentlichen Mehreinnahmen gelangte,
während der Kanton Bern zu den grossen Leid-
tragenden gehörte. Zur Zeit vermöchte ein solches
Steuersystem auch den Bund nicht zu befriedigen,
weil bei einer solchen Verteilung ihm nur etwa
60 Millionen Franken zufliessen würden, eine mitt-
lere Steuerbelastung nach den jetzigen Verhältnis-
sen vorausgesetzt. Man müsste infolgedessen Aus-
schau halten nach einer anderen Einnahme; man
hat gesprochen von einer Surtaxe auf grösseren Ein-
kommen, die dann aber durch den Charakter der
Sondersteuer, eines privilegium odiosum, diskredi-
tiert wäre. Trotzdem wurde'in der Kommission ein
Antrag, eine solche Lösung weiter zu verfolgen, ein-
gebracht, dann aber wieder zurückgezogen zugun-
sten des Vorschlages für die Verrechnungssteuer-
kontingente. Das Problem ist aber zum mindesten
heute noch nicht nach allen Richtungen abgeklärt.
Persönlich vertritt der Berichterstatter die Auffas-
sung, dass es nicht für alle Zukunft aus der Diskus-
sion fallen sollte.

Neuerdings hat unser Kollege Stähli durch ein
Postulat die reine Quellenbesteuerung der Wert-
schriften wieder aufs Tapet gebracht, die den An-
spruch auf Rückerstattung der abgezogenen Be-
träge bei Vornahme einer Deklaration ausschliessen
würde. Unzweifelhaft wäre dieses System ein ein-
faches, aber es übersieht vollständig, dass damit
gewisse Steuerobjekte zum voraus mehr belastet
werden als andere, dass der Erfolg, den die Ver-
rechnungssteuer in bezug auf die Bekämpfung der
Steuerhinterziehung buchen kann, hinfällig würde,
und dass die kleinen und grossen Vermögen der
gleichen Besteuerung unterworfen blieben. Die Kor-
rektur, die man damit erreichen will, dass an den
Aktienerträgnissen höhere Abzüge gemacht werden
als an den Obligationenzinsen, wäre durchaus will-
kürlich und vermöchte bei weitem nicht die Durch-
führung eines Progressionssystems, wie es in den
modernen Steuergesetzen zur Anwendung gelangt,
zu ersetzen. Denn die Auffassung, die Aktien befän-
den sich nur in den Händen grosser Vermögens-
besitzer, die Obligationen bei den kleinen Sparern,
ist durchaus nicht haltbar vor der Wirklichkeit.

Vorschläge auf Erhebung einer Vermögensab-
gabe zugunsten des Bundes und Einführung einer
eidgenössischen Erbschaftssteuer stiessen in der
Kommission auf keine Gegenliebe. Wie der Bundes-
rat schon in seiher Botschaft ausführte, ist die
Steuerbelastung der Vermögen auf Grund der
kantonalen Steuergesetze bereits eine sehr ausge-
prägte. Die weitere Heranziehung der grösseren Ver-
mögen soll sich nach der Meinung der Kommissions-
mehrheit auf die" Vermögenserträgnisse beschrän-
ken.

Die Erbschaftssteuer aber ist in den Kantonen
ausserordentlich verschieden ausgestaltet; sie zu-
gunsten des Bundes, ohne Beschneidung der kanto-
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nalen Bezüge, zu erweitern, würde manchenorts
eine zu grosse Totalbelastung herbeiführen. Eine
Rückerstattung der bisher von den Kantonen er-
hobenen Steuer aus dem Ergebnis der Bundes-Erb-
schaftssteuer würde diejenigen unter ihnen, welche
in der Einführung oder im Ausbau der Erbschafts-
steuern noch eine Reserve sehen, benachteiligen.
Eine gleichmässige Beteiligung der Kantone an einer
solchen eidgenössischen Erbschaftssteuer würde den
verschiedensten Widerständen rufen, abgesehen da-
von, dass die Deszendentenbesteuerung in vielen
Kantonen nur bei äusserster Beschränkung der An-
sätze annehmbar wäre.

Wenn die Kommissionsmehrheit sich für die
Tilgungssteuer gemäss dem Vorschlag des Bundes-
rates entschieden hat, so vermochte sie ihm nicht
zu folgen, in der Bemessung der Zeitdauer, während
der sie erhoben werden soll. Die verfassungsmässige
Festlegung einer solchen Steuer auf die Dauer von
60 Jahren würde wohl endgültig eine andere Aus-
scheidung der Steuerkompetenzen zwischen Bund
und Kantonen ausschliessen. Abgesehen hievon
sollte doch einmal das Ergebnis der Steuererhebung
für eine kürzere Zeit abgewartet werden. Nicht ohne
Bedeutung ist auch der Umstand, dass nach nun-
mehr 19 Jahren die Finanzierung der zweiten
Etappe für die AHV akut wird. Sie wird von Bund
und Kantonen neue Mittel erfordern, so dass dann
eine weitere Auseinandersetzung über die Finanz-
gebarung von Bund und Kantonen und über die
Teilung der Einnahmequellen fällig sein wird. Die
Beschränkung auf eine kürzere Zeit drängt sich auch
auf, weil nicht der Eindruck erweckt werden soll,
als sei die Verteilung der Finanzkompetenzen
zwischen der Eidgenossenschaft und den Ständen
für einmal abgeschlossen. Anderseits erheischt eine
rationelle Ausgestaltung des Steuerrechtes durch
Gesetz und Praxis, vor allem aber auch die Beurtei-
lung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Steuer-
pflichtigen, dass für eine gewisse Zeitdauer Klarheit
über die Rechtsordnung bestehe. Wenn man daran
denkt, dass Wehrsteuer, Warenumsatzsteuer und
Luxussteuer vor bald zehn Jahren eingeführt wur-
den und heute über manche Einzelfragen noch nicht
Abklärung geschaffen ist, so geht daraus hervor,
dass eine neue Steuerordnung nicht zu kurz bemes-
sen sein sollte. Die Mehrheit der Kommission hat
sich deshalb für die Festlegung der Tilgungssteuer
auf zwanzig Jahre ausgesprochen.

Einige Befürworter der Tilgungssteuer haben
sich zum vornherein auf den Standpunkt gestellt,
dass die Warenumsatzsteuer veriassungsmässig
nicht für eine längere Zeitdauer vorzusehen sei als
die direkte Bundessteuer. Sie haben erklärt, dass
die Warenumsatzsteuer, der sie als Konsumsteuer

. prinzipiell ablehnend gegenüberstehen, für sie nur
akzeptabel wäre, wenn man eine gewisse Parität
herstelle rriit der Tilgungssteuer in bezug auf die
zeitliche Begrenzung. So fand sich in der Kommis-
sion eine Mehrheit, welche die gleiche zeitliche Be-
schränkung für Tilgungssteuer und Warenumsatz-
steuer vorsieht, während die Minderheit die Waren-
Umsatzsteuer auf unbestimmte Zeit~als verfassungs-
mässige Einnahmequelle des Bundes deklarieren will.
Die gleiche Parität zwischen Tilgungssteuer und
Warenumsatzsteuer hat die Kommissionsmehrheit
auch dadurch geschaffen, dass sie einerseits die

Höchstansätze für die direkte Steuer, anderseits die
Maximalprozente für die Warenumsatzsteuer in den
Verfassungstext aufnahm. Da für Warenumsatz-
steuer und Tilgungssteuer kein dauerndes Recht
geschaffen werden soll, im Gegensatz zur Verrech-
nungssteuer, die im zu revidierenden Art. 42 der
Bundesverfassung Aufnahme findet, sollen die be-
züglichen Bestimmungen als zeitlich -begrenzte
Übergangsvorschriften in einem Zusatz zur Bundes-
verfassung ihren Platz erhalten. Das erfordert eine
Auflösung des Textes der ganzen vom Bundesrat
präsentierten Vorlage in drei Abschnitte.

In einem ersten Teil werden die für zeitlich
unbeschränkte Dauer bestimmten Grundsätze'auf-
gestellt. Im zweiten Abschnitt sind die Vorschriften
über die Warenumsatzsteuer und die Tilgungssteuer
untergebracht, welche zeitlich beschränktes Recht
enthalten. Im dritten Abschnitt finden sich die Vor-
schriften, welche sich auf die Einführung der defini-
tiv und auf unbeschränkte Dauer in Aussicht ge-
nommenen Verfassungsänderungen beziehen. Diese
Bestimmungen werden nötig im Hinblick auf den
Zeitpunkt der Inkraftsetzung einzelner Rechtssätze
der neuen Ordnung, über die in der Detailberatung
im einzelnen noch zu referieren ist.

r

In der Diskussion um die Bundesfinanzreform
wird immer wieder die Auffassung vertreten — ob
zu Recht oder zu Unrecht, mag dahingestellt bleiben
—, dass die Ausgabenbeschlüsse des Parlamentes
den Willen zum sparsamen Haushalten oft vermis-
sen lassen. Der Bundesrat hat dieser Kritik Rech-
nung getragen damit, dass er in den Entwurf der
Vorlage eine Bestimmung aufnahm, wonach für die
Erhöhung der von ihm vorgeschlagenen Ausgaben
in jedem der beiden Räte die Zustimmung der ab-
soluten Mehrheit aller Mitglieder nötig sei. Ihre
Kommission hat diese Bestimmung abgelehnt. Sie

o Ö

ist einmal nicht ganz klar, weil nicht eindeutig her-
vorgeht, ob sie Geltung haben solle nur für spezielle
Ausgabenbeschlüsse oder auch für Gesetze. Hier
können Änderungen, welche das^ Parlament be-
schliesst, Mehrausgaben gegenüber einer bundesrät-
lichen Formulierung verursachen, ohne dass das
zum vornherein mit Sicherheit abzusehen ist. Es ist
ganz unvermeidbar, dass in einer solchen Gesetzes-
vorlage immer wieder eine Fahndung nach Vor-
schlägen erfolgte, die vielleicht unter ganz beson-
deren Verhältnissen zu einer Mehrauslage gegen den
bundesrätlichen Anträgen führte. Dass die Bera-
tungen damit sich komplizierten, wäre noch das
geringste Übel. Sodann stünde eine solche Bestim-
mung mit unserem ganzen Staatsrecht in Wider-
spruch, würde sie doch bei der Ausgabenfestsetzung
der Regierung eine gewisse Überordnung über das
Parlament einräumen. Eine Mehrheit Ihrer Kom-
mission vertrat aber die Auffassung, dass die oben
genannte Kritik im Verfassungstext irgendwie zu
berücksichtigen sei und hat sich daher auf einen
ändern Vorschlag geeinigt. In der Praxis-des Parla-
mentes werden reine Ausgabenbeschlüsse, wenn mit
ihnen nicht allgemein verbindliche Normen, wie
Strafandrohung, verknüpft sind, in der Regel nicht
dem Referendum unterstellt. Beitragsleistungen in
sehr grosser-Höhe fasst das Parlament häufig unter
Ausschluss des Referendums. Ich erinnere etwa an
die Beschlüsse über die Beitragsleistung von 100
Millionen Franken an die Schweizer Spende, an den
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Beitrag für den Flugplatz Zürich-Kloten von
151/2 Millionen Franken,-an die Aufwendungen für
die Flugzeuganschaffungen von 64% Millionen Fran-
ken. Derartige Ausgabenbeschlüsse haben eine viel
grössere materielle Bedeutung als eine Strafan-
drohung, die zufällig mit einem solchen Erlass ver-
bunden ist und die dann denselben allgemein ver-
bindlich macht. Deshalb wurde unter anderem von
Fleiner der Standpunkt vertreten, es sei einem
Bundesbeschluss das Prädikat der Allgemeinver-

•bindlichkeit zuzusprechen, wenn er von grosser
finanzieller Tragweite sei. Diese Auffassung ist von
Burckhardt und durch die Praxis des Parlamentes
wohl mit Recht abgelehnt worden, denn die All-
gemeinvcrbindlichkeit besteht darin, dass der
Rechtssatz jeden Bürger trifft. Es ist aber nicht
zu leugnen, dass ein gewisses Missverhältnis besteht,
wenn Beschlüsse von grösster materieller Bedeutung
vom Referendum ausgeschlossen bleiben, weil sie
nicht allgemein verbindlich sind, aber untergeord-
nete Bestimmungen wegen ihrer Allgemeinverbind-
lichkeit die Unterstellung unter das Referendum
herbeiführen. Ein gewisser Ersatz für das Fehlen
der Referendumsmöglichkeit wäre damit zu er-
reichen, dass wichtige Ausgabenbeschlüsse, gegen
die das Referendum nicht angerufen werden kann,
nur zustande kommen mit einer qualifizierten Mehr-
heit der beiden eidgenössischen Kammern. Eine
solche Bestimmung wird unter Umständen auch
dazu führen, dass die Kreditbewilligungen noch
eine grössere Beobachtung erfahren, als das gele-
gentlich der Fall ist. Wir brauchen uns nur etwa
an die Bewilligung von Nachtragskrediten zu er-
innern. Die Kommissionsmehrheit hat die Grenze,
von der ab eine solche Mehrheit notwendig sein soll,
für regelmässig wiederkehrende Auslagen auf
100 000 Fr., für einmalige Aufwendungen auf l Mil-
lion Franken, festgesetzt. Voraussetzung ist aber,
dass es sich dabei um die Bewilligung neuer Kredite
handelt.

Mehrheitlich zugestimmt hat die Kommission
auch dem Vorschlage des Bundesrates, dass für die
Ausrichtung von Bundesbeiträgen die Beitrags-
zwecke, die Voraussetzungen, die Höhe und die
Bedingungen durch Bundesgesetz oder Bundes-
beschluss festzusetzen seien.
Ij Die Kommission hat die wichtigsten Beschlüsse
zum Teil mit sehr knappen Mehrheiten gefasst.
Diese Mehrheiten setzen sich keineswegs immer
gleichartig zusammen. Gegner der Tilgungssteuer
haben geholfen, wichtige Beschlüsse über die Waren-
umsatzsteuer zu fassen. In der Frage dçr Überlas-
sung eines Teils der Militärpfhchtersatzsteuer an
die Kantone hat sich nach Annahme der Tilgungs-
steuer eine Mehrheit aus allen grössern Fraktionen
gebildet, welche in die Minderheit versetzt wurde,
als die Anhänger dieses Standpunktes auch die
Überlassung des Reingewinnes der Nationalbank
und des Anteils an den Stempelsteuern forderten.
Es geht hieraus deutlich genug hervor, wie wenig
sich eine übereinstimmende Willensbildung einer
imponierenden Kommissionsmehrheit für den gan-
zen Inhalt der Vorlage gebildet hat, von den gegen-
sätzlichen Entscheidungen gegenüber dem Stände-
rat gar nicht zu reden. Jedermann wird sich klar
sein darüber, dass eine verfassungsmässige Finanz-
ordnung nur zustandekommt, wenn man auf allen

Seiten bereit ist, nicht nur materielle Opfer, sondern
die vielleicht noch schwereren der wirtschaftlichen
und politischen Staatsauffassung zu bringen. Jede
Neuordnung der Bundesfinanzen berührt natur-
gemäss auch die Kantone und verlangt von ihnen
Verzichte. Wenn sie sich auf den Standpunkt stellen,
Verzichte finanzieller Natur seien eher tragbar als
solche der Souveränitätsrechte, so ist dieser Stand-
punkt zwar zu begrüssen, aber man kann sich einer
gewissen Skepsis nicht erwehren, dass die Kantone,
die sich in der Vergangenheit immer mehr finanziell
vom Bunde abhängig machten, auch in der Lage
seien, demselben mit ihren Mitteln beizuspringen.
Kämen sie nicht unter Umständen in eine erheb-
liche Notlage, wenn sie einen Teil der Bundesschuld
durch die Kontingente abtragen müssten ? Ist es
nicht vielleicht doch möglich, ohne wesentliche
Beschränkung der kantonalen Souveränität eine
direkte Bundessteuer, die zum vornherein zweck-
gebunden ist, durchzuführen ? Wir vermögen auch
nicht daran zu glauben, dass es in nächster Zeit
gelinge, den Aufgabenkreis des Bundes zugunsten
der Kantone wesentlich zu beschränken und die
eidgenössische Intervention und Hilfe so abzu-
bauen, dass namhafte Einsparungen gegenüber dem
aufgestellten Ausgabenplan zu erzielen sind. Die
Beratungen des Parlamentes auf dem Gebiete der
Gesetzgebung, die zahlreichen Motionen und Postu-
late aus allen Gruppen, zeigen doch eher die Ten-
denz, den Bund zu vermehrter Mitwirkung und zu
erhöhten finanziellen Leistungen zu bewegen. Der
vorgelegte. Ausgaben- und Einnahmenplan sieht
gegenüber dem Budget pro 1949 noch ganz wesent-
liche Reduktionen vor, so dass man im Ernste kaum
den Vorwurf, man habe zu pessimistisch gerechnet,
wird entgegennehmen müssen.

Angesichts der Kompliziertheit der Materie ge-
statte ich mir, die grundlegenden Mehrheitsgesichts-
punkte aus der Kommissionsberatung nochmals zu-
sammenzufassen wie folgt:

1. Die von der Kommission als Grundlage in
Aussicht genommenen Auslagen für die Jahre 1950
bis 1959 sind durchschnittlich auf l Milliarde 310
Millionen Franken veranschlagt worden. Darin sind
zwar angemessene Rückstellungen für Krisenbe-
kämpfung, außerordentliche Hilfeleistungen, Hilfe
an die Verkehrsanstalten, Mitwirkung an auslän-
dischen Organisationen inbegriffen, aber unter den
einzelnen Auslagenpositionen sind die Lasten,
welche die im Gang und in Vorbereitung befinden-
den gesetzgeberischen Aktionen bringen können,
nicht voll berücksichtigt. Der Abbau der Bundes-
verwaltung ist bereits in diese Berechnung mitein-
bezogen. Die Fondsäufnung und die Fondsverzin-
"sung sollen überprüft werden. Auf keinen Fall aber
dürfen Mässnahmen, die zudem noch gesetzlichen
Vorschriften widersprechen, getroffen werden,
welche lediglich eine Verlagerung der Belastungen
für die Zukunft bringen.

2. Die Aufhebung von Verfassungsbestimmun-
gen, welche dem Bunde Einkünfte von Bedeutung
verschaffen, darf im gegenwärtigen Zeitpunkte an-
gesichts der Finanzläge des Bundes nicht in Frage
kommen. Es bestehen keine Verfassungsbestim-
mungen, welche den Betroffenen untragbare Lei-
stungen zumuten.
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3. Die geltenden Verfassungsvorschriften erlau-
ben nach Vornahme der in Aussicht genommenen
dringlichen Gesetzesrevisionen, Einnahmen in Höhe
von rund 660 Millionen Franken zu erzielen.

4. Der Mehrbetrag der Auslagen ist zu decken
wie folgt:
a) Die Verrechnungssteuer ist verfassungsmässig

dauernd zu verankern. Die Couponssteuer geht
auf in der Verrechnungssteuer. Die bisherigen
Anteile der Kantone an der Stempelsteuer sollen
dahinfallen, und der Reingewinn der National-
bank soll künftig dem Bunde gehören.

b) Für die Dauer von 20 Jahren wird eine Waren-
umsatzsteuer auf Lieferungen und auf Leistun-
gen in Verbindung mit Lieferungen eingeführt,
von der die gebräuchlichen Lebensmittel auszu-
nehmen sind, und die ein Maximum von 4%
der Detailverkaufspreise nicht überschreiten
darf. Gegenstände des Luxusverbrauches und
Getränke können höher besteuert werden, doch
ist dabei darauf Bedacht zu nehmen, dass die
von der erhöhten Umsatzsteuer betroffenen Er-
werbszweige in ihrer Existenz nicht bedroht
werden, die Steuer vielmehr abgewälzt werden
kann. Im übrigen gelten auch für diese erhöhten
Steuern die Grundsätze, welche für die normale
Umsatzsteuer aufzustellen sind.

c) Der Bund erhebt eine Tilgungssteuer zur Ver-
zinsung und Amortisation eines Teils der Bun-
desschuld für die Dauer von 20 Jahren, welche
von Seiten der natürlichen Personen, unter Be-
rücksichtigung ihrer Leistungsfähigkeit, sowie
vom Reinertrag und Vermögen der juristischen
Personen, erhoben wird. Die maximalen Steuer-
ansätze werden im Verfassungsartikel festgelegt.
5. In die Bundesverfassung werden Garantien

dafür eingebaut, dass Ausgabehbeschlüsse eine
klare rechtliche Grundlage erhalten und Ausgaben,
welche eine gewisse Höhe überschreiten, nur be-
schlossen werden können unter Mitwirkung einer
qualifizierten Mehrheit der eidgenössischen Räte.

Ihre Kommission beantragt einstimmig Eintre-
ten auf die Vorlage. Doch geschieht das mit der
ausdrücklichen Erklärung, dass auch eine ganze
Anzahl Kommissionsmitglieder die Zustimmung
zum Entwurfe von der Abänderung einzelner ihnen
wesentlich 'erscheinender Bestimmungen abhängig
machen.

M. Perret, rapporteur:
Le projet du Conseil fédéral concernant la réforme

des finances de la Confédération a fait l'objet de
discussions approfondies dans tous les milieux de
la population; vous avez suivi vous-mêmes avec un
vif intérêt la discussion qui a eu lieu à ce sujet,
en juin dernier, au Conseil des Etats; je puis donc
me borner à exposer les problèmes essentiels qui
se présentent à nous.

Je tiens à souligner d'emblée ceci:'
En ma. qualité de rapporteur, mon rôle est de

vous exposer de la façon la plus objective, les
opinions de la majorité de notre commission. Cer-
taines de ces opinions ne sont ni les miennes, ni
celles du groupe auquel j'appartiens. Je me réserve
donc de défendre diverses propositions de la
minorité, après vous avoir fidèlement rapporté les

arguments qui l'ont emporté au cours de nos dis-
cussions.

Vous connaissez les, pièces et documents sur les;
quels ont porté les délibérations de votre commis-
sion :
1. le message du 22 janvier 1948 concernant la

réforme constitutionnelle des finances de la Con-
fédération;

2. les décisions du Conseil des Etats du 19 juin
1948; '

3. les rapports du Conseil fédéral à la commission •
du Conseil national, des 12/19 octobre et du
17 novembre 1948;

4. le rapport de la commission fédérale d'experts
(du 14 mars 1947).
Les tâches essentielles qui nous incombent, con-

formément aux propositions du Conseil fédéral, sont
les suivantes:
1. Dans le domaine du droit: reviser l'article de

la constitution fédérale qui règle la question des
finances de la Confédération, en vue de remplacer,

* par des dispositions constitutionnelles, le droit
fiscal extraordinaire actuel, qui repose sur les
arrêtés d'urgence et les pleins pouvoirs extra-
ordinaires. Sur ce point, on peut établir un
parallèle entre la tâche qui nous incombe
actuellement et la promulgation des nouveaux
articles économiques.

2. Dans le domaine de l'économie financière:
établir et assurer l'équilibre du budget de la
Confédération, en y comprenant l'amortisse-
ment de la dette et en prenant des mesures
efficaces pour empêcher un nouvel endettement.

3. Développer la péréquation financière entre les
cantons.
Ces tâches sont urgentes car le droit fiscal fondé

sur les pleins pouvoirs et qu'il y a lieu de remplacer
arrive à son terme à la fin de la présente année.
Ce délai est extrêmement bref si l'on songe qu'on
se trouve en présence d'une double obligation:
modifier de façon profonde la constitution et pro-
mulguer des dispositions d'exécution nombreuses et
détaillées. On peut considérer, actuellement déjà,
que même dans l'hypothèse la plus favorable, ce
programme ne pourra probablement pas être réalisé
dans un délai si court. Est-ce à dire que la discussion
à laquelle nous allons procéder soit vaine ? Nous ne
le pensons pas.

Votre commission a examiné de façon appro-
fondie cette question. Le représentant du Conseil
fédéral au sein de notre commission a déclaré sans
ambiguïté qu'on ne saurait attendre de lui qu'il prît
l'initiative d'un mode de procéder autre que celui
qui a été instauré, savoir la discussion, par le
Conseil national, du projet du Conseil fédéral du
22 janvier, ou de la décision du Conseil des Etats
du 19 juin 1948. La commission estime, elle aussi,
devoir suivre la voie normale. S'il se révèle par la
suite, que certaines divergences avec le Conseil des
Etats ne peuvent être supprimées, le moment sera
venu d'inviter le Conseil fédéral, par la voie d'une
motion identique des Conseils, à préparer une solu-
tion transitoire. Une autre considération conduit
à la même conclusion: les problèmes de fait reste-
ront, en substance, les mêmes, que l'on procède à
une revision ordinaire de la constitution fédérale
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ou que l'on s'arrête à une solution transitoire à
court terme. Quoiqu'il arrive ultérieurement, il nous
paraît donc utile, voire nécessaire, de prendre dès
maintenant des décisions sur les questions impor-
tantes.

La commission d'experts, la commission du
Conseil des Etats et votre commission, ont procédé
toutes trois de la même façon..Elles ont estimé que,
pour fixer judicieusement des impôts, des taxes et
d'autres contributions fiscales, il fallait tout d'abord
établir les besoins financiers de la Confédération,
le montant des recettes à prélever étant déterminé
en principe, dans le ménage public, par le montant
des dépenses auxquelles il y a lieu de faire face.

Vous avez à votre disposition le plan financier
établi par le Conseil fédéral pour une période d'en-
viron dix ans à partir de 1950. Constatons tout
d'abord qu'il diffère fondamentalement des budgets
que nous établissons ici, chaque année. Alors que
l'arrêté fédéral relatif au budget acquiert force de
loi en ce qui concerne les crédits votés, le plan
financier ne représente qu'une appréciation du bud-
get tel qu'il se présentera probablement, en moyenne,
de 1950 à 1959; il ne tient donc pas lieu de budgets
annuels. Il repose sur une série de conditions écono-
miques, dont voici les principales:
a) il ne présuppose ni une conjoncture favorable,

telle qu'elle a influencé, depuis la fin de la deu-
xième guerre mondiale, les comptes de la Con-
fédération, ni une dépression telle que nous
l'avons connue en 1930 et dans les années sui-
vantes ; il repose sur l'hypothèse d'une situation
moyenne, quant au degré d'occupation et au
rendement, dans l'économie;

b) il présuppose une baisse du prix actuel de la
vie et le rétablissement de la puissance d'achat
de la monnaie à un niveau correspondant à une
situation économique normale;

c) il a pour condition une réduction des charges
actuelles de la Confédération consenties en vue
de la baisse du prix de la vie; cette réduction
ne sera possible que dans la mesure du rétablisse-
ment des prix normaux dans le commerce mon-
dial.
Un plan financier présupposant la réalisation de

ces conditions montre quelle sera la situation en
1950 et les années suivantes et, en même temps, quel
sera le développement probable des recettes et des
dépenses dans la moyenne approximative des bud-
gets futurs.

La diminution des dépenses porterait particu-
lièrement sur les chapitres relatifs au personnel, à
l'acquisition de matériel, à la réduction des sub-
ventions fédérales. En ce qui concerne le personnel,
il nous paraît nécessaire d'ajouter, pour éviter
toute équivoque, que personne dans la commission
ne songe à faire de nos fonctionnaires les victimes
de la réforme des finances fédérales. Il ne s'agit ni
de leurs salaires, ni de leurs statuts, mais de leur
nombre, dans la mesure où ce dernier pourra être
réduit sans compromettre les services de la Con-
fédération.

Il est naturel que l'élaboration d'un pareil plan
fasse l'objet de discussions, de contestations et de
critiques nombreuses. La plus grande partie des
délibérations au sein de la commission du Conseil
des Etats, comme au sein de la nôtre, a porté sur la

question de savoir avec quelles dépenses et sur
quelles recettes il y a lieu de compter, en prenant
en considération, sous tous leurs aspects, toutes les
circonstances et toutes les conditions déterminantes.
Cela est logique, puisque les mesures fiscales qui
devront être prises et donneront lieu à des modifi-
cations de la constitution fédérale, dépendent de la
réponse donnée à cette question.

Le Conseil fédéral a été invité deux fois par la
commission du Conseil des Etats et une fois par la
commission du Conseil national, à reconsidérer ses
plans financiers. Le résultat de ces études est devant
vous:

Alors que le Conseil fédéral maintient que, dans
les conditions que nous venons d'esquisser, il y a
lieu de compter dans la moyenne des années 1950
et suivantes, avec^des dépenses ascendant à 1330
millions de francs, la commission du Conseil des
Etats évalue nos besoins financiers à 1235 millions
de francs; et la commission du Conseil national à
1310 millions de francs. Votre commission croit
qu'il est possible de biffer 20 millions de francs sur
les dépenses proposées par le Conseil fédéral pour le
personnel. Au chapitre des recettes, citons les trois
chiffres suivants: Projet du Conseil fédéral: 1369
millions de francs; commission du Conseil des
Etats: 1239 millions de francs; commission du
Conseil national: 1336 millions de francs. Les diver-
gences essentielles entre le Conseil fédéral et notre
commission portent sur l'impôt d'amortissement,
dont la commission a diminué de 20 millions de
francs le rendement présumé, et sur la taxe d'exemp-
tion du service militaire, pour laquelle notre com-
mission recommande, de maintenir le mode de
répartition actuel entre la Confédération et les
cantons. Nous reviendrons sur ces questions au
cours de la discussion.

Entre la commission du Conseil des Etats et la
nôtre, les divergences principales sont les suivantes :

1. Notre commission estime, avec le Conseil
fédéral, que 315 millions de francs sont nécessaires
pour- le service des intérêts de la dette de la Con-
fédération, tandis que* la commission du Conseil des
Etats, s'inspirant de prévisions plus optimistes
quant au développement de cette dette d'une part,
et à celui des taux d'intérêts sur le marché des
capitaux, d'autre part, en déduit une possibilité
d'économie de 20 millions de francs.

2. La commission du Conseil des Etats estime
que la tranche d'amortissement du plan doit être
majorée dans une mesure considérable, portée de
30 à 100 millions de francs, ce qui devrait permettre
de renoncer aux crédits prévus par le gouvernement
pour les temps de crise: La commission du Conseil
national, au contraire, appuie le Conseil fédéral;
elle estime comme lui qu'il y a lieu de prévoir
100 millions de francs en vue de prévenir et de
combattre des crises économiques; les ressources
qui ne seraient pas utilisées dans ce but devant être
affectées à un amortissement supplémentaire de la
dette.

3. Sur le chapitre des dépenses pour le personnel,
la commission du Conseil des Etats croit pouvoir
économiser non seulement 20, mais 30 millions de
francs sur le montant prévu par le Conseil fédéral.

4. Enfin la commission du Conseil des Etats
propose une réduction supplémentaire de 10 millions
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de francs sur le chapitre des subventions fédérales
sans dire d'ailleurs sur quels points particuliers cette
réduction devrait porter.

Les estimations de cette commission quant aux
dépenses restent de 100 millions de francs en
chiffre rond au-dessous des évaluations du Con-
seil fédéral et lui permettent dès lors de prendre,
eu égard au chapitre des recettes du plan financier,
une position complètement différente: alors que
le Conseil fédéral, pour des raisons sur lesquelles
nous reviendrons, considère la perception d'un
impôt direct (de la nature de l'impôt pour la dé-
fense nationale perçu jusqu'ici) comme indispen-
sable en vue de l'amortissement et du service des
intérêts d'une partie des dettes de la Confédération
— vous savez que la majorité de notre commission
s'est ralliée à cette opinion — la commission du
Conseil des Etats a proclamé — et le Conseil lui-
même a suivi sa commission — qu'il y avait lieu de
renoncer à l'impôt d'amortissement; indépendam-
ment de l'estimation différente des dépenses, dont
j'ai parlé, elle partit de l'idée que les rendements
des impôts indirects (droits de douane et impôt sur
le chiffre d'affaires) pouvaient être évalués à
20 millions de francs de plus et que le rendement net
de l'administration des postes, des télégraphes et ,
des téléphones était susceptible d'être triplé. La
commission du Conseil des Etats et le Conseil des
Etats lui-même ne paraissent pas avoir été tout à
fait convaincus de l'exactitude de leurs calculs;
ainsi qu'on le sait, le Conseil des Etats décida
l'introduction d'un impôt destiné à couvrir le
déficit, sous forme de contingents cantonaux d'im-
pôt anticipé.

Permettez-moi, maintenant, quelques obser-
vations relatives aux postes les plus importants
des dépenses et des recettes.

La dette de la Confédération peut être évaluée à
9,7 milliards de francs. Elle ne résulte pas d'une
mauvaise administration de la chose publique; elle
est la conséquence directe de la guerre. Elle est bien
lourde, certes, niais le peuple suisse, qui a échappé
comme par miracle, à la plus effroyable des tour-
mentes, doit s'estimer grandement privilégié de s'en
sortir à ce prix. L'immense majorité des autres
nations envie notre sort.

Nous avons grand intérêt à payer cette dette;
des finances saines sont profitables à chacun; pour
être quittes de la payer deux fois, à cause du jeu des
intérêts, nous serions bien inspirés en la réduisant
et en l'éteignant le plus tôt possible.

En prenant en considération: le taux actuel
moyen des obligations de la Confédération; le fait
que la transformation inévitable de rescriptions en
d'autres dettes conduira à une majoration de la
charge d'intérêts; et enfin l'accroissement des
besoins résultant du taux d'intérêt de certains
fonds, le Conseil fédéral considère déjà comme
optimiste l'évaluation à 315 millions des dépenses
nécessaires pour assurer le service de la dette totale
en intérêts. A ce propos, votre commission a exa-
miné les deux questions suivantes:
a) Serait-il possible, par la réduction ou la sup-

pression de fonds et de provisions, de diminuer
le surcroît d'intérêts à la charge de la Con-
fédération ?

b) Les dépenses pour intérêts ne pourraient-elles
pas être réduites par la diminution ou la sup-
pression du service des intérêts sur des fonds et
"des provisions ?
Dans son rapport des 12/19 octobre, le Conseil

fédéral est arrivé, sur ce point, à la conclusion
suivante :

«L'amélioration du bilan qu'une réduction de
la fortune des fonds et provisions permettrait
d'obtenir peut être, aujourd'hui, évaluée approxi-
mativement comme il suit :

Pour les fonds spéciaux, notons qu'on pourrait,
en principe, renoncer au fonds de réserve de la
monnaie, aux fonds des invalides, ainsi qu'aux
fonds de couverture et de sûreté de l'assurance
militaire, ensemble de fonds dont la fortune totale
est d'environ 200 millions de francs. Ces fonds ne
peuvent cependant être dissous sans une revision de
la loi sur la monnaie et de celle sur l'assurance
militaire. La dissolution graduelle des provisions
produirait en outre une amélioration du bilan de
40 millions de francs (sans l'administration mili-
taire) ou de près de 150 millions de francs (y com-
pris l'administration militaire). Enfin, la suppression
des dépôts allégerait le bilan de 100 à 150 millions
de francs. De cette manière, le bilan serait dégrevé
d'une somme totale de 500 millions de francs
(maximum).

Les dépenses pour le service des intérêts des
fonds et provisions sont dues pour la plus grande
part à l'article 2 de l'arrêté fédéral, maintes fois cité,
du 24 mars 1947. La réduction de la charge d'inté-
rêts pour des fonds et provisions conformément au
plan financier dépend donc, en premier lieu, de la
question de savoir si le service des intérêts prévu
par cet arrêté doit être maintenu. La base légale
actuelle permet de faire des économies annuelles en
intérêts d'environ 2 millions de francs. Si l'on
renonçait au service des intérêts des fonds constitués
au moyen d'excédents de recettes des fonds cen-
traux de compensation et des provisions, la dépense
pour intérêts pourrait être réduite d'une somme
pouvant atteindre 30 millions de francs. Quant à
savoir s'il s'agira d'un allégement durable ou s'il
y aura lieu plus tard de le compenser entièrement
ou partiellement par des dépenses supplémentaires
(subventions fédérales, dépenses pour du matériel,
dépenses pour le personnel), qui seraient normale-
ment couvertes par les intérêts de ces fonds et
provisions, c'est là une question à laquelle on ne
peut répondre pour le moment. Dans ces circons-
tances et étant donné qu'il ne paraît pas indiqué de
reviser l'arrêté fédéral du 24 mars 1947, nous con-
sidérons que, par suite de la réduction de la fortune
et du service des intérêts des fonds et des provisions,
la charge d'intérêts dans le plan financier pour la
moyenne des années 1950 et suivantes ne peut
actuellement être amoindrie que d'environ deux
millions de francs.»

Après une étude approfondie des éléments en-
trant en question pour l'évaluation de la dépense en
intérêts, notre commission arrive à la conclusion
que l'on ne peut pas contredire à la manière de voir
du Conseil fédéral. D'autre part, il faut se garder de
certaines illusions. On ne saurait assainir les finances
d_'un pays par des opérations comptables qui
n'apporteraient pas un centime de plus aux recettes
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et ne réduiraient en rien les dépenses. Il faut avoir le
courage de voir les choses en face. Il est prudent,
dans la période troublée que nous traversons, de ne
pas nous bercer d'un optimisme exagéré; le réveil
serait trop dur!

2. Le Conseil fédéral a déclaré dans son message
du 22 janvier 1948 que, dans le domaine des dé-
penses militaires, nous devons nous imposer des
restrictions. Nous ne saurions perdre de vue que le
développement de notre législation sociale, l'en-
couragement à l'économie, nos représentations à
l'étranger, nos besoins d'ordre culturel ne peuvent
être négligés. Le gouvernement et notre commission
estiment qu'il est néanmoins exclu de faire face aux
besoins avec les 300 millions de francs prévus par
les experts, si, comme l'entend le peuple suisse, on
entretient, sur la base du service militaire obliga-
toire pour tous, une armée bien instruite, munie
d'armes modernes, et capable de défendre notre
neutralité. Nos dépenses militaires ont augmenté,
ces dernières années, dans une proportion énorme.
Cet accroissement provient d'une majoration des
prix, des périodes d'instruction prolongées et du
développement considérable du matériel des corps.
Pour les dépenses militaires courantes, c'est-à-dire
revenant annuellement, en vue de l'instruction, de
l'armement, de l'habillement, etc., on aurait besoin
de 315 millions de francs. Il y a lieu d'y ajouter les
frais nécessités par le renforcement de la défense
nationale. Le programme d'armement urgent établi
pour les sept prochaines années, par la division de
l'état-major général, prévoit, pour des construc-
tions et pour des acquisitions de matériel, des dé-
penses se montant à 667 millions de francs, soit à
95 millions de francs annuellement. Si l'on y ajoute
les dépenses militaires courantes, on arrive à une
somme de dépenses annuelles de 412 millions de
francs, dont on peut déduire 5 millions provenant
des ventes de chevaux et de matériel. Il reste, ainsi,
407 millions de francs. Une diminution des crédits
militaires ne serait possible que si l'effectif de notre
armée pouvait être réduit de deux divisions, ce qui.
provoquerait un affaiblissement de nos moyens de
défense dont on ne saurait prendre la responsabilité.
Pour ces raisons, le Conseil fédéral a inscrit dans son
plan financier, au titre des dépenses pour la dé-
fense nationale, une somme de 400 millions de
francs. Votre commission s'est ralliée de façon
générale à cette manière de voir. Uniquement sur le
point des besoins pour le personnel, elle a estimé
qu'il serait possible, en procédant à quelque ré-
duction, d'économiser 10 millions de francs; c'est
pourquoi elle a fixé à 390 millions de francs la
moyenne des besoins.

3. Il va sans dire que votre commission a étudié
de façon particulièrement approfondie l'ensemble
du problème des subventions. Je ne crois pouvoir
mieux faire que de vous renvoyer à ce sujet au
tableau des subventions fédérales qui figure aux
pages 95 et 96 du message. Il a été versé au total,
dans les années 1939 à 1946, 2,2 milliards de francs
à ce titre. Dans ce montant ne sont pas comprises
les contributions aux caisses de compensation pour
perte de salaires et de gain, qui s'élèvent à 500 mil-
lions de francs en chiffre rond, ni les 250 millions
que nous avons dû payer, à la suite des pourparlers
de Washington, co.mme contribution au redresse-

ment de l'Europe. Sur ces 2,2 milliards de francs,
la moitié est afférente aux subventions ordinaires
relatives aux objets suivants:
a) travaux publics, tels que corrections de cours

d'eau, régularisation de torrents, routes alpes-
tres, repeuplement des forêts, etc. ;

b) subventions aux cantons pour la chasse et la
pêche, pour l'hygiène publique,~les mensurations
cadastrales, la formation scolaire et profession-
nelle ;

c) subventions d'ordre culturel;
d) subventions à l'agriculture;
e) subventions au commerce, à l'industrie et au

' tourisme;
f) subventions de" politique sociale aux caisses-

maladie, à l'assurance contre la tuberculose, etc.

Un coup d'œil sur ces subventions fédérales vous
convaincra qu'il ne sera pas facile de les diminuer,
non seulement parce qu'on léserait des intérêts
légitimes, mais surtout parce qu'on pourrait frap-
per, diminuer ou paralyser certaines activités utiles
au pays. Le Conseil fédéral prévoit encore, pour
1950 et les années suivantes, 155 millions de francs
à ce titre. Il y a lieu d'y ajouter la contribution
fédérale à l'assurance-vieillesse et survivants, soit
107 millions de francs, ce qui fait le montant total
de 262 millions de francs prévu par le plan financier.
Les subventions extraordinaires, qui ont atteint,
dans les sept dernières années, la somme de 1,1 mil-
liard de francs en chiffre rond, doivent être sup-
primées à partir de l'année 1950. Il faut y ajouter
les subventions pour la création de possibilités de
travail, pour la réduction des prix des denrées ali-
mentaires, des fourrages et des combustibles, pour
le programme extraordinaire d'améliorations fon-
cières, pour les actions en faveur de la population
nécessiteuse, pour l'aide aux Suisses de l'étranger,
pour le Don suisse et pour d'autres œuvres d'en-
tr'aide internationale. On peut se demander s'il
sera possible de supprimer, d'ici à 1950, ces subven-
tions extraordinaires, si l'on songe que, en 1948,
il a été dépensé plus de 300 millions pour les actions
en faveur de la baisse des prix. Persuadée que l'on
ne peut aboutir à une réduction sensible de la dé-
pense en question sans procéder au préalable à des
mesures spéciales d'ordre politique, votre commis-
sion a étudié de façon approfondie les possibilités
d'une graduation des subventions fédérales suivant
la capacité financière de leurs bénéficiaires. Au-
jourd'hui déjà, elles sont graduées, en de nombreux
domaines, mais la pensée directrice a été, jusqu'ici,
moins de réduire les dépenses pour les subventions
que le désir d'améliorer la préréquation financière
entre les cantons. On en est arrivé, ainsi, à ne verser
certaines subventions que dans les contrées mon-
tagneuses ou, en tout cas, à les verser, dans ces
contrées, à un taux plus élevé que dans la plaine.
En vertu de ce principe, le canton du Tessin et les
vallées méridionales des Grisons ont été particulière-
ment favorisés. Partout où c'était possible, on a
pris en considération la situation financière des
bénéficiaires privés touchant des subventions. La
disposition de l'article 42ter, chiffre 2, du projet
constitutionnel tend à entériner dans la constitu-
tion fédérale la pratique qui reposait jusqu'ici sur
le régime financier. L'examen attentif des subven-
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tions a prouvé qu'une réduction des crédits prévus,
ascendant à 155 millions de francs, n'est pas pos-
sible, même si ces subventions sont graduées d'après
la capacité financière des bénéficiaires. Deux re-
quêtes revêtant une . importance considérable 'et
dont l'acceptation augmenterait les dépenses de la
Confédération ont été examinées.

A. Les directeurs cantonaux de l'assistance
publique voudraient que la Confédération verse
aux cantons des subventions pour les dépenses faites
pour l'assistance, particulièrement celles qui décou-
lent de l'application du concordat. Ils estiment que
c'est actuellement la seule manière de répondre _ _ a
une triple exigence: assurer le maintien du concor-
dat, développer l'assistance au domicile et obtenir
une répartition partielle des frais entre les cantons.
Ils émettent l'idée que si la Confédération soutient
financièrement le concordat, l'occasion lui est ainsi
donnée, sans porter atteinte à la souveraineté des
cantons, de favoriser l'instauration d'un système
d'assistance plus moderne et meilleur. Ils croient
aussi que les cantons d'origine pourront en béné-
ficier doublement : de façon directe par les sub-
ventions fédérales, et de façon indirecte par le déve-
loppement de l'assistance au domicile.

La conférence est d'avis que la Confédération
devrait mettre à disposition, à cet effet, un crédit
annuel de 10 à 11 millions de francs, à répartir
comme suit:
50 % aux cantons concordataires au prorata des dé-

penses que le concordat leur impose, soit pour leurs-
ressortissants, soit pour ceux d'autres cantons;

50% à tous les cantons, au prorata du montant
total de leurs dépenses pour l'assistance.
Dans la répartition de cette seconde moitié du

subside, il s'agirait de tenir compte de la capacité
financière inégale des cantons et de leurs charges
fiscales; la conférence des directeurs de l'assistance
publique dresserait l'échelle à appliquer, après avoir
consulté la conférence des directeurs cantonaux des
finances et le Département fédéral des finances et
des douanes. La répartition des sommes serait
l'affaire des cantons.

Ces dépenses seraient partiellement couvertes
par un prélèvement de 10% du produit des droits
de timbre fédéraux, pris sur la part des cantons
(7 à 8 millions de francs en chiffres ronds). Les
directeurs de l'assistance publique renvoient ex-
pressément aux thèses de la conférence des direc-
teurs des finances relatives à la péréquation, thèses
qui prévoient des versements annuels de la Con-
fédération, d'un montant égal, et constituant une
attribution supplémentaire de péréquation pour les
routes, l'assistance publique, etc. Ils demandent
cependant que ce montant soit réservé exclusive-
ment à l'assistance publique. Cela permettrait:
a) de faciliter la pratique de l'assistance au domi-

cile, dans le sens du condordat;
b) de faire adhérer au concordat les cantons qui

n'y sont pas ralliées;
c) d'instaurer une péréquation financière supplé-

mentaire entre les cantons riches et les cantons
pauvres.
Se fondant sur le rapport du Conseil fédéral des

12/19 octobre, adressé à notre commission et recom-
mandant de ne pas entrer en matière sur le projet

de la conférence des directeurs de l'assistance, la
commission a renoncé à prévoir, dans le plan finan-
cier pour la moyenne des années 1950 et suivantes,
un poste relatif aux dépenses d'assistance des cantons.

B. Elle a résolu également de façon négative la
question de savoir si, dans le plan financier, il y avait
lieu de prévoir des subventions extraordinaires à
des entreprises de transport obérées.

Elle estime, avec le Conseil fédéral, qu'une nou-
velle aide de la Confédération en vue de poursuivre
l'action introduite par la loi fédérale du 6 avril 1939
sur l'aide aux chemins de fer privés ne saurait guère
être évitée. Les problèmes de subventions de la
Con-fédération dans le domaine des transports doi-
vent \outef ois être résolus suivant des principes de
saine politique économique, et non dans le seul
cadre de la réforme constitutionnelle des finances.
Jusqu'au moment où sera réglé le problème d'en-
semble de la coordination des transports, il ne res-
tera qu'à prêter l'aide indispensable aux entreprises
publiques de transport auxquelles l'intérêt écono-
mique ou militaire général interdit de renoncer.
Il s'agit donc seulement, pour le moment, de savoir
si et, comment de telles prestations futures de la
Confédération peuvent être prises en considération
dans le plan des dépenses pour la moyenne des
années 1950 et suivantes. Nous manquons de bases
suffisantes pour évaluer les ressources financières
nécessaires à cet effet. D'autre part, il s'agira vrai-
semblablement d'obligations durables de la Con-
fédération pour lesquelles on devrait prévoir des
postes précis dans le plan financier. Il faut donc se
borner, jusqu'au moment où les questions soulevées
seront bien éludicées, à inscrire dans ce plan un poste
relatif aux mesures destinées à combattre la crise
ou à des mesures extraordinaires, poste dont le
crédit permettrait de verser des allocations en faveur
d'entreprises de transport obérées.

4. Les dépenses pour le personnel de l'adminis-
tration ont fait, de divers côtés, l'objet de nom-
breuses critiques. J'ai déjà relevé que notre com-
mission a considéré comme soutenable que l'on

'réduise de 10 millions de francs le montant men-
tionné par le Conseil fédéral, c'est-à-dire de le fixer
à 120 millions de francs. Le Conseil fédéral, ainsi
que vous l'avez constaté dans son rapport des
12/19 octobre 1948, maintient que la dépense, telle
qu'il l'a estimée, doit être considérée comme un
minimum. La commission estime toutefois que la
réduction du personnel peut et doit être renforcée
et accélérée et qu'une étude approfondie doit être
faite pour assurer le rendement maximum de tous
nos services.

Nous avons exposé ainsi, très brièvement, les
problèmes essentiels relatifs aux dépenses.

Et maintenant, quelques considérations sur l'en-
semble des recettes.

Si les opinions étaient divisées sur des questions
importantes relatives aux dépenses, dans le do-
maine des recettes, les divergences paraissent pour
ainsi dire insurmontables. Il ne s'agit pas tant, ici,
d'estimations que d'une série de questions de prin-
cipe. Citons, en particulier:
a) l'introduction, dans la constitution, d'un im-

pôt fédéral direct;
b) l'inscription, dans la constitution, de l'impôt

sur le chiffre d'affaires ;
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c) l'introduction d'un impôt général sur les bois-
sons;

d) la réduction des parts des cantons à des recettes
fédérales (impôt d'amortissement, taxe d'exemp-
tion du service militaire, droits de timbre, rende-
ment net de la Banque nationale) ;

e) la fixation, à un montant double, de la contri-
bution à verser, sur son rendement net, par
l'administration des postes, des télégraphes et
des téléphones.
La question essentielle, qui fait l'objet des plus

vives discussions se rapporte à la proposition du
Conseil fédéral tendant à transformer en un impôt
fédéral direct, consacré par la constitution fédérale,
l'impôt pour la défense nationale qui repose actuelle-
ment sur la législation édictée en vertu des pleins
pouvoirs; le rendement de cet impôt direct serait
réservé pour le service des intérêts et l'amortisse-
ment d'une partie de la dette de mobilisation. La
manière de voir du Conseil, fédéral sur cette ques-
tion se trouve exposée dans le message du 22 jan-
vier 1948 et dans quatre rapports complémentaires
(des 10 avril, 14 mai, 12/19 octobre et 17 novembre
1948). Il faut souligner que l'examen renouvelé de
ce problème a toujours ramené le Conseil fédéral
aux mêmes conclusions de principe. La majorité
de votre commission n'a pas pu, non plus, se sous-
traire en fin de compte à l'argumentation convain-
cante du Conseil fédéral; elle vous propose de revi-
ser en conséquence la constitution fédérale. Je
me permets de vous renvoyer aux exposés très cir-
constanciés qu'à présentés le Conseil fédéral et de
me borner ici à un bref résumé.

La législation fiscale a pour but de garantir à
l'Etat l'acquisition rationnelle des ressources qui
lui sont nécessaires pour assurer un régime financier
normal. Elle doit dès lors lui procurer des sources
de recettes qui aient un rendement suffisant, une
productivité régulière, soient susceptibles d'être
adaptées aux besoins changeants et puissent être
utilisées avec le moins de frais possible.

Les besoins financiers de la Confédération dépas-
sent de beaucoup le rendement qu'il y a lieu d'at-
tendre d'un impôt unique. Ils ne sont susceptibles
d'être couverts que par un système d'impôts divers.
Si l'on recourt simultanément à une pluralité de
sources, on pourra plus facilement procéder à une
péréquation si les circonstances changent, neutra-
liser les effets des oscillations de la conjoncture sur
le rendement de l'impôt; on aura de plus la possi-
bilité de faire face même à des besoins accrus, sans
nuire à l'ensemble de la vie économique.

La couverture des besoins financiers futurs de
la Confédération ne peut pas toujours être cherchée
dans l'exploitation des sources fiscales les plus pro-
ductives: le fait qu'il faut prendre égard aux can-
tons, a la tradition et aux besoins techniques de
l'administration restreignent le choix des moyens
dans une mesure considérable. A l'intérieur de ces
limites, il est possible d'instituer un système d'im-
pôts fédéraux qui évite un caractère unilatéral,
assure un rendement suffisant, et permette aussi de
faire face à des besoins extraordinaires en des temps
de détresse. On peut obtenir ce résultat en groupant
des contributions de nature diverse, répondant aux
différences d'ordre quantitatif et qualitatif que pré-
sente le revenu national.

Nalionalral. — Conseil national. l'J49.

D'autre part, et c'est la question essentielle, l'im-
pôt doit être équitable et bien mesurer la part des
charges des contribuables d'après leur capacité con-
tributive.

Les principaux impôts directs, prélevés sur le
revenu et la fortune, sont de nature à satisfaire dans
une forte mesure à ces exigences : ils permettent
de tenir compte des particularités économiques et
sociales dans chaque cas d'espèce, de graduer les
taux suivant l'importance et la nature dû revenu
et de la fortune. Ces avantages sont si considérables
que l'on ne saurait envisager, et réaliser sur le ter-
rain politique, une diminution déjà quote-part des
impôts sur le revenu et sur la fortune dans l'ensemble
du rendement fiscal en Suisse.

On ne saurait, non plus, s'attendre à une péré-
quation radicale du système d'imposition dans un
Etat où, en plus de la Confédération, les cantons
légifèrent souverainement, dans la mesure où leur
autonomie n'est pas limitée par la législation fédé-
rale; où ils délimitent leurs buts politiques et leurs
tâches administratives suivant leurs propres besoins
et leurs traditions; où ils ont à satisfaire à des
besoins financiers très différents et à prendre en
considération une très inégale capacité fiscale de
la population.

Dans la période antérieure à la première guerre
mondiale, la répartition des compétences financières
entre la Confédération et les cantons ne présentait,
en pratique, pas de difficultés. La Confédération
pouvait s'en tenir à la maxime pratiquée alors dans
la plupart des Etats fédératifs: le pouvoir central
devait faire face à ses besoins financiers avec le
rendement de contributions indirectes, principale-
ment des droits de douane, le domaine des impôts
directs devant être laissé entièrement aux Etats
particuliers. Toutefois, ces impôts indirects ne peu-
vent pas être adaptés à la capacité fiscale des con-
tribuables: ils frappent les pauvres autant que les
riches, pèsent plus lourdement sur les familles nom-
breuses que sur les autres. Ils sont faciles à- perce-
voir, certes, mais personne ne saurait prétendre
qu'ils répondent à l'équité: ils ne permettent pas
d'accorder des exceptions aux personnes dont le
revenu est inférieur au minimum nécessaire à
l'existence; ils excluent l'idée même d'une progres-
sion tenant compte du fait que l'impôt, même pro-
portionnel, constitue un sacrifice moins lourd pour
le contribuable aisé que pour le deshérité.

C'est la raison pour laquelle seuls, un dosage exact
et une coordination judicieuse des deux méthodes
d'imposition, sont susceptibles de donner une solu-
tion satisfaisante.

La politique financière fédérale a toujours tenu
compte de ces considérations depuis le début de la
première guerre mondiale. Avec une interruption
d'une année seulement, elle a mis à la disposition
de la Confédération (à partir de 1915), des impôts
directs également. La dette de mobilisation résul-
tant de la première guerre mondiale a même été
amortie exclusivement avec le produit d'impôts
directs. On ne comprendrait guère que mainte-
nant, où l'endettement de la Confédération atteint
un maximum, on renonce à cette source de re-
venu.

En conséquence votre commission vous recom-
mande l'adoption d'un impôt direct fédéral. On sait

4
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que le Conseil des Etats en a décidé autrement.
Cependant, il semble s'être rendu compte que le
plan financier établi par sa commission, pour la
moyenne des années 1950 et suivantes, pourrait à
la longue, si l'on renonce complètement à toute
possibilité d'impôt direct, se révéler trop rigide et
insuffisant. Pour parer à ce risque, il a décidé d'ac-
cepter un impôt destiné à faire face aux déficits,
sous forme de contingents que les cantons auraient
à verser à la Confédération.

Cette mesure ne serait appliquée, que s'il se
révélait que l'équilibre du budget ou du compte ne
peut être établi ou maintenu à l'aide des sources
ordinaires de recettes.

Or, les expériences faites avec les impôts de
guerre, de crise, de défense nationale, montrent que
des taxations, satisfaisantes du point de vue juri-
dique et financier ne peuvent pas être effectuées
lorsqu'il s'agit d'impôts perçus seulement d'une
manière sporadique. Il ne serait pas rationnel, non
plus, de ne préparer et de ne mettre en fonction,
et chaque fois pour une brève durée seulement,
l'appareil administratif nécessaire à la perception
d'un impôt direct. D'ailleurs, il est évident qu'un
impôt de ce genre se heurterait, comme l'impôt
d'amortissement, à l'opposition des adversaires de
principe de l'impôt fédéral direct.

La proposition tendant à libérer totalement ou
partiellement (suivant la mesure des déficits, à
combler) la Confédération de l'obligation de verser
aux cantons, après des années déficitaires, les in-
demnités afférentes à l'impôt anticipé est une appli-
cation limitée (restreinte au cas de besoin et fixée
suivant la mesure de chaque déficit) des contingents
d'impôt anticipé préconisés par le parti conserva-
teur populaire suisse. Cette solution serait commode
pour la Confédération. Elle constituerait, au moins
théoriquement, même pendant les périodes de crises
économiques durables, une certaine garantie pour
le maintien de l'équilibre financier.

En revanche, il y a lieu de relever que les
critiques faites dans le message du 22 janvier 1948 à
l'égard des contingents d'impôt anticipé vaudraient
même si ees contingents n'étaient appliqués qu'à
titre sporadique. On ne voit pas comment, dans les
périodes de dépression économique, les cantons
seraient en mesure de renoncer aux ressources
provenant de l'impôt anticipé, et capables de se
procurer par la voie de l'impôt et dans les circons-
tances défavorables inhérentes aux crises, les
moyens financiers dont ils auraient besoin.

La situation ne serait plus du tout ce qu'elle
était durant la guerre, où la Confédération suppor-
tait seule les charges résultant de la défense na-
tionale (économique et militaire), tandis que les
cantons avaient le privilège de profiter dé la con-
joncture économique favorable et d'un rendement
accru des impôts, dû non seulement à l'augmen-
tation des revenus, 'mais encore à des méthodes
fiscales plus énergiques et plus saines, qui ont fait
sortir de leurs cachettes de nombreux milliards qui,
jusqu'alors, défiaient le fisc impunément.

La méthode suivant laquelle, en temps de crise,
on ferait face aux déficits du ménage fédéral en
recourant à des contingents variables d'impôt
anticip'é. présente des désavantages considérables

comparativement à la perception constante d'un
impôt d'amortissement et à la constitution d'une
réserve de prévoyance pour les cas de crise. Cepen-
dant, les critiques exposées dans le message rela-
tivement à la répartition des charges entre les
cantons valent aussi à l'égard des contingents
d'impôt anticipé à verser en cas de déficits. Si l'on
renonce à percevoir un impôt fédéral direct,
prélevé suivant des principes uniformes, on man-
quera de tout barème sûr et, de ce fait, acceptable
pour les cantons, permettant de mesurer leurs
capacités contributives respectives et d'établir un
système équitable et logique de péréquation.

En conséquence, votre commission n'a pu se
prononcer ni en faveur d'un impôt destiné à faire
face aux déficits, ni en faveur des contingents
d'impôt anticipé jouant le même rôle. S'il est vrai
qu'une juste répartition des charges fiscales ne
puisse être réalisée dans le seul cadre d'impôts
indirects attribués à la Confédération, si cette ré-
partition est mieux assurée et de façon plus sûre
par un impôt direct (c'est l'opinion du Conseil
fédéral et celle de votre commission) on doit
cependant s'efforcer d'empiéter le moins possible
sur la souveraineté fiscale des cantons.

Vous pourrez vous faire une idée exacte du
système préconisé par le Conseil fédéral en prenant
connaissance des principes relatifs à l'impôt d'amor-
tissement exposés en annexe au message du 22 jan-
vier 1948. Un impôt perçu par les cantons suivant
ces principes devrait procurer à la Confédération
180 millions de francs annuellement, tandis que
20 millions de francs environ resteraient aux
cantons. De nombreux milieux estiment que la
proposition du Conseil fédéral ne constitue pas le
meilleur système pour les contribuables et pour les
cantons. A plusieurs reprises, d'autres solutions ont
été proposées. Le Conseil fédéral les a exposées et
jugées dans les messages et les rapports précités. On
doit reconnaître que, du point de vue de la rationa-
lité dans le domaine fiscal, un système d'impôts
directs fédéraux, consistant principalement en un
impôt sur les personnes morales, à côté d'un impôt
sur les revenus élevés des personnes physiques et
d'un impôt fédéral sur les successions, constitue-
rait la solution la plus nette, et présenterait une
série d'avantages notables comparativement à
toutes les autres solutions. Toutefois, votre com-
mission est arrivée à la conviction que ce système
ne pourrait pas être réalisé dans le délai utile. Si
l'on pèse soigneusement et objectivement tous les
avantages et les désavantages, c'est toujours l'impôt
d'amortissement qui doit être considéré comme la
solution présentant relativement le moins de dé-
fauts et de lacunes. Cependant, l'impôt d'amortisse-
ment tel que vous le propose votre commission
diffère sur les points ci-après du projet du Conseil
fédéral :
1. Il serait réglé dans un appendice de la constitu--

tion et non pas dans le texte constitutionnel
lui-même.

2. Sa durée de perception serait limitée à 20 ans,
alors que le Conseil fédéral proposait 60 ans.

3. La part des cantons au rendement serait
majoré de 10 (proposition du Conseil fédéral)
à 20%.
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4. Le besoin à couvrir par l'impôt serait fixé dans
l'appendice à la constitution et non dans la
législation d'application.

5. La part de la Confédération à l'impôt d'amor-
tissement que nous proposons s'élève à 160 au
lieu de 180 millions de francs.
Si l'impôt d'amortissement est réglé en dehors

du texte constitutionnel ordinaire, l'impôt sur le
chiffre d'affaires doit partager le même sort, c'est-
à-dire qu'il faudra le régler lui aussi dans l'appen-
dice à la constitution et que sa durée de perception
sera limité à 20 ans. Votre commission estime, de
plus, qu'il faut exempter de cet impôt les chiffres
d'affaires portant sur les denrées alimentaires
d'usage courant. Elle croit que la perte de recettes
qui en résulterait (8 millions de francs environ),
n'empêcherait pas de porter à 340 millions de
francs, dans le plan financier, le produit de l'impôt
sur le chiffre d'affaires.

Parmi les positions qui ont fait également
l'objet des plus vifs débats il faut ranger l'impôt
sur les boissons, prévu dans le plan financier avec
un rendement de 40 millions de francs. Il n'est pas
tout à fait exact de parler d'un impôt sur les
boissons étant donné qu'il ne s'agit pas là d'un
impôt nouveau, spécial et autonome, mais que les
boissons doivent simplement être imposées plus
fortement, dans le cadre de l'impôt sur le chiffre
d'affaires. Il faut relever que, pour le vin, une
mesure spéciale est envisagée: contrairement à ce
qui se fait pour les autres objets soumis à l'impôt
sur le chiffre d'affaires, il serait imposé non d'après
la valeur mais d'après la quantité. Il est évident
que l'imposition suivant la quantité favorise les
vins suisses, relativement chers, audépens des vins
étrangers. On tiendra compte dans les limites du
possible des justes réclamations des producteurs en
privilégiant par d'autres mesures encore la pro-
duction indigène; on songe, par exemple, à entériner
légalement le statut du vin, à modifier la pratique
en matière d'importation et de douane, etc.

L'une des questions essentielles posée par la
réforme des finances est la modification des relations
fiscales entre les cantons et la Confédération, en d'au-
tres termes, la péréquation financière intercanto-
nale.

Quelles seraient, pour les finances des cantons,
les conséquences des propositions du Conseil fédéral ?
Ce dernier a l'intention de procéder à des économies
dans le domaine des subventions. Cela réduirait de
(i millions de francs les recettes des cantons, mais,
comme ces derniers retireraient 18 millions de francs
de l'application de la péréquation financière, l'opé-
ration se solderait pour eux par un bénéfice de 12
millions de francs.

En revancfte, le Conseil fédéral croit devoir pro-
poser:
a) la suppression de la quote-part versée jusqu'ici

aux cantons sur le rendement net de la Banque
nationale, sur la taxe d'exemption du service
militaire, sur les droits de timbre;

b) la réduction de 30 à 10 % de leur quote-part au
rendement de l'impôt d'amortissement.
Ces diminutions ascendent au total approxima-

tif de 54 millions de francs. Il faut déduire de ce
chiffre les 12 millions de francs précités. Ainsi, le

sacrifice qui serait imposé aux cantons serait de
42 millions de francs environ.

Le Conseil des Etats s'est rallié, en principe, aux
propositions du Conseil fédéral. Il a toutefois décidé
que «la Confédération cédera aux cantons la moitié
du produit net des droits d'entrée perçus sur les
carburants pour moteurs» tandis que le gouverne-
ment propose le versement «d'une partie de ce pro-
duit», la part des cantons ne pouvant excéder 50%.

La commission du Conseil des Etats fixe à 75
millions de francs la somme que l'administration
des P.T.T. devra fournir annuellement à la Con-
fédération. Votre commission trouve ce chiffre
exagéré et le ramène à 50 millions de francs, soit le
double environ des versements moyens effectués
par cette administration au cours des années
1936/1948.

Votre commission s'est fait renseigner tout
particulièrement sur la question de savoir par quels
moyens ce montant double pourrait être obtenu.
On rappela les prestations de la poste, étrangères à
son exploitation: la franchise de port au profit des.
cantons, des communes et d'autres bénéficiaires et
qui provoque une perte évaluée à 5 millions de' francs
environ (sans compter la Confédération et le mili-
taire) ; les taxes préférentielles pour le transport des
journaux, qui entraînent une perte annuelle de 10
millions de francs; enfin les privilèges de la caisse
fédérale qui bénéficie de fonds gérés par la poste
à des conditions extrêmement favorables, ce qui
réduit les recettes des P.T.T. d'environ 6 millions
de francs par an. Votre commission estime cepen-
dant qu'il n'est pas possible de chercher à provoquer
une modification sur ces trois points dans le cadre
de la réforme des finances de la Confédération. Elle
estime plutôt que l'on peut attendre de la réduction
des amortissements et de la réglementation nouvelle
des réserves un accroissement tel du rendement net
qu'il ne sera plus nécessaire de procéder à des
majorations de taxes. Il ne faut pas méconnaître,
il est vrai, qu'il ne s'agit là que d'améliorations sur le
papier et que ces modifications d'ordre comptable
n'apporteront à la Confédération aucune ressource
effective nouvelle.

L'importance que revêt l'administration des
P.T.T. et le fait que sa situation financière s'est
développée dans une mesure gigantesque, justifie
la proposition unanime de votre commission d'insti-
,tuer, au sein des Chambres fédérales, des commis-
sions spéciales et permanentes des P.T.T., analogues
aux commissions des C.F.F., aux commissions de
l'alcool, etc.

Arrêtons-nous maintenant aux propositions con-
crètes de la commission relatives au projet consti-
tutionnel.

La revision partielle projetée touche à six arti-
cles de la constitution en vigueur, soit
à l'article 30, relatif au rendement des droits de

douane,
à l'article 39, alinéa 4, concernant le bénéfice net

de là Banque nationale,
à l'article 41 bis, concernant les droits de timbre,
à l'article 41 ter, relatif aux impôts sur le tabac,
à l'article 42, qui énumère les recettes de la Confédé-

ration, et
à l'article 46, concernant le droit d'établissement

et la double imposition.
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Au chapitre premier du projet de notre com-
mission, les dispositions de ces six articles doivent
être, en partie, insérées dans d'autres articles, ou
recevoir une nouvelle teneur, ou être complétées.

En même temps la constitution fédérale doit
être modifiée par l'insertion d'un
article 42bis, délimitant en détail la souveraineté

fiscale de la Confédération, et d'un
article 42 ter, dans lequel seront inscrits les prin-

cipes du régime financier de la Confédération.
Au chapitre second, de notre projet, nous vous

proposons d'insérer dans la constitution fédérale
un complément relatif à la compétence de la Con-
fédération de percevoir, dans les années 1950 à 1969,
en plus des impôts mentionnés à l'article 42, un
impôt sur le chiffre d'affaires et un impôt d'amor-
tissement. Les articles 2 à 10 règlent les détails les
plus importants de ces deux impôts.

Le chapitre .trois contient, en deux articles, des
dispositions transitoires.

•L'arrêté modifiant la constitution devrait être
"soumis, comme formant un tout, à la votation du
peuple et des Etats. L'exécution des dispositions
nouvelles insérées de façon durable dans la consti-
tution fédérale, soit le titre I, serait réalisée par des
lois fédérales ordinaires. On s'est demandé si l'exé-
cution du complément inséré dans la constitution,
soit du titre deux, devait être confiée à la compé-
tence définitive de l'Assemblée fédérale. Votre com-
mission a estimé que l'application de ce titre devrait,
elle aussi, être l'affaire de la législation fédérale.

Le commentaire approfondi des propositions
faites au sein de notre commission par sa majorité
et par ses minorités reste réservé suivant l'usage à
la discussion de détail. Il nous paraît bon toutefois
de signaler brièvement les points principaux sur
lesquels il y a divergence avec le Conseil des Etats.

Article 42,. lettre/: Le Conseil fédéral et le
Conseil des Etats ne veulent plus accorder aux
cantons de quotes-parts sur le rendement de la taxe
militaire. Notre commission propose au contraire de
s'en tenir à la réglementation actuelle, suivant la-
quelle la moitié du rendement brut de cette contri-
bution demeure aux cantons.

Article 42bis, lettres b et bbis. Nous croyons
utile de présenter tout d'abord quelques considé-
rations d'ordre général relatives à l'article 42, alinéa 1,
lettres b et bbis.

Actuellement, la Confédération connaît trois
impôts différents perçus à la source: le droit de
timbre sur les coupons, l'impôt anticipé et l'impôt
de garantie prélevé sur les prestations d'assurance-
vie. On envisage de réunir le droit de timbre sur
coupons et l'impôt anticipé, c'est-à-dire de n'en
faire, juridiquement, qu'un seul impôt. Du point de
vue de la perception proprement dite, l'union des
deux impôts, dans les cas où il y a identité des
objets imposables, existe depuis longtemps (mêmes
termes d'échéance, même 'procédure, décomptes
effectués suivant des formules uniformes).

L'impôt unique aura à remplir, les fonctions des
deux contributions dont il procède. Dans la mesure
où il remplacera l'impôt anticipé, son montant
devra donc être remboursé au contribuable domi-
cilié en Suisse et touché par la perception des
impôts, ou être imputé sur les impôts cantonaux et
communaux. Mais dans la mesure où il remplacera

le droit de timbre sur coupons, il devra toujours
rester une charge définitive pour le bénéficiaire du
revenu. La lettre b du nouvel article 42bis tient
compte de l'unification envisagée.

Au Conseil des Etats, on a relevé que la teneur
de l'article, telle que l'avait établie le Conseil
fédéral ne garantissait pas le remboursement de
l'impôt anticipé. Une. garantie de droit serait
nécessaire pour le remboursement.

Le Conseil des Etats a donné sa préférence à un
texte qui indique de façon détaillée quels impôts et
quelles quotes d'impôts devront être remboursées.
On peut opposer à ce texte deux objections :

Tout d'abord, par ses dispositions détaillées et
ses délimitations circonstanciées, il rompt le rythme
et le cadre de l'article 42bis. Des dispositions de
détail de ce genre, relatives à des circonstances qui,
en soi déjà, sont compliquées, n'appartiennent pas à
la constitution. La méfiance, à l'égard de la légis-
lation d'exécution n'est pas justifiée ; en effet',
l'article 42 bis doit être exécuté par des lois fédérales
susceptibles de faire l'objet du referendum. Il ne
serait pas logique de fixer une fois pour toutes, par
une norme constitutionnelle, la mesure de l'impu-
tation ou du remboursement, alors que le même
article constitutionnel ne garantit pas l'exécution
d'autres dispositions non moins justifiées (par
exemple les situations préférentielles d'institutions
d'utilité publique, du crédit public, des petits
dépôts d'épargne, les tarifs de l'impôt perçus à la
source, etc.).

D'autre part, le Conseil des Etats, soucieux de
garantir le remboursement de la quote-part d'impôt
anticipé, est allé trop loin; il veut assurer ce rem-
boursement à chacun et perd de vue que, ' par là
même, il va à l'encontre de son intention.

En effet, lors de la discussion du plan financier,
tout le monde a été d'accord que l'impôt anticipé
déduit à la charge de créanciers d'intérêts et de
dividendes domiciliés à l'étranger doit rester à la
Confédération, qui ne peut renoncer à un poste,
s'élevant chaque année à 40 millions de francs au
moins; elle le peut d'autant moins que cet impôt
est pour elle une arme dans les négociations inter-
nationales tendant à la conclusion de traités en vue
d'empêcher la double imposition.

C'est pourquoi la teneur de la lettre b suivant la
décision du Conseil des Etats doit, dès lors, être
améliorée. Il faudrait en tout cas limiter le rem-
boursement de l'impôt sur les rendements de
capitaux, aux montants d'impôts ou aux fractions
d'impôts perçus à la source à la charge de personnes
domiciliées en Suisse. Mais il serait encore préfé-
rable de ne statuer le remboursement qu'à titre de
principe et de laisser à la législation le soin de
régler les détails. C'est sur ce terrain0 que se place
notre proposition (article 42bis, 3e alinéa).

Dans son rapport du 14 mai 1948 à la com-
mission du Conseil des Etats, le Conseil fédéral,
après avoir entendu les associations économiques, a
proposé que l'article 42 bis fût complété par l'intro-
duction d'une nouvelle norme de compétence, con-
cernant l'imposition de bonifications pour licences
versées de Suisse à l'étranger. Le Conseil des Etats
a accepté cette proposition.

Suivant'la manière de voir suisse, les bonifi-
cations pour l'autorisation d'utiliser des brevets,
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des marques, des procédés, des droits d'auteurs et
• des droits analogues doivent être imposées auprès

du destinataire du revenu. Dans notre pays, on n'a
pas pensé, jusqu'ici, atteindre par l'impôt les
bonifications que nos entreprises doivent envoyer à
l'étranger pour l'utilisation de patentes; en effet,
pour l'industriel ou l'éditeur suisse ces. dépenses
constituent des frais généraux; on écartait aussi
l'idée d'une imposition du bénéficiaire domicilié au
dehors parce qu'on respectait scrupuleusement,
vis-à-vis de l'étranger également, le principe du
domicile.

D'autres Etats, en revanche, y ont regardé de
moins près et ont usé de moins d'égards. Ils ont
soumis les bénéficiaires de bonifications de ce genre,
domiciliés à l'étranger, à l'impôt sur le revenu,
qu'ils perçoivent soit directement (par voie de
taxation), soit par déduction à la source.

La lettre b rédigée par notre commission rend
la lettre bbis superflue. Sur le fond, il n'existe dès
lors plus de divergence sur ce point avec le Conseil
des Etats.

Notre proposition de biffer la lettre d de l'article
42 bis résulte de notre désir de traiter séparément,
en une disposition complémentaire de la constitu-
tion, l'impôt anticipé et l'impôt sur le chiffre d'af-
faires.

Article 42ter, premier alinéa. Conseil fédéral,
Conseil des Etats et commission du Conseil national
sont d'accord pour estimer que des mesures consti-
tutionnelles doivent être prises en vue d'assurer de
manière durable l'équilibre des finances. L'alinéa
premier a pour but, avant tout, de donner une base
constitutionnelle à une loi à édicter sur le ménage
financier fédéral. Le délai de sept ans demandé par
le Conseil fédéral .et par le Conseil des %Etats pour
l'élimination de déficits éventuels paraît trop sché-
matique à notre commission. La version que nous
avons adoptée se préoccupe d'établir une politique
fiscale tenant compte de la situation économique
du moment, mais elle maintient cependant que,
d'une part, il y a lieu d'éliminer, suivant un plan,
les déficits éventuels et, d'autre part, que les excé-
dents de recettes doivent être affectés à un amor-
tissement supplémentaire de la dette. La teneur
que nous avons donnée à l'alinéa premier rend ainsi
superflu l'alinéa Ibis du Conseil des Etats.

Article 42ter, 3e alinéa. Conseil fédéral et Con-
seil des Etats exigent «la majorité absolue des mem-
bres de chacun des deux conseils législatifs pour
édicter les arrêtés concernant une augmentation des

•dépenses proposées par le Conseil fédéral ou de nou-
velles dépenses». Votre commission ne peut admet-
tre une telle limitation générale des droits du parle-
ment. Elle estime, en revanche, qu'il est admissible
d'exiger ce quorum lorsqu'il s'agit d'arrêtés pour
lesquels .la votation populaire ne peut pas être
demandée, c'est-à-dire d'arrêtés fédéraux urgents
et qui ne sont pas de portée générale. '

Dans ce cas même cette majorité absolue ne
serait requise cependant que «pour édicter les
arrêtés - qui concernent l'approbation de dépenses
uniques supérieures à un million de francs ou de
dépenses de plus de 100 000 francs revenant pério-
diquement, ainsi que l'augmentation dans les mêmes
limites de dépenses déjà décidées.»

Cette disposition paraît aller trop loin à une mino-
rité ; celle-ci estime qu'il n'y a pas lieu d'insérer dans
la constitution des dispositions muselant les conseils
législatifs.

Le 4e alinéa de l'article 42ter stipule que «les
dépenses fédérales, y compris les subventions, ainsi
que les organes chargés d'exécuter les tâches qui
incombent à la Confédération, seront périodique-
ment l'objet d'examens servant à établir si elles
sont nécessaires ou appropriées». De l'avis de la
commission, cette obligation va de soi, les autorités
manqueraient à leur devoir si elles ne s'y confor-
maient pas. Or, la constitution fédérale ne doit pas
être alourdie de prescriptions résultant de la nature
même des choses. Nous proposons donc de biffer
cet alinéa.

L'article 42quater ne contient, quant au fond,
rien qui ne figure déjà dans le projet du Conseil
fédéral et dans la décision du Conseil des Etats.
Mais, alors que les dispositions prévoyant qu'il y a
lieu de tenir compte de la capacité financière des
cantons étaient disséminées en diverses prescrip-

.tions, elles sont réunies une fois pour toutes dans
l'article 42quater tel que nous le proposons.

Le chapitre II de notre projet renferme les nor-
mes relatives à l'impôt sur le chiffre d'affaires et
à l'impôt d'amortissement qui, parce qu'ils ne doi-
vent ni l'un ni l'autre constituer des éléments régu-
liers et durables de la constitution fédérale, sont
renvoyés à un appendice de cette constitution.

L'article premier fixe la compétence de la Con-
fédération, limitée, quant au temps, à vingt ans à
partir de l'année 1950, en ce qui concerne l'impôt
d'amortissement; il en délimite, de plus, le but de
façon complète. Les articles 2 à 9 contiennent les
principes obligatoires suivant lesquels les deux
contributions devront être établies; les articles 2
et 3 se rapportent .à l'impôt sur les bénéfices de
guerre; les articles 4 à 9 à l'impôt d'amortissement.
Pour une première minorité, ce titre II n'est pas
nécessaire, parce qu'elle renonce à la perception de
l'impôt d'amortissement et parce qu'elle voudrait
incorporer l'impôt sur le chiffre d'affaires, pour une
durée indéterminée, dans l'article constitutionnel
ordinaire.

Une deuxième minorité s'est ralliée au chapitre II
en soi mais elle entend limiter l'impôt sur le chiffre
d'affaires à l'imposition des boissons et des objets
de luxe.

Une troisième minorité propose: un «impôt de
luxe ad valorem perçu sur les objets de luxe et sur
les automobiles»; un impôt sur le revenu net des
personnes physiques ; un impôt sur les successions ;
un prélèvement sur les fortunes dépassant 75 000
francs et dont le rendement «doit être employé ex-
clusivement au service des intérêts et de l'amortisse-
ment de la dette de mobilisation.»

En ce qui concerne les articles 4 à 9 relatifs à
l'impôt d'amortissement, bornons-nous pour le
moment aux observations suivantes :

Article 4. Le revenu minimum, des personnes
physiques célibataires, à exonérer de l'impôt doit,
de l'avis de la majorité de la commission, d'ac-
cord avec le Conseil fédéral, être fixé à 3000
francs. Une première minorité propose de porter la
limite à 4000 francs, une seconde à 8000 francs.
On estime unanimement" qu'il y a lieu d'accorder
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des déductions raisonnables pour charges de famille.
La majorité de la commission estime, de plus, que
la partie des ristournes et des rabais accordés pour
achats de marchandises et qui dépasse le 5 % du
prix doit également faire l'objet de l'impôt d'amor-
tissement, tandis qu'une minorité ne veut rien
savoir de cet impôt spécial qui frapperait les coopé-
ratives et qu'elle trouve injuste. Une autre contro-
verse encore se rapporte à la possibilité de déduire,
dans le calcul des éléments faisant l'objet de l'im-
pôt d'amortissement, les impôts directs cantonaux
et communaux. La majorité ne peut admettre cette
déduction, proposée par une minorité.

L'article 5 renferme le tarif de l'impôt, que la
majorité de la commission vous propose. Comparé
à la proposition primitive du Conseil fédéral, ce
tarif provoquerait une moins-value de recettes de
9 millions de francs; dans les classes de revenu
moyennes (autour de 30 000 francs), il produirait
une modeste augmentation. Comparativement au
droit en vigueur, les revenus de 40 000 à plus de
100 000 francs sont dégrevés. Comme les effets de
ce tarif, établi suivant le principe de la progression
par tranches successives, n'apparaissent pas du
premier coup d'œil, il nous paraît utile de citer quel-
ques exemples relatifs à un contribuable marié, sans
enfants :

Revenu
J)

(après
déductions

légales)
Fr.

5000
10000
20000
30000
40 000
50 000

100 000
200000

*•) En plus de

Imposition du revenu

en francs

Impôt pour
la défense
nationale

1949')

25

135

570
1392
2703
4351

13979
28604

Impôt
d'amor-

tissement

' 75
475

1475'
2475
3975

13475
33475

en %

Impôt pour
la défense
nationale

1949 ')

0,50
1,35
2,85
4,64
6,76
8,70

13,98
14,30

Impôt
d'amor-

tissement

0,75
2,38
4,92
6,19
7,95

13,48
16,74

l'imposition du revenu, il était perçu,
avec l'impôt pour la défense nationale, un impôt
complémentaire sur la fortune. Ce dernier ne serait
plus prélevé avec l'impôt d'amortissement.

2) Y compris une tranche annuelle du supplément spé-
cial à l'impôt pour la défense nationale.

II serait naturellement possible d'établir des
tarifs utilisables, apportant sur toute la ligne un dé-
grèvement, comparativement au tarif primitif. Il
ne faut cependant pas perdre de vue que le rende-
ment exigé, qui est de 200 millions de francs brut,
serait alors mis en péril.

Les articles 6 et 9 ne donnent pas lieu, pour
le moment, à des observations.

Au chapitre III se trouvent principalement les
dispositions transitoires.

L'article premier fixe le moment où cesserait la
participation des cantons au rendement des droits
de timbre et de la Banque nationale; cette date est
le 31 décembre 1949. Pour les subventions qui ne
satisfont pas aux conditions posées par l'article
42ter, 2e alinéa, un délai de tolérance est accordé
jusqu'au 31 décembre 1953; à cet effet, les dispo-
sitions qui, dans l'arrêté fédéral sur le régime transi-

toire des finances fédérales, concernent la réduction
des subventions, seront prorogées jusqu'au 31 dé-
cembre 1952.

La commission unanime vous propose d'entrer
en matière sur l'arrêté concernant la réforme consti-
tutionnelle des finances de la Confédération.

II. Mündlich. — De vive voix.

Müller-Amriswil, Berichterstatter: Auf Wunsch
Ihres Herrn Präsidenten und anderer Ratsmitgliedero

haben sich die Referenten für dieses Traktandum
entschlossen, Ihnen einen schriftlichen Bericht zu
unterbreiten, einmal im Interesse der Zeitersparnis
und zum ändern, damit die Herren Ratskollegen
besser Gelegenheit haben, sich mit der nicht ganz
leichten Materie vertraut zu machen. Es ist viel-
leicht gegenüber der Öffentlichkeit die Diskussion
über die eine und andere Frage aus dem grossen
Problemenkomplex zu kurz gekommen. Hier im Rat
werden wir uns eingehend mit allen Fragen zu be-
fassen haben, welche bei der Bundesfinanzreform in
den Vordergrund treten. Es sind nicht nur finanz-
politische Probleme, es sind ebenso viele staatsrecht-
liche und staatspolitische Fragen, die hier zu behan-
deln sein werden. Das Vorgehen, das wir gewählt
haben, Ihnen einen schriftlichen Bericht zu unter-
breiten, hat zweifellos auch gewisse Nachteile, die
ohne weiteres erkennbar sind, und diese Tatsache
hat die Referenten veranlasst, den Herrn Präsi-
denten zu bitten, uns die Gelegenheit zu geben, über
wichtige Teilprobleme uns hier auch noch mündlich
zu äussern.

Sie gestatten mir, dass ich ohne Umschweife auf
einzelne Fragen eintrete, wobei ich mir erlauben
werde, hier etwas stärker als im schriftlichen Referat
die persönliche Note hervortreten zu lassen.

Unter den Auslagen des Bundes, auf denen nach
gewissen Behauptungen eine massive Einsparung zu
erzielen sein soll, werden in der öffentlichen Dis-
kussion immer und immer wieder die Bundes-
beiträge, die Subventionen, genannt. Der Rat ist
auch letzthin in einer grossen Zeitung beschuldigt
worden, leichtfertig Beiträge auszuwerfen für Dinge,
welche der Unterstützung nicht bedürfen und ihrer
nicht würdig seien, und in der Kommission wie in
der Öffentlichkeit ist der Ständpunkt vertreten
worden, bei einer Bundesfinanzreform sei auf eine
Neuverteilung der Aufgaben von Bund und Kan-
tonen hinzuarbeiten. Diese Auffassung gibt mir um
so mehr Veranlassung, einige Worte zu sagen, als sie
nicht neu ist, sondern auch in der Vergangenheit
schon, vor allem von namhaften Staatsrechtslehrern
vertreten worden ist. So schreibt Walter Burckhardt '
in seinem allgemein anerkannten Kommentar zur
Bundesverfassung folgendes: „Es ist in der Tat un-
richtig, dass der Bund die Kantone bei der Lösung
von Aufgaben finanziell unterstützt und 'infolge-
dessen auch indirekt kontrolliert, die grundsätzlich
den Kantonen zufallen. Gehören die Aufgaben ihrer
Natur nach in den Kompetenzbereich des Bundes,
so übergebe man sie ihm, zugleich aber auch die
ganze Sorge für ihre Lösung; gehören sie aber dem
Bereich der kantonalen Souveränität an, dann soll
der Bund nicht in die Verwaltung-dieser Aufgaben
hineinregieren, weil er zufällig in der Lage ist,, die
Kantone finanziell zu unterstützen." Diese konse-
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quente Stellungnahme eines unserer hervorragend-
sten Staatsrechtslehrer veranlasst mich, dazu fol-
gendes zu sagen. Wir werden uns die Frage stellen
müssen, wenn wir dieser Auffassung folgen wollten,
welches das Kriterium, das entscheidende Merkmal
sei, das massgebend ist, um eine Aufgabe dem Kan-
ton zu überlassen, oder sie dem Bund zu überweisen.
Da entstehen meines Erachtens bereits schon un-
übersteigbare^ Schwierigkeiten. Ich könnte das Kri-
terium nur darin erblicken, dass man erklärt, die-
jenigen Aufgaben, welche nur einen Kanton als
solchen berührern, sollen vom Kanton gelöst werden,
alle die Aufgaben aber, die über den Bereich der
Kantonsgrenzen hinausgehen, die mehrere Kantone
berühren oder die ganze Eidgenossenschaft, die
seien dem Bund zur Erledigung zu überlassen. Aber
schon die Bundesverfassung vom Jahre 1874 hat
eine derartige Aufgabenteilung in den verschieden-
sten Bestimmungen abgelehnt. Ich verweise darauf,
dass im Art. 24 dem Bund die Aufgabe zugeschieden
worden ist, bei der Verbauung der Wildwasser mit-
zuhelfen. Sie werden feststellen können, dass diese
Aufgabe in weitem Umfange eigentlich in den Be-
reich der Kantone fällt. Weder die Eidgenossen-
schaft als solche, noch die Nachbarkantone sind
direkt interessiert an der Verbauung so böser Wild-
bäche, wie der Schliere im Kanton Obwalden oder
des Tessins im Kanton Tessin. Man bat hier den
Bund zur Hilfe herbeigerufen, trotzdem es sich um
eine kantonale Angelegenheit handelt, weil der Kan-
ton nicht mehr in der Lage war, diese Aufgabe zu
erfüllen, wobei ich allerdings dahingestellt bleiben
lassen will, ob man dann nicht bei der Ausführung
des Art. 24 viel zu weit gegangen ist, indem man
sozusagen jede Bachverbauung auch im Flachland
mit einer Bundessubvention unterstützt hat.

Zu den eidgenössischen Angelegenheiten könnte
man nach dieser Grenzziehung dann etwa zählen die
Lösung der Sozialaufgaben, die Krankenversiche-
rung, die eidgenössische Unfallversicherung, die
Altersversicherung. Aber wäre es denkbar, dass
man nach dem Vorschlag Burckhardt diese grossen
Aufgaben löste ohne Mitwirkung der Kantone ?
Würde das nicht automatisch gerade in diesem Be-
reich zu einer stärkern Verbürokratisierung führen ?
Würde nicht gerade dadurch, dass die Mitwirkung
der Kantone und der Gemeinden vorbehalten wird,
der Kontakt zwischen den Bürgern und dem Bund
ein viel engerer?

Ich darf aber auch hinweisen auf die ganze Ent-
wicklung, welche das Subventionsweseii genommen
hat. Wir haben zweifellos Aufgaben, die die Kantone
ohne weiteres zu erfüllen in der Lage wären, denken
wir etwa an die Grundbuchvermessung. Die Eid-
genossenschaft litte sicher keinen Schaden, wenn
auf dem Gebiete eines Kantons die Grundbuch-
vermessung erst in fünfzig oder in hundert 'Jahren
oder in noch späterer Zeit durchgeführt würde, statt
in den nächsten zwanzig oder dreissig Jahren.
Warum unterstützt der Bund diese Massnahme ?
Weil damit auf dem ganzen Gebiet der Eidgenossen-
schaft eine gewisse Rechtsgleichheit garantiert wird.
Oder ich verweise auf das Gebiet des Armenwesens.
Der Bund übernimmt für Frauen, welche durch die
Heirat Ausländerinnen geworden sind, dann ver-
witwet oder geschieden sind, einen Teil der Aus-
lagen, welche durch die Rückeinbürgerung ent-

stehen. Zweifellos handelt es' sich hier um eine An-
gelegenheit, welche an und für sich .nur die Kantone
berührt, aber der Bund hat, um die ungeschriebenen
Gesetze der Humanität und speziell auch die Gebote
der Rechtsgleichheit innerhalb des Gebietes unserer
Eidgenossenschaft zur Anwendung zu bringen, auch
hier seine Beiträge geleistet, und nie sind die Kan-
tone aufgestanden und haben erklärt, sie lehnen der-
artige Zuweisungen ab, denn daraus entstehe ein
Eingriff in ihre kantonale Souveränität.

Ein anderes kommt dazu. Die Bedürfnisse der
Kantone sind ausserordentlich verschieden. Was
dem einen am Herzen liegt, berührt den ändern
nicht. Für den Kanton Uri oder den Kanton Appen-
zell I.-Rh. ist es ohne' Belang, ob in Zürich, Basel
und Genf grosse Flugplätze gebaut werden; diese
ersteren Kantone kommen ohne solche Massnahmen
aus. Den Kanton Basel-Stadt interessiert auf der
ändern Seite die Notwendigkeit der Aufforstungen in
den Gebirgskantonen kaum sehr stark. Aus dieser
Verschiedenheit der Kantone, aus dem Bestreben,
die Rechtsgleichheit zu verwirklichen, hat der Bund
in immer stärkerem Masse mit seiner Hilfe ein-
gegriffen, wobei vielleicht in der Vergangenheit über-
sehen wurde, dass man nicht überall dort, wo man
es hätte tun können, auch die Frage prüfte, ob der
Bezüger solcher Unterstützungen auch wirklich
unterstützungsbedürftig sei. Wenn ich in den letzten
Wochen und Monaten mit den Bürgern aus allen
Kreisen etwa die Frage der Bundcsfinanzreform dis-
kutierte, stand immer wieder die Frage des Abbaues
der Subventionen zur Diskussion. Aber in gleicher
Übereinstimmung haben alle diese Bürger die Re-
duktion der Subventionen auf denjenigen Gebieten
abgelehnt, wo sie selber interessiert waren, die einen
auf dem Gebiet der Armenunterstützung, die ändern
auf dem der Sozialversicherung;, wieder andere auf

O'dem Gebiet des Meliorationswesens, die vierten auf
dem der Hilfe an die ausländischen Flüchtlinge und
die ausländischen Hilfsinstitutionen. — Nun müssen
wir uns doch die-Frage vorlegen: Sind denn diese
Subventionen seit dem Jahre 1938 in so wesent-
lichem Masse gestiegen gegenüber dem Finanzplan,
wie er Ihnen vorgelegt worden ist ? In diesem Zu-
sammenhang möchte ich auch die Frage aufwerfen:
Sind die Bundesauslagen gemäss Finanzplan so über-
mässig hoch, dass es in unseren Räten möglich sein
wird, sie massiv zu reduzieren? Wenn Sie diese
Frage prüfen, werden Sie drei grosse Auslage-
positionen ausscheiden müssen. Das sind erstens die
Auslagen für die Verzinsung der Staatsschuld, in
zweiter Linie die Auslagen für das- Militärwesen und
in dritter Linie diejenigen für die A H V. Diese Auf-
wendungen machten im Jahr 1938 313 Millionen
Franken aus. Nach dem Finanzplan belaufen sich
diese Ausgaben auf 843 Millionen Franken. Alle
ändern Auslagen, die für die 'Zivilverwaltung und
die Bundesbeiträge, beliefen sich 1938 auf 324 Mil-
lionen Franken. Sie sind nach dem Finanzplan, in-
klusive die Reservestellung von 150 Millionen, auf
466 Millionen Franken veranschlagt. Dieser Posten
würde sich also gegenüber 1938 um 44% steigern.
Das entspricht nicht einmal der Geldentwertung
während dieser Zeit. Ich verweise darauf, dass im
Jahr 1938 bereits durch die ausserordentlichen
Finanzmassnahmen des Bundes Reduktionen auf
Subventionen in der Höhe von 22 Millionen Franken
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herbeigeführt wurden. Wenn Sie also diesem Sub-
ventionsplan folgen, ihn für die Jahre 1950 und
folgende anwenden, vollführen Sie eine grosse
Leistung. Ich übernehme die Verantwortung dafür
nicht, dass die Räte nicht zu erheblich grösseren
Auslagen kommen werden.

Ich habe mir bei dieser Gelegenheit auch die
Mühe genommen, die eidgenössischen Aufwendungen
etwas mit denen der Kantone zu vergleichen. Es hat
natürlich nahe gelegen, für diesen Vergleich meinen
Heimatkanton heranzuziehen, dem man gelegentlich
das Kompliment macht, er habe einen sparsamen
Staatshaushalt. Wie haben sich da die Auslagen
gestaltet? Im Jahr 1938 betrugen sie 17%>, im Jahr
1947 deren 34% Millionen Franken. Dabei hat der
Kanton Thurgau keine Verzinsungen für unproduk-
tive Auslagen aufzubringen. Wie 1938, sind auch im
Jahre 1947 alle Schulden durch produktive Anlagen
verzinst worden. Dieser Kanton hat im Jahre 1947
auch keinerlei Mobilisationsauslagen mehr zu decken
gehabt. Trotzdem kam es zu einer Ausgaben-
Steigerung von 100%, mehr als die Steigerung, die
für die Jahre 1950 und folgende im Finanzplan der
Eidgenossenschaft vorgesehen ist, wenn Sie diese
drei grossen Ausgabeposten, die speziellen Bedin-
gungen unterliegen, ausscheiden.

Bei dieser Gelegenheit habe ich auch einmal der
Entwicklung der eidgenössischen Leistungen vom
Jahre 1938 bis zum Jahre 1947 einige Aufmerksam-
keit geschenkt. Diese eidgenössischen Leistungen
sind von 1938 bis 1947 von 2,6 auf 5,1 Millionen
Franken gestiegen. Der Herr .Finanzchef hat in den
letzten Tagen seiner grössten Besorgnis über die
Ordnung des Finanzhaushaltes in unserem Kanton
Ausdruck gegeben, und ich glaube kaum, dass er
geneigt ist, auf wesentliche Beträge dieser eid-
genössischen Zuwendungen zu verzichten. Bemer-
kenswert ist vor allem die Steigerung dieser Auf-
wendungen aus den eidgenössischen Leistungen. Im
Jahre 1938 beliefen sich die Beiträge des Bundes
für das Armenwesen auf 2900 Franken; sie sind
dank den Zuwendungen, welche der Bund für die
Rückwanderer gemacht hat, deren Unterbringung
Aufgabe der Kantone gewesen wäre, auf 187 000
Franken im Jahre 1947 gestiegen. So sind die Ver-
hältnisse nicht nur im Kanton Thurgau, so sieht es
in allen eidgenössischen Gauen aus. Die Sub-
ventionen an die Landwirtschaft (hauptsächlich für
die Meliorationen), sind von 246 000 im Jahre 1938"
auf l 426 000 Franken im Jahre 1947 gestiegen,
diejenigen an das Departement des Innern (haupt-
sächlich wegen der Wohnbaukredite) von Ì08 000
auf 840 000 Franken, und die Anteile an den eid-
genössischen Monopolgebühren von 985 000 auf
l 700 000 Franken. Ich habe Staatsrechnungen in
den Händen gehabt, bei denen das Verhältnis in
bezug auf die Ausgabensteigerung wie in bezug auf
die eidgenössischen Subventionen noch ungünstiger
ist. Ich wiederhole: Ich glaube nicht, dass es leicht
sein wird, diese Subventionen an die Kantone herab-
zusetzen, auch nicht die Subventionen an die soge-
nannten reichen Kantone. Diejenigen Herren, die
den Beratungen in unserem Rate in den Jahren
1936 und folgenden beigewohnt haben, werden sich
daran erinnern, wie schwer es war, verhältnismässig
bescheidene Einsparungen von insgesamt 22 Mil-
lionen Franken auf den Subventionen zu erzielen.

Das zu den Subventionen. Ich erachtete es als meine
Pflicht, Ihnen meinen etwas pessimistischen persön-
lichen Standpunkt wegen dès Abbaues der Sub-
ventionen darzulegen. Ich werde immer dabei sein,
wenn die Möglichkeit besteht, solche Subventionen
zu reduzieren und werde mich auch dafür einsetzen,

.aber ich sehe den Erfolg bereits voraus.
Nun zu der Frage der Einnahmen. Ich habe im

schriftlichen Bericht auf die Unbeständigkeit ge-
wisser Einnahmeposten hingewiesen, und die Kom-
mission hat sich in ihrer Mehrheit auch veranlasst
gesehen, davor zu warnen, bei der Bemessung der
Einnahmen allzu sehr auf das Rekordergebnis des
Jahres 1947 abzustellen. In den letzten Tagen sind
die Zolleinnahmen für das Jahr 1948 bekannt
geworden. Dank der Rekordeinnahmen im ersten
halben Jahre sind die Zolleinnahmen 1948 ungefähr
gleich hoch wie 1947; sie sind aber im zweiten Halb-
jahre von 220 auf 180 Millionen Franken gegenüber
der gleichen Zeit des Vorjahres gesunken, und sie
sind in den beiden letzten Monaten November und
Dezember um je über 10 Millionen Franken zurück-
gegangen. Diese Tatsache gebietet, in der Berech-
nung der künftigen Einnahmen aus den Zöllen vor-
sichtig zu sein. Die gleiche Vorsicht werden Sie
walten lassen müssen, wenn Sie die übrigen, von
der Konjunktur abhängigen Einnahmen berechnen:
die Verrechnungssteuer, die Stempelsteuer und
andere.

Noch ein Wort zu dem meist umstrittenen Punkt :
In welcher Art und Weise sollen Vermögen und Ein-
kommen zu der Tilgung und Verzinsung der aus der
Mobilisation entstandenen Lasten herangezogen
werden ? In ihrer Mehrheit hat sich die Kommission
für die Erhebung einer Tilgungssteuer ausgesprochen,
und ich gehöre persönlich dieser Mehrheit an. Der
Gedanke, dass Vermögen und Einkommen an die
Tilgung und Verzinsung der Mobilisationskosten
beizutragen haben, ist eigentlich unbestritten ge-
blieben. Es handelt sich-heute nur darum, auf welche
Weise' diese Heranziehung erfolgen soll. Man hat
immer wieder mit dem System der Kontingente
operiert. Ich habe mich darüber ausgesprochen und
gestatte mir hiezu nur noch zwei Bemerkungen.
Einmal halte ich die Kontingentsleistungen eigent-
lich als nicht mehr gut vereinbar mit einem bundes-
staatlich organisierten Staatswesen. Die Kontin-
gente sind die geeignete Finarizierungsmassnahme
für den Staatenbund. Mit Recht ist meines Er-
achtens in einer bernischen Habilitationsschrift ge-
schrieben worden: ,,Die kantonalen Kontingente
schöpfen ihre Daseinsberechtigung aus der rudimen-
tären Bildung des zentralstaatlichen Finanzsystems
und aus der geringen Bedeutung der zentralstaat-
lichen Kompetenz überhaupt. Sie sind letzten Endes
im Bundesstaate immer ein Notbehelf."

Noch eine Bemerkung zu der Frage der Kontin-
gentslösung durch die Verrechnungssteuer. Ich habe
im schriftlichen Referate darauf hingewiesen, dass
die Grundlage der Kontingentsberechnung zu
schmal sei. Ich möchte diese Auffassung hier aus-
drücklich wiederholen. Kontingente, die auf 2%%
der Steuereinnahmen eines Kantons berechnet
werden, sind meines Erachtens untauglich. Wohl
hat man gesagt, in einer grossen Anzahl von Kan-
tonen nähern sich eigentlich prozentual die Lei-
stungen nach diesem Systeme der Verrechnungs-
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Steuer den Leistungen aus der Wehrsteuer. Das ist,
glaube ich, eine Zufälligkeit. Verändern sich die
wirtschaftlichen Verhältnisse des Kantons, ver-
schieben sich die Zusammensetzungen dieser Ein-
künfte, so wird diese Annäherung in den einen und
anderen Kanton verschwinden. Wir haben heute
schon einzelne Kantone, wo diese Verrechnungs-
steuerkontingente gar nicht mehr in Einklang
stehen mit dem, was diese Kantone auf Grund der
Wehrsteuer zu leisten hatten. Wenn nur in einem
Kanton ein derartiges Missverhältnis besteht, dann
ist meines Erachtens damit dargetan, dass das
Kontingentsystem in dieser Form hier nicht durch-
führbar ist.

Dann noch ein Zweites : Auf Antrag unseres ver-
ehrten Herrn Kollega Holenstein ist' in den Text
der Vorlage eine neue Bestimmung aufgenommen
worden, die dahin geht, dass die Subventionen, die
der Bund an die Kantone leistet, und die Leistungen
der Kantone an den Bund zu bemessen seien nach
der Finanzkraft der Kantone, also nicht nur nach
der Steuerkraft. Es soll nicht nur das in Erwägung
gezogen werden, was der Kanton an direkten Steuern
aus seinen Einwohnern herausholen kann, sondern
es soll auch das in Würdigung gezogen werden, was
er aus ändern Einnahmen hereinbekommt, und es
soll vor allem berücksichtigt werden, was er kraft
seiner besondern Stellung auszugeben hat, sei es,
dass der Kanton etwa stark belastet ist mit Ge-
wässerverbauungen, sei es, dass er grosse kulturelle
Missionen zu erfüllen hat. Dieses steht meines Er-
achtens in flagrantem Widerspruch zu dem Grund-
satz, dass ein kantonales Kontingent erhoben wird,
lediglich auf Grund eines Einkommensbetrages, der
2% bis höchstens 5%, glaubeich, der Gesamtsteuer-
einnahme eines Kantons ausmacht.

Ich bekenne es unverhohlen, dass keine dieser
Lösungen, die bis heute vorliegen, eine ideale ist.
Es wird auch nie eine ideale Lösung gefunden
werden! Aber das Leitmotiv bei einer Neuordnung
muss meines Erachtens das sein, dass einmal die
Belastung von Vermögen und Einkommen auf dem
ganzen Gebiet der Eidgenossenschaft eine möglichst
gleichmässige und billige ist, weil diese Belastung
für den gleichen eidgenössischen Zweck erfolgt. Der
zweite Grundsatz muss der sein, dass die Durch-
führung des Verfahrens eine möglichst einfache ist.
Wir haben hier ein Verfahren, das durch die Wehr-
steuer einigermassen eingebürgert ist. Gewisse
Härten, gewisse Ungleichheiten, die heute noch bei
der Erhebung der direkten Bundessteuern bestehen,
lassen sich bei einer sorgfältigen Ausgestaltung der
Gesetzgebung sicherlich beheben.

Es ist von akademischer Seite ein Weg vor-
geschlagen worden, der im schriftlichen Bericht
nicht behandelt worden ist. Es wird vorgeschlagen,
in Ablehnung der direkten Bundessteuer, in Ab-
lehnung des Kontingentsystems, den Bund einfach
zu beteiligen an den Steuereinnahmen der Kantone.
Wie sich der Verfasser der Habilitationsschrift, Herr
Dr. Probst, ausdrückt, soll die unausgenützte Steuer-
kraft der Kantone noch durch den Bund abge-
schöpft werden. Er schlägt vor, die Steuerkraft
zuerst durch den Bund zu bemessen und von den
Steuereinnahmen der Kantone die bezüglichen Be-
träge zu erheben.

Nationalrat. — Conseil national. 1949.

Der Vorschlag lässt sich vom akademischen
Katheder aus sehr gut hören; aber er wird in der
Praxis auf unüberwindliche Schwierigkeiten stossen.
Wie soll diese Steuerkraft der Kantone unparteiisch
abgeschätzt werden ? Alle Experten werden die Sache
durch eine getrübte Brille ansehen, die Staatsmänner
und die Wissenschafter in den betroffenen Kan-
tonen erst recht!

So glaube ich, dass im gegenwärtigen Zeitpunkt
eine weniger unerfreuliche Lösung als die Erhebung
einer direkten Bundessteuer nicht vorliegt. Diese
Lösung ist noch gewisser Verbesserungen fähig. Eine
Voraussetzung muss vor allem erfüllt werden, damit
die Lösung durchgeführt werden kann: Neben dem
Bürger, neben den Kantonen, neben der Eidge-
nossenschaft sind noch andere Instanzen da, welche
in entscheidender Weise mitzuwirken haben: das ist
die eidgenössische Verwaltung, vor allem die eid-
genössische Steuerverwaltung. Die Steuerverwal-
tungen haben an und für sich die Eigenschaft, dass
sie naturgemäss, ihrer Aufgabe getreu, die Interessen
des Fiskus in den Vordergrund stellen. Dabei ist es
unvermeidlich, dass die berechtigten Interessen der
Steuerzahler Schaden leiden. • Wenn die eidgenös-
sische Steuerverwaltüng ein ausserordentliches Ver-
dienst hat an der Erfassung der Steuerfaktoren, so
kann man ihr diese Anerkennung wohl nicht absolut
zusprechen in bezug auf das Verständnis für die Be-
dürfnisse der Steuerpflichtigen und Steuerzahler.
Es ist vor allem in den Kantonen, welche eine fort-
schrittliche Steuerveranlagung besitzen, die den
wirtschaftlichen Bedürfnissen Rechnung trägt,
schwer empfunden worden, dass die eidgenössischen
Steuerorgane diese fortschrittlichen Grundsätze
nicht anerkannten und, wie der verdiente Chef der

"Eidgenössischen Steuerverwaltung sagte, glaubten,
eine gewisse Mittellinie zwischen den fortschritt-
lichen und den mehr rückschrittlichen Kantonen
einhalten zu müssen.

Ich kann mir vorstellen, dass die Bundessteuer in
dem Moment populär würde, wo die Eidgenössische
Steuerverwaltung durch die Art ihrer Veranlagung
den Kantonen zum grossen Vorbild würde, auch für
den Schutz der Steuerpflichtigen und Steuerzahler.

Nun noch etwas anderes. Man wird sich auch in
gewissen ändern eidgenössischen Amtsstellen dar-
über klar sein müssen, dass man den Bürger nicht
wegen Kleinigkeiten schikanieren und ihm so und so
viele Experten und Untersuchungsbeamte auf den
Hals schicken soll. Wenn es heute noch vorkommt,
dass die Preiskontrolle Leuten ihre Experten auf den
Hals schickt, die bereits unter der Konkurrenz zu
leiden haben, um festzustellen, ob innerhalb der
letzten zehn Jahre Preisüberschreitungen vorge-
kommen seien, so ist das ein Unfug.

Also ist auf allen Seiten eine grosse Aufgabe zu
erfüllen. Wir aber, hier im Parlament, werden uns
doch darüber klar sein müssen, dass wir in diesen
vierzehn Tagen eine Nachschussprämie für die Ver-
sicherung beschliessen müssen, deren Nutzniesser
wir in den vergangenen Jahren geworden sind.

Wir verstehen, dass jedes einzelne Ratsmitglied
und jede einzelne Gruppe bei dieser Finanzreform
möglichst wenig von seiner staatspolitischen, seiner
finanzpolitischen, seiner wirtschaftspolitischen Auf-
fassung opfern will. Aber demgegenüber trägt doch
auch jedes einzelne Ratsmitglied die grosse Verant-
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wortung dafür, dass wir auf demokratischem Weg
eine Finanzordnung herbeiführen können. Auf
einem ändern Weg sie herbeizuführen, ist vielleicht
leichter; aber dieser andere Weg ist dann auch ein
Verhängnis für die Demokratie.

Entschuldigen Sie, dass ich meine Zeit wesent-
lich überschritten habe. Aber der Herr Präsident
weiss: Wes das Herz voll ist, des geht der Mund
über. Ich beantrage Ihnen Eintreten.

M. Perret, rapporteur: Pour déférer au désir de
M. Escher, les rapports de votre commission ont été
envoyés aux membres du Conseil; cela présente
évidemment quelques avantages, mais les questions
qui vont nous occuper pendant deux semaines sont
d'une telle importance qu'il a paru néanmoins né-
cessaire à M. Müller et à moi-même de faire précéder
le débat de quelques considérations générales, aussi
brèves que possible. Auparavant je me fais un de-
voir de remercier le Département des finances, parti-
culièrement le Dr Kühl, de leur précieuse collabora-
tion.

La dette de notre pays s'élève au chiffre de
2700 millions de francs, c'est-à-dire à peu près
10 000 fr. par famille ! Elle est la conséquence —-
tous les gens objectifs en conviendront — non pas
d'une mauvaise administration des finances pu-
bliques, mais de la guerre et des frais énormes, mais
inévitables, qu'a nécessités notre défense nationale,
économique et militaire. Néanmoins, comparative-
ment à l'immense majorité des peuples, nous sommes
encore des privilégiés: notre population n'a pas été
décimée, nos villes n'ont pas été détruites, nos fa-
briques sont intactes, la plupart d'entre elles ont
même considérablement perfectionné leur équipe-.
ment et augmenté leur capacité de production. Nous
pouvons regarder l'avenir avec confiance. Nous sor-
tons sains et sauf s "de la catastrophe la plus effroyable
de l'histoire et s'il est vrai que notre dette est très
lourde, nous devons cependant nous estimer extrême-
ment heureux de nous en tirer à ce prix. Cette dette,
personne ne conteste'qu'il faille la payer. Des finances
saines sont indispensables à la prospérité d'un
peuple. Nous voyons, par les difficultés presque in-
extricables dans lesquelles se débattent tant d'autres
pays, combien les nations ruinées sont malheureuses
et ont peine à sortir de leur détresse.

Nous aurions évidemment un très grand intérêt à
payer cette dette dans le plus bref délai possible,
autrement nous serions obligés de la payer deux fois
à cause du jeu des intérêts qui nous coûtent 300 mil-
lions par an.

Pour assainir notre situation, il est absolument
nécessaire, d'une part, de procéder à des économies
importantes, d'autre part, de trouver des recettes
suffisantes. L'un des premiers moyens de réduire nos
dépenses est de diminuer les subventions, budgétées
à 444,5 millions-en 1948 — sans compter les charges
de l'assurance-vieillesse. Ces subventions ont aug-
menté d'année en année. Elles-ont atteint le maxi-
mum, soit 464 millions en 1945, pour diminuer dans
les exercices suivants. Le Conseil fédéral et votre
commission proposent d'en ramener le chiffre à
155 millions. La réduction serait donc énorme. Sans
doute, il est très facile de proposer une réduction
plus importante encore, mais il ne faut pas oublier
ceci :

1. La suppression ou la réduction des subven-.
tions va charger en grande partie les budgets can-
tonaux et communaux et elle se traduira donc sou-
vent par de simples déplacements de charges, qui
pourront sans doute contribuer à l'assainissement
des finances fédérales, mais ce sera au détriment
d'autres finances publiques. Pour l'ensemble de la
Suisse, cela ne doit donc avoir d'influence heureuse
que dans la mesure où les cantons et les communes
intéressés-seront en meilleure situation financière que
la Confédération, ce qui ne sera pas toujours le cas.
Chacun comprend que l'on ne s'enrichit pas à faire
passer dans la poche gauche une partie des factures
entassées dans la poche droite. Le déplacement des
charges doit se faire d'une façon équitable. Certains
cantons peuvent le supporter sans danger, mais pour
d'autres, au contraire, il serait insupportable. C'est
la raison pour laquelle on envisage que la réduction
des subventions sera complétée par une péréquation
financière intercantonale, acte de solidarité des plus
efficaces et application heureuse, mais trop rare
hélas, de notre belle devise nationale: «Un pour tous,

•tous pour un.» La difficulté, bien entendu, est d'éta-
blir une péréquation tenant compte de la capacité
fiscale des cantons, de la prospérité des uns, de la
misère des autres, sans oublier de faire entrer en
ligne de compte les efforts fiscaux, inégaux aujour-
d'hui, des intéressés, qui devront être aidés dans la
mesure où ils se sont aidés eux-mêmes.

2. Il ne faudra pas oublier non plus que s'il est
extrêmement facile de réduire des subventions, il est
plus difficile de mesurer les conséquences nom-
breuses d'une telle mesure: ne va-t-on pas frapper
des institutions utiles, nécessaires, paralyser des
activités de la plus haute importance pour notre
pays? Quelles auraient été ces dernières années, les
conséquences d'une suppression ou d'une réduction
massive de l'aide apportée, par exemple, aux popu-
lations des hautes montagnes, à l'agriculture, à la
lutte contre le chômage, à la lutte contre la tuber-
culose, etc. ?

Des finances saines ne sont pas tout. C'est un
élément essentiel, certes, de notre prospérité, mais
c'est un moyen et non pas un but, il faut envisager
les problèmes économiques, culturels, sociaux et
financiers dans leur ensemble, il faut comprendre
qu'en dépensant moins on réalise moins aussi, il faut
savoir semer, même si cela est coûteux, pour assurer
d'abondantes récoltes futures. Cela dit non pas pour
prétendre que l'on ne doit pas diminuer les subven-
tions fédérales, mais pour souligner qu'il y a des limi-
tes au-dessous desquelles il ne faudrait pas descendre.

A côté des subventions ordinaires qui seraient
donc réduites à 155 millions par an à partir de 1950,
il y a les subventions extraordinaires qui ont atteint
un total de 1100 millions au cours des cinq dernières
années, ces subventions qu'on voudrait supprimer
complètement à partir de l'exercice prochain. Sera-
ce possible? On a dépensé l'an dernier 300 millions
rien que pour les actions en faveur de la baisse des
prix et notre programme financier, il faut le dire,
présuppose une baisse préalable du coût de la vie,
le rétablissement de ia puissance d'achat-de la mon-
naie à un niveau correspondant à une situation
économique normale. Mais, qui donc oserait affirmer,
nous allions même dire qui donc oserait espérer, le
retour d'une situation normale l'an prochain?
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Une deuxième économie doit être trouvée dans
la réduction de notre appareil administratif? Cela
pourrait se faire — beaucoup de gens l'affirment —
sans nuire à la valeur et à la capacité des services
fédéraux dont on pourrait ainsi diminuer considé-
rablement le coût. Il faut reconnaître que sur ce
point les critiques sont souvent bien générales : on se
fonde sur des faits particuliers sans doute regret-
tables, voire inadmissibles, mais que l'on déplore, en
somme, dans toutes les grandes administrations,
privées ou publiques. Aussi des précisions seraient-
elles les bienvenues.

On doit reconnaître que plusieurs de nos grandes
administrations, les postes, les Chemins de fer
fédéraux, sont remarquables; mais cela ne signifie
nullement qu'il ne faille rien faire pour tâcher de ré-
duire l'appareil administratif; bien au contraire, il
est du devoir des autorités de prendre toutes les
mesures utiles pour que les services de l'Etat soient
sans exception organisés rationnellement et donnent
un rendement maximum. Dans la période très diffi-
cile que nous traversons, où l'on ne saurait tolérer
ni gaspillage, ni insuffisance, ni paresse, ni incurie.
Votre commission unanime demande qu'une étude
systématique soit entreprise sans tarder par des
experts et qu'ensuite on tire sans faiblesse de leurs
rapports les conséquences qui s'imposeront. Cela
sera favorable aux fonctionnaires eux-mêmes.

Il n'est peut-être pas inutile de répéter ici ce que
nous avons affirmé dans notre rapport: que personne
ne songe à faire des fonctionnaires les victimes de la
réforme fédérale. Il ne s'agit ni de leurs salaires, ni
de leur statut, mais de leur nombre qui doit être
réduit partout où cela est possible sans nuire à nos
services.

Le Conseil fédéral pense que cette réduction déjà
commencée, qui aura fait passer le nombre des agents
de l'administration centrale.de 29787 en 1944 à
19 800 en 1950 — c'est une réduction de 10 000
fonctionnaires, c'est-à-dire d'un tiers — permettra
de fixer les dépenses à 230 millions y compris les
salaires du personnel du Département militaire (8850
personnes). La commission du Conseil des Etats pro-
pose de ramener cette dépense à 200 millions et
votre commission à 210 millions. Nous nous expli-
querons là-dessus au cours des débats.

On a cherché bien entendu à réduire le taux
énorme, des dépenses militaires et celles-ci ont déjà
subi d'importantes diminutions. Mais elles pèsent
encore lourdement, très lourdement, sur nos finances.
Les grands espoirs qu'avaient fait naître les Nations
Unies lorsqu'elles affirmèrent que leur but essentiel
était de maintenir la paix, de préserver- les généra-
tions futures du fléau de la guerre qui, deux fois en
l'espace d'une vie humaine, a infligé à l'humanité
d'indicibles souffrances, lorsqu'elles déclarèrent
qu'elles ne détourneraient vers les armements que le
minimum des ressources; qu'elles procéderaient à
une réduction des armements, ces grands espoirs,
dis-je, ont été amèrement déçus jusqu'ici et cela
nous engage à être vigilants. Cependant, si l'on con-
sacre des sommes énormes à se protéger contre des
ennemis éventuels, on ne saurait pour cela négliger
des dépenses importantes, urgentes, sociales, écono-
miques, culturelles dont l'accomplissement et le dé-
veloppement sont indispensables à notre peuple. Il
serait insensé de se mettre dans la situation d'un

homme, qui, pour parer aux entreprises des mal-
faiteurs possibles, dépenserait le plus clair de ses
ressources et mettrait sa famille dans la misère. Mais
où est la limite raisonnable, supportable, de nos
dépenses militaires ?

La commission des experts la fixe à 300 millions,
mais le Conseil fédéral, l'état-major, la commission
du Conseil des Etats, estiment que l'armée serait
incapable d'accomplir la tâche qui lui incombe si son
budget n'est pas au minimum de 400 millions. Votre
commission pense pouvoir réduire un peu cette
somme et la fixe à 390 millions par une diminution
du personnel du Département militaire.

Une quatrième mesure d'amélioration des finan-
ces de la Confédération est d'augmenter la part de
cette dernière aux ressources qui, jusqu'à ce jour,
étaient partagées entre elle et les cantons. C'est ainsi
que le Conseil fédéral propose de conserver désormais
la totalité de la taxe d'exemption militaire et non
seulement la moitié ; la totalité du rendement net de
la Banque nationale. Il pourra réduire en plus de
30 à 10% la quote-part des cantons au rendement
de l'impôt d'amortissement. Cela ferait un total de
44 millions duquel il faut déduire 12 millions du
bénéfice que les cantons retireraient de la péréqua-
tion financière. Il resterait donc 42 millions à l'avan-
tage de la caisse fédérale, ce qui n'est pas sans in-
convénient pour certaines caisses cantonales.

Ici encore, il s'agirait d'un déplacement de re-
cettes, déplacement utile voire nécessaire si vous
voulez, mais non d'une augmentation du revenu
national.

Les dépenses probables sont fixées au total de
1330 millions par le Conseil fédéral, à 1235 millions
par les Etats et à 1310 millions par notre commis-
sion. Une grosse partie de la dépense (315 millions)
est, comme nous l'avons vu, absorbée par les inté-
rêts de la dette, somme à laquelle il faut ajouter
30 millions pour l'amortissement. C'est là un mini-
mum.

Le Conseil des Etats propose de porter cette
somme à 100 millions pensant pouvoir ainsi renoncer
au crédit prévu pour combattre les crises, mais cela
suffirait-il ? On sait, par de récentes et douloureuses
expériences, combien les finances publiques sont
mises à contribution dans de telles périodes. La crise
de 1930 nous a coûté 725 millions. Pour tenir compte
de la dépréciation de la monnaie et de l'augmen-
tation des dépenses incombant à la Confédération
à la suite de la revision constitutionnelle du 10 juillet
1947, il faudrait compter aujourd'hui sur une dépense
double pour obtenir le même résultat. Aux termes
des nouveaux articles économiques, la Confédération
est tenue de prendre constamment avec les cantons
des mesures tendant à prévenir les crises économiques
et au besoin à combattre le chômage.

Aussi notre commission approuve-t-elle le Con-
seil fédéral et vous propose-t-elle de prévoir dans le
plan financier une dépense annuelle de 100 millions
pour parer aux conséquences des dépressions éco-
nomiques futures. D'ailleurs cette proposition de
100 millions est encore optimiste puisqu'elle suppose,
comme le dit le Conseil fédéral, que les crises pro-
chaines n'auront pas l'ampleur de celle de 1930.
Nous souhaitons qu'il ait raison.

Après avoir estimé les dépenses moyennes, il faut
évidemment décider des recettes nécessaires. Ici, les
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